RGBI-2110091-Nrl12-Gesetz, betreffend die
Anderung des Biirgerlichen Gesetzbuches
Erstes Buch Minderjaehrigkeit Volljahrigkeit

Gesetz, betreffend die Anderung des Biirgerlichen Gesetzbuches
Erstes Buch, Anderungsstand: 14. Februar 2014
(Minderjahrigkeitsangelegenheiten, Volljahrigkeit)

gegeben am 09.10.2021, im Namen des Deutschen Reiches

In Kraft gesetzt am 28.10.2021 durch Veroffentlichung im Deutschen Reichsanzeiger
nach erfolgter Zustimmung des Bundesrathes und des Volks-Reichstages, was folgt:

Nr. 12

Das Biirgerliche Gesetzbuch Erstes Buch, Anderungsstand 14. Februar 2014 wird wie folgt
geandert.

§1.

§ 3. des Burgerlichen Gesetzbuches, wird wie folgt geandert:

gegenstandslos ( durch RGBI-1211071-Nr14-Gesetz-Eintritt-Volljaehrigkeit )

§ 2.

§ 4. des Burgerlichen Gesetzbuches, wird wie folgt geandert:

gegenstandslos ( durch RGBI-1211071-Nr14-Gesetz-Eintritt-Volljaehrigkeit )

§ 3.

§ 5. des Biirgerlichen Gesetzbuches, wird wie folgt geandert:

gegenstandslos ( durch RGBI1-1211071-Nr14-Gesetz-Eintritt-Volljaehrigkeit )

§ 4.
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Diese Verordnung tritt mit der Veroffentlichung im Deutschen Reichsanzeiger in Kraft.
Gegeben zu Berlin, den 09. Oktober 2021

Im Allerhochsten Auftrage des Deutschen Volkes

Staatssekretar im Auswartigen Amt und Prasidialsenat Staatssekretar des Innern und Prasidialsenat
Darius Lucyga Erhard Lorenz

Reichsgesetzblatt “RGBI1-2110091-Nrl12-Aenderungsgesetz-betreffend-das-BGB-Minderjaehriger”
Amtsschrift
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Amtsschrift ist Frakturschrift: die Sie hier finden: FRAKTUR.TTF - diese bitte in den Ordner
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RGBI1-1510171-Nr28-Gesetz-Aenderung-des-
BGB-Gewaltfreie-Erziehung

Gesetz, betreffend die Anderung des BGB bezogen auf die gewaltfreie Erziehung der
Kinder

zum 17.10.2015, im Namen des Deutschen Reiches

In Kraft gesetzt am 06.11.2015 durch Verdffentlichung im Deutschen Reichsanzeiger
nach erfolgter Zustimmung der 80. Tagung des Volks-Bundesrathes, was folgt:

Nr. 28

Der bisherige Text aus dem Gesetz, betreffend dem Burgerlichen Gesetzbuch “II. Elterliche Gewalt”

Originaltext von § 1631.:
Die Sorge fiir die Person des Kindes umfafSt das Recht und die Pflicht, das Kind zu erziehen, zu
beaufsichtigen und seinen Aufenthalt zu bestimmen.

Der Vater kann kraft des Erziehungsrechts angemessene Zuchtmittel gegen das Kind anwenden. Auf
seinen Antrag hat das Vormundschaftsgericht ihn durch Anwendung geeigneter Zuchtmittel zu
untersttitzen.

Anderungsantrag

§1631. Dieses Gesetz erhalt einendritten Absatz, der zweite Absatz wird neu verfalst, der erste
Absatz bleibt wie gehabt, die Absatze werden mit 1, 2, 3 gekennzeichnet.

§1.
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Neue Ausfuhrung von § 1631.

1) Die Personensorge umfalSst insbesondere die Pflicht und das Recht, das Kind zu pflegen, zu
erziehen, zu beaufsichtigen und seinen Aufenthalt zu bestimmen.

2) Kinder haben ein Recht auf gewaltfreie Erziehung. Korperliche Bestrafungen, seelische
Verletzungen und andere entwurdigende MalSnahmen sind unzulassig.

3) Das Vormundschaftsgericht hat die Eltern auf Antrag bei der Ausubung der Personensorge in
geeigneten Fallen zu unterstutzen.

§ 4.

Dieses Gesetz tritt mit Veroffentlichung im Deutschen Reichsanzeiger in Kraft.

Reichsgesetzblatt “RGBI-1510171-Nr28-Gesetz-Aenderung-des-BGB-Gewaltfreie-Erziehung”
Amtsschrift

Reichsgesetzblatt “RGBI-1510171-Nr28-Gesetz-Aenderung-des-BGB-Gewaltfreie-Erziehung” D

RGBI1-1505241-Nr09-Gesetz-Produkt-und-
Produzentenhaftung

Gesetz, betreffend die Produkthaftung und Produzentenhaftung
gegeben am 24.05.2015, im Namen des Deutschen Reiches

In Kraft gesetzt am 02.06.2015 durch Verdffentlichung im Deutschen Reichsanzeiger
nach erfolgter Zustimmung des Volks-Bundesrathes und des Volks-Reichstages, was folgt:

Nr.09

§1.

(1) Wird durch den Fehler eines Produkts ein Mensch getotet, am Korper verletzt oder an der
Gesundheit geschadigt oder eine von dem Produkt verschiedene korperliche Sache beschadigt, so

haftet fur den Ersatz des Schadens.
1. der Unternehmer, der es hergestellt und in den Verkehr gebracht hat,

2. der Unternehmer, der es zum Vertrieb in den Wirtschaftsraum des Deutschen Reiches eingefiihrt

und hier in den Verkehr gebracht hat (Importeur).

(2) Kann der Hersteller oder - bei eingefithrten Produkten - der Importeur gemals Abs. 1 Punkt 2
nicht festgestellt werden, so haftet jeder Unternehmer, der das Produkt in den Verkehr gebracht
hat, nach Abs. 1, wenn er nicht dem Geschadigten in angemessener Frist den Hersteller
beziehungsweise - bei eingefuhrten Produkten - den Importeur oder denjenigen nennt, der ihm das

Produkt geliefert hat.

§ 2.
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Hersteller gemals § 1 Abs. 1 Punkt 1 ist derjenige, der das Endprodukt, einen Grundstoff oder ein
Teilprodukt erzeugt hat, sowie jeder, der als Hersteller auftritt, indem er seinen Namen, seine
Marke oder ein anderes Erkennungszeichen auf dem Produkt anbringt.

§ 3.

Produkt im Sinne dieses Gesetzes ist jede bewegliche Sache, auch wenn sie ein Teil einer anderen
beweglichen Sache oder mit einer unbeweglichen Sache verbunden worden ist, einschliefSlich
Energie, Programme, Datentrager, gasformige Stoffe und alle Produkte die als Arzneimittel
deklariert sind.

§ 4.

Ein Produkt ist in den Verkehr gebracht, sobald es der Unternehmer, gleich auf Grund welchen
Titels, einem anderen in dessen Verfugungsmacht oder zu dessen Gebrauch ibergeben hat. Die
Versendung an den Abnehmer genugt.

§ 5.

(1) Ein Produkt ist fehlerhaft, wenn es nicht die Sicherheit bietet, die man unter Beriicksichtigung
aller Umstande zu erwarten berechtigt ist, besonders angesichts

1. der Darbietung des Produkts,

2. des Gebrauchs des Produkts, mit dem billigerweise gerechnet werden kann,

3. des Zeitpunkts, zu dem das Produkt in den Verkehr gebracht worden ist.

4. wenn die Produktbeschreibung nicht das erkennen lalst, was offenkundig erwartet wird.

5. wenn die Werbung fiir das betreffende Produkt, eine unwahre Wirkung suggeriert.

(2) Ein Produkt kann nicht allein deshalb als fehlerhaft angesehen werden, weil spater ein
verbessertes Produkt in den Verkehr gebracht worden ist.

§ 6.

(1) Behauptet ein Hersteller oder ein Importeur, die Sache nicht in den Verkehr gebracht oder nicht
als Unternehmer gehandelt zu haben, so obliegt ihm der Beweis.

(2) Behauptet ein in Anspruch Genommener, dall das Produkt den Fehler, der den Schaden
verursacht hat, noch nicht hatte, als er es in den Verkehr gebracht hat, so hat er dies als unter
Berucksichtigung der Umstande wahrscheinlich darzutun.

§7.

Die Haftung kann nicht durch den Mangel eines Verschuldens, sondern nur durch den Nachweis
ausgeschlossen werden, dafs

1. der Fehler auf eine Rechtsvorschrift oder behordliche Anordnung zurtickzufithren ist, der das
Produkt zu entsprechen hatte,

2. die Eigenschaften des Produkts nach dem Stand der Wissenschaft und Technik zu dem Zeitpunkt,
zu dem es der in Anspruch Genommene in den Verkehr gebracht hat, nicht als Fehler erkannt
werden konnten oder

3. wenn der in Anspruch Genommene nur einen Grundstoff oder ein Teilprodukt hergestellt hat - der
Fehler durch die Konstruktion des Produkts, in welches der Grundstoff oder das Teilprodukt
eingearbeitet worden ist, oder durch die Anleitungen des Herstellers dieses Produkts verursacht
worden ist.



§ 8.

Die Ersatzpflicht nach diesem Reichsgesetz kann im voraus weder ausgeschlossen noch beschrankt
werden. Die Hohe der Ersatzpflicht, wird von dem zustandigen Staatsgericht festgelegt

§9.

Trifft die Haftpflicht mehrere, so haften sie als Gesamtschuldner. Thre Haftung wird nicht dadurch
gemindert, dal’ auch andere nach anderen Bestimmungen fir den Ersatz desselben Schadens
haften. Im ubrigen gelten die §§ 421, 425 und 426 des Burgerlichen Gesetzbuches.

§ 10.

Trifft den Geschadigten oder jemanden, dessen Verhalten er zu vertreten hat, ein Verschulden, so ist
§ 254 BGB sinngemals anzuwenden. Ist streitig, ob die Ersatzpflicht ausgeschlossen ist, so tragt der
Hersteller gemals § 1 Abs. 1 Punkt 1 und 2 die Beweislast.

§ 11.

(1) Hat ein Ersatzpflichtiger Schadenersatz geleistet und ist der Fehler des Produkts weder von ihm
noch von einem seiner Leute verursacht worden, so kann er vom Hersteller des fehlerhaften
Endprodukts, Grundstoffs oder Teilprodukts Riickersatz verlangen. Sind mehrere
ruckersatzpflichtig, so haften sie zur ungeteilten Hand.

(2) Haben mehrere Haftende den Fehler mitverursacht, so richtet sich das Ausmall des Anspruchs
desjenigen, der den Schaden ersetzt hat, auf Ruckersatz gegen die ubrigen nach den Umstanden,
besonders danach, wie weit der Schaden von dem einen oder dem anderen Beteiligten verschuldet
oder durch die Herbeifuhrung eines Fehlers des Produkts verursacht worden ist.

(3) Kann ein nach Abs. 1 oder 2 Ruckersatzpflichtiger nicht festgestellt werden, so ist jeder
Unternehmer ruckersatzpflichtig, der das Produkt vor dem Ruckersatzberechtigten in den Verkehr
gebracht hat, wenn er nicht diesem in angemessener Frist den Hersteller oder denjenigen nennt,
der ihm das Produkt geliefert hat.

§12.

Sofern nach diesem Reichsgesetz bestehende Ersatzanspriiche nicht friher verjahren, erloschen sie
zehn Jahre nach dem Zeitpunkt, zu dem der Ersatzpflichtige das Produkt in den Verkehr gebracht
hat, es sei denn, der Geschadigte hat seinen Anspruch inzwischen gerichtlich geltend gemacht.

§13.

(1) Bestimmungen des Burgerlichen Gesetzesbuchs und anderer Vorschriften, nach denen Schaden
in weiterem Umfang oder von anderen Personen als nach diesem Reichsgesetz zu ersetzen sind,
bleiben unberthrt. Es gilt im Sinne dieses Gesetzes §§ 249 und 823 des Biirgerlichen Gesetzbuches.

(2) Dieses Reichsgesetz gilt nicht fir Schaden durch ein nukleares Ereignis.
§ 14.

Hersteller und Importeure von Produkten sind verpflichtet, in einer Art und in einem Ausmal}, wie
sie im redlichen Geschaftsverkehr ublich sind, durch das Eingehen einer Versicherung oder in
anderer geeigneter Weise dafiir Vorsorge zu treffen, dals Schadenersatzpflichten nach diesem



Reichsgesetz befriedigt werden konnen.
§ 15.

Als Importeur im Sinn des § 1 Abs. 1 Punkt 2 gilt uberdies derjenige Unternehmer, der das Produkt
zum Vertrieb von einem exterritorialen Staat oder einem exterritorialen Staat des Deutschen
Reiches eingefiihrt und hier in den Verkehr gebracht hat.

§ 16.
Dieses Gesetz tritt mit der Veroffentlichung im Deutschen Reichs-Anzeiger in Kraft.
Reichsgesetzblatt “RGBI-1505241-Nr09-Gesetz-Produkt-und-Produzentenhaftung” Amtsschrift

Reichsgesetzblatt “RGBI-1505241-Nr09-Gesetz-Produkt-und-Produzentenhaftung” D

Amtsblatt-141109 - Meine Schritte zum
Staatsangehorigen

Amtsblatt-141109 - Meine Schritte zum souveranen Staatsangehorigen
hier bekommen Sie ihre Unterlagen

https://www.deutsche-reichsdruckerei.de/Dienst/

Amtsblatt-141109 Meine Schritte zum souveranen Staatsangehorigen

gegeben am 09.11.2014, im Namen des Deutschen Reiches

Ich kenne die gesetzliche Grundlage in
Deutschland, wie z.B. die Verfassung, das
RuStaG, den Deutschen Reichsanzeiger. Ich
weiB, daf Reichsgesetze den Landesgesetzen
vorgehen (Art. 2 der Verfassung) und die BRD-
Gesetze keinen Geltungsbereich nachweisen.
Mir ist die Seite mit den Téauschern, den
Marionetten, den illegal handelnden
Gruppierungen bekannt.

Es gilt auch fir mich die Ausweispflicht fir
Reichs- und Staatsangehorige. Jede im https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/rghl-1410081-nr32-gesetz-ausweispflicht-ausweisegesetz
Deutschen Reich lebende Person, mull die (Gesetz zur Ausweispflicht)https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/rghl-1410031-nr30-gesetz-erwerb-staatsangehoerigkeit/
Angehorigkeit zum Staat nachweisen kénnen,  (Zum Erwerb der Reichs- und Staatsangehoérigkeit)

siehe RuStaG 1913.

Ich beantrage staatlich anerkannte

https://www.verfassung-deutschland.de
(Artikel 2 der Deutschen Reichsverfassung)

http://deutscher-reichsanzeiger.de /rgbl/rustag-1913/
(Reichs- und Staatsangehorigkeitsgesetz Original)

http://deutscher-reichsanzeiger.de (Amtsblatt)

http://rabestte.reichsamt.info (Ver-Fiihrer-Liste)
http://bundespraesidium.de/warnung.htm (Warnung)

Dokumente. https://www.bundespraesidium.de
Mir ist klar, daR es nur eine Reichsleitung https://www.amtswegweiser.de
geben kann, die legitim ist. Nur diese darf durch https://www.volks-biiro.de

ihre Institutionen unter der Aufsicht der http://www.reichsdruckerei.de

gesetzgebenden Organe, Dokumente ausstellen, http://standesamt.bundespraesidium.de
siehe Art.4 der Verfassung. Somit bin ich im Die einzige staatliche Druckerei
Personenstandregister des Deutschen Reiches  https://www.deutsche-reichsdruckerei.de
als eine natiirliche Person gemeldet.

Ich erteile meiner Reichsleitung die Vollmacht,
mich in rechtlichen Angelegenheiten zu
vertreten, den Staat handlungsfahig
einzurichten, die Souveranitat Deutschlands im
Deutschen Reich herzustellen.

Ich bin nun Reichsangehériger des Deutschen
Reiches und Staatsangehoriger Deutschlands
und seiner Bundesstaaten. Ich habe somit
Recht auf Recht, Recht auf einen
staatlichen Richter, Recht auf geltende
Gesetze, Recht auf Eigentum, Recht auf die
Unversehrtheit von Korper, Geist und Seele.

http://bundespraesidium.de/vollmacht.htm
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/rgbl-1404011-nr12-gesetz-behebung-der-wohnungsnot
(Notstandgesetz)
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/rghl-1405151-nr20-gesetz-familienfoerderun
(Familienférderung)



http://deutscher-reichsanzeiger.de/2015/Amtsblatt/RGBl-1505241-Nr09-Gesetz-Produkt-und-Produzentenhaftung.pdf
http://deutscher-reichsanzeiger.de/2015/Druck/RGBl-1505241-Nr09-Gesetz-Produkt-und-Produzentenhaftung_D.pdf
http://deutscher-reichsanzeiger.de/2015/Druck/RGBl-1505241-Nr09-Gesetz-Produkt-und-Produzentenhaftung_D.pdf
http://deutscher-reichsanzeiger.de/2015/Druck/RGBl-1505241-Nr09-Gesetz-Produkt-und-Produzentenhaftung_D.pdf
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/meine-schritte-zum-staatsangehoerigen/
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/meine-schritte-zum-staatsangehoerigen/
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/daten/Meine-Schritte-zum-Staatsangehoerigen.pdf
http://deutsche-reichsdruckerei.de/Dienst/
https://www.verfassung-deutschland.de/
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/rustag-1913/
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/
http://www.rabestte.reichsamt.info/
https://www.bundespraesidium.de/warnung.htm
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/rgbl-1410081-nr32-gesetz-ausweispflicht-ausweisegesetz/
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/rgbl-1410031-nr30-gesetz-erwerb-staatsangehoerigkeit/
https://www.reichspraesidium.de/
https://www.amtswegweiser.de/
https://www.volks-büro.de/
http://www.reichsdruckerei.de/
http://standesamt.bundespraesidium.de/
https://www.deutsche-reichsdruckerei.de/
https://www.bundespraesidium.de/vollmacht.htm
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/rgbl-1404011-nr12-gesetz-behebung-der-wohnungsnot/
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/rgbl-1405151-nr20-gesetz-familienfoerderung/

Mir ist bewuRt, daf ich nun meine Rechte so
auch Pflichten eines Staatsangehorigen erlangt
habe, womit die Privathaftung des illegal
handelnden Personales der BRD und der Ver-
Fihrer nun seine Rechtskraft erhalt.

Ich unterliege somit nicht mehr dem Diktat
von Versailles und den Vorschriften der
Alliierten.

Die bisherigen BRD-Personaldokumente

bewahre ich deshalb auf, da ich damit den

Beweis des schweren Betruges und der

Tauschung vorliegen habe und ich dem https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/strafgesetzbuch/

boswilligen Bedrangnis durch BRD-Personal (Strafgesetzbuch Original)

beschwichtigend entgegen wirken kann. Ich https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/rgbl-1406061-nr24-gesetz-amts-diensthaftung/
kann mit diesem Firmen-Personalausweis des ~ (Amts- Diensthaftung)

Vereinigten Wirtschaftsgebietes weiterhin https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbhl/1304291-nr16-erlass-ergaenzung-|
meine mir zustehenden (UN)Rechte wahren. (Privathaft der Exekutive)

Natiirlich bin ich an Zahlungen, wie https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/rgbl-1109242-nr24-erlass-general-privathaftun,
Steuern, Gebiihren, Abgaben und Beitrage (Generelle Privathaftung)

nicht mehr vertraglich gebunden, auch https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/rghl-1405251-nr21-gesetz-staatsvertraege-mit-der-brd-gez
dann nicht, wenn die Zahlung erzwungen  (sogenannte Staatsvertrége)

wird. Fiir jede Enteignung oder
GewaltmaBnahme gilt nun das Rechtsmittel zur
Wahrung der Privathaftung.

Ich erhebe meine Stimme, ich wahre meine
Rechte,

ich handle gerecht und verantwortungsbewuft.
Ich bin ein souveraner Reichs- und
Staatsangehoriger.

Mir sind nachfolgende Gesetze bewuft;

BGB §§ 823, 839 (Privathaftung)
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/buergerliches-gesetzbuch-buch-2/
BGB § 795 (Schuldverschreibung)
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rghl/buergerliches-gesetzbuch-buch-2/

rivathaftung-nr26,

https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/rgbl-1801061-nr01-aenderungsgesetz-des-rghl-1404111-nr13-verbot-von-kriegsaktivitaeten/
(Kriegshandlungsverbot im Deutschen Reich)

Amtsblatt-141109 “Meine Schritte zum souveranen Staatsangehorigen”

Anderungsstand: 23.10.2018

Mit dem 23. Juni 2010

sind 51 Botschaften informiert, ebenso die UNO und der Vatikan, die Militarregierung und auch die “Bundesrepublik
Deutschland”

RGBI-1401231-Nr02-Aenderungsgesetz-BGB-
P127 - amtliche Postzustellung

Gesetz, betreffend Anderung § 127. des Biirgerlichen Gesetzbuches - amtliche
Postzustellung

gegeben am 23.01.2014, im Namen des Deutschen Reiches

In Kraft gesetzt am 14.02.2014 durch Veroffentlichung im Deutschen Reichsanzeiger
nach erfolgter Zustimmung des Volks-Bundesrathes und des Volks-Reichstages, was folgt:

Nr. 02

§ 127. des Biirgerlichen Gesetzbuches wird wie folgt gefalSt.

Der bisherige § 127. (alte Fassung) des BGB
Die Vorschriften des § 126 gelten im Zweifel auch fiir die durch Rechtsgeschaft bestimmte

schriftliche Form. Zur Wahrung der Form gentgt jedoch, soweit nicht ein anderer Wille anzunehmen
ist, telegraphische Ubermittelung und bei einem Vertrage Briefwechsel; wird eine solche Form
gewdhlt, so kann nachtrdglich eine dem § 126 entsprechende Beurkundung verlangt werden.

§1.
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Der bisherige § 127. wird nachfolgenden Zusatztext erhalten.

Die Vorschriften des § 126 gelten im Zweifel auch fur die durch Rechtsgeschaft bestimmte
schriftliche Form. Zur Wahrung der Form genugt jedoch, soweit nicht ein anderer Wille anzunehmen
ist, telegraphische Ubermittlung und bei einem Vertrage Briefwechsel; wird eine solche Form
gewahlt, so kann nachtraglich eine dem § 126 entsprechende Beurkundung verlangt werden.

Telegraphische Ubermittlung im Sinne dieses Gesetzes gilt auch die Ubermittlung per
elektronische Post (ePost oder EMail) so auch per Fernkopierer (Fax).

§ 2.
Dieses Gesetz tritt mit der Veroffentlichung im Deutschen Reichsanzeiger in Kraft.

Reichsgesetzblatt “RGBI1-1401231-Nr02-Aenderungsgesetz-BGB-P127” Amtsschrift

Reichsgesetzblatt “RGBI-1401231-Nr02-Aenderungsgesetz-BGB-P127“ D

Gesetz uber die Angelegenheiten der
freiwilligen Gerichtsbarkeit, FGG

Titel: Gesetz iiber die Angelegenheiten der freiwilligen

' Gerichtsbarkeit.

Deutsches Reichsgesetzblatt Band 1898, Nr. 21, Seite 189

Fundstelle: 229
Fassung vom: 17. Mai 1898
Bekanntmachung: 27. Mai 1898
Anderungsstand: 01. Dezember 2001
Quelle: Scan auf Commons

(Nr. 2473.) Gesetz uiber die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Vom 17. Mai 1898.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, Konig von Preufien etc.

verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zustimmung des Bundesraths und des Reichstags, was folgt:

Erster Abschnitt. Allgemeine Vorschriften.

§. 1.

Fir diejenigen Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, welche durch Reichsgesetz
den Gerichten iibertragen sind, gelten, soweit nicht ein anderes bestimmt ist, die
nachstehenden allgemeinen Vorschriften.

Es gelten im gesamten Umfang dieses Gesetzes, § 15 und § 16 des Gerichtsverfassungsgesetzes.
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§. 2.

Die Gerichte haben sich Rechtshiilfe zu leisten. Die §§. 158 bis 169 des
Gerichtsverfassungsgesetzes finden Anwendung.

§. 3.

Soweit fir die ortliche Zustandigkeit der Gerichte der Wohnsitz eines Betheiligten malSgebend
ist, bestimmt sich fiir Deutsche, die das Recht der Exterritorialitat genielSen, sowie fur Beamte
des Reichs oder eines Bundesstaats, die im Ausland angestellt sind, der Wohnsitz nach den
Vorschriften des §. 16 der CivilprozelSordnung.

§. 4.

Unter mehreren zustandigen Gerichten gebuhrt demjenigen der Vorzug, welches zuerst in der
Sache thatig geworden ist.

§. 5.

Besteht Streit oder UngewifSheit daruber, welches von mehreren Gerichten ortlich zustandig
ist, so wird das zustandige Gericht durch das gemeinschaftliche obere Gericht bestimmt. Ist
das zustandige Gericht in einem einzelnen Falle an der Ausiibung des Richteramts rechtlich
oder thatsachlich verhindert, so erfolgt die Bestimmung durch das ihm im Instanzenzuge
vorgeordnete Gericht.

Eine Anfechtung der Entscheidung findet nicht statt.

§. 6.
Ein Richter ist von der Ausubung des Richteramts kraft Gesetzes ausgeschlossen:

1. in Sachen, in denen er selbst betheiligt ist oder in denen er zu einem Betheiligten in dem
VerhaltnifS eines Mitberechtigten oder Mitverpflichteten steht;

2. in Sachen seiner Ehefrau, auch wenn die Ehe nicht mehr besteht;

3. in Sachen einer Person, mit der er in gerader Linie oder im zweiten Grade der Seitenlinie
verwandt oder verschwagert ist;

4. in Sachen, in denen er als Vertreter eines Betheiligten bestellt oder als gesetzlicher
Vertreter eines solchen aufzutreten berechtigt ist.

Ein Richter kann sich der Ausiibung seines Amtes wegen Befangenheit enthalten. Die
Ablehnung eines Richters ist ausgeschlossen.

§. 7.

Gerichtliche Handlungen sind nicht aus dem Grunde unwirksam, weil sie von einem ortlich
unzustandigen Gericht oder von einem Richter vorgenommen sind, der von der Ausuibung des
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Richteramts kraft Gesetzes ausgeschlossen ist.

§. 8.

Auf das gerichtliche Verfahren finden die Vorschriften des Gerichtsverfassungsgesetzes uiber
die Gerichtssprache, uber die Sitzungspolizei und uber die Berathung und Abstimmung
entsprechende Anwendung, die Vorschriften tiber die Gerichtssprache mit den sich aus dem 8.
9 ergebenden Abweichungen.

§. 9.

Der Zuziehung eines Dolmetschers bedarf es nicht, wenn der Richter der Sprache, in der sich
die betheiligten Personen erklaren, machtig ist; die Beeidigung des Dolmetschers ist nicht
erforderlich, wenn die betheiligten Personen darauf verzichten. Auf den Dolmetscher finden
die Vorschriften des §. 6 entsprechende Anwendung.

§. 10.

Auf das gerichtliche Verfahren sind die Gerichtsferien ohne EinflufS. Die Bearbeitung der
Vormundschaftssachen und der NachlalSsachen kann wahrend der Ferien unterbleiben, soweit
das BedurfnifS einer Beschleunigung nicht vorhanden ist.

§. 11.

Antrage und Erklarungen konnen zum Protokolle des Gerichtsschreibers des zustandigen
Gerichts oder des Gerichtsschreibers eines Amtsgerichts erfolgen.

§. 12.

Das Gericht hat von Amtswegen die zur Feststellung der Thatsachen erforderlichen
Ermittelungen zu veranstalten und die geeignet erscheinenden Beweise aufzunehmen.

§. 13.

Die Betheiligten konnen mit Beistanden erscheinen. Sie konnen sich, soweit nicht das Gericht
das personliche Erscheinen anordnet, auch durch Bevollmachtigte vertreten lassen. Die
Bevollmachtigten haben auf Anordnung des Gerichts oder auf Verlangen eines Betheiligten die
Bevollmachtigung durch eine offentlich beglaubigte Vollmacht nachzuweisen.

§. 14.

Die Vorschriften der CivilprozefSordnung uber das Armenrecht sowie die Vorschriften der §§.
34 bis 36 der Rechtsanwaltsordnung finden entsprechende Anwendung.
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§. 15.

Die Vorschriften der CivilprozefSordnung iiber den Zeugenbeweis, tiber den Beweis durch
Sachverstandige und uber das Verfahren bei der Abnahme von Eiden finden entsprechende
Anwendung. Ueber die Beeidigung eines Zeugen oder Sachverstandigen entscheidet jedoch,
unbeschadet der §§. 358, 367 der CivilprozelSordnung, das Ermessen des Gerichts.

Behufs der Glaubhaftmachung einer thatsachlichen Behauptung kann ein Betheiligter zur
Versicherung an Eidesstatt zugelassen werden.

§. 16.

Gerichtliche Verfugungen werden mit der Bekanntmachung an denjenigen, fir welchen sie
ihrem Inhalte nach bestimmt sind, wirksam.

Die Bekanntmachung erfolgt, wenn mit ihr der Lauf einer Frist beginnt, durch Zustellung nach
den fur die Zustellung von Amtswegen geltenden Vorschriften der CivilprozeSordnung; durch
die Landesjustizverwaltung kann jedoch fur Zustellungen im Ausland eine einfachere Art der
Zustellung angeordnet werden. In denjenigen Fallen, in welchen mit der Bekanntmachung
nicht der Lauf einer Frist beginnt, soll in den Akten vermerkt werden, in welcher Weise, an
welchem Orte und an welchem Tage die Bekanntmachung zur Ausfithrung gebracht ist; durch
die Landesjustizverwaltung kann naher bestimmt werden, in welcher Weise in diesen Fallen
die Bekanntmachung zur Ausfuhrung gebracht werden soll.

Einem Anwesenden kann die Verfugung zu Protokoll bekannt gemacht werden. Auf Verlangen
ist ihm eine Abschrift der Verfligung zu ertheilen.

§. 17.

Fur die Berechnung der Fristen gelten die Vorschriften des Burgerlichen Gesetzbuchs.
Fallt das Ende der Frist auf einen Sonntag oder allgemeinen Feiertag, so endigt die Frist mit
dem Ablaufe des nachstfolgenden Werktags.

§. 18.

Erachtet das Gericht eine von ihm erlassene Verfiigung nachtraglich fir ungerechtfertigt, so

ist es berechtigt, sie zu andern; soweit eine Verfugung nur auf Antrag erlassen werden kann

und der Antrag zuruckgewiesen worden ist, darf die Aenderung nur auf Antrag erfolgen.

Zu der Aenderung einer Verfugung, die der sofortigen Beschwerde unterliegt, ist das Gericht
nicht befugt.

§. 19.

Gegen die Verfugungen des Gerichts erster Instanz findet das Rechtsmittel der Beschwerde
statt.
Ueber die Beschwerde entscheidet das Landgericht.

§. 20.

Die Beschwerde steht Jedem zu, dessen Recht durch die Verfugung beeintrachtigt ist.
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Soweit eine Verfugung nur auf Antrag erlassen werden kann und der Antrag zurickgewiesen
worden ist, steht die Beschwerde nur dem Antragsteller zu.

§. 21.

Die Beschwerde kann bei dem Gerichte, dessen Verfigung angefochten wird, oder bei dem
Beschwerdegericht eingelegt werden.

Die Einlegung erfolgt durch Einreichung einer Beschwerdeschrift oder durch Erklarung zum
Protokolle des Gerichtsschreibers desjenigen Gerichts, dessen Verfugung angefochten wird,
oder des Gerichtsschreibers des Beschwerdegerichts.

§. 22,

Die sofortige Beschwerde ist binnen einer Frist von zwei Wochen einzulegen. Die Frist beginnt
mit dem Zeitpunkt, in welchem die Verfiigung dem Beschwerdefiithrer bekannt gemacht
worden ist.

Einem Beschwerdefiihrer, der ohne sein Verschulden verhindert war, die Frist einzuhalten, ist
auf Antrag von dem Beschwerdegerichte die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu
ertheilen, wenn er die Beschwerde binnen zwei Wochen nach der Beseitigung des
Hindernisses einlegt und die Thatsachen, welche die Wiedereinsetzung begrunden, glaubhaft
macht. Eine Versaumung der Frist, die in dem Verschulden eines Vertreters ihren Grund hat,
wird als eine unverschuldete nicht angesehen. Gegen die Entscheidung iiber den Antrag findet
die sofortige weitere Beschwerde statt. Nach dem Ablauf eines Jahres, von dem Ende der
versaumten Frist an gerechnet, kann die Wiedereinsetzung nicht mehr beantragt werden.

§. 23.
Die Beschwerde kann auf neue Thatsachen und Beweise gestutzt werden.

§. 24.

Die Beschwerde hat nur dann aufschiebende Wirkung, wenn sie gegen eine Verfiigung
gerichtet ist, durch die eine Strafe festgesetzt wird.

Das Gericht, dessen Verfugung angefochten wird, kann anordnen, dal$ die Vollziehung
auszusetzen ist.

Das Beschwerdegericht kann vor der Entscheidung eine einstweilige Anordnung erlassen; es
kann insbesondere anordnen, dafS die Vollziehung der angefochtenen Verfiigung auszusetzen
ist.

§. 25.
Die Entscheidung des Beschwerdegerichts ist mit Grunden zu versehen.
§. 26.

Die Entscheidung des Beschwerdegerichts wird in den Fallen, in welchen die sofortige weitere
Beschwerde stattfindet, erst mit der Rechtskraft wirksam. Das Beschwerdegericht kann jedoch



die sofortige Wirksamkeit der Entscheidung anordnen.

§. 27.

Gegen die Entscheidung des Beschwerdegerichts ist das Rechtsmittel der weiteren
Beschwerde zulassig, wenn die Entscheidung auf einer Verletzung des Gesetzes beruht. Die
Vorschriften der §§. 512, 513, 524, 526 der CivilprozeBordnung finden entsprechende
Anwendung.

§. 28.

Ueber die weitere Beschwerde entscheidet das Oberlandesgericht.

Will das Oberlandesgericht bei der Auslegung einer reichsgesctzliehen Vorschrift, welche eine
der im §. 1 bezeichneten Angelegenheiten betrifft, von der auf weitere Beschwerde
ergangenen Entscheidung eines anderen Oberlandesgerichts, falls aber tiber die Rechtsfrage
bereits eine Entscheidung des Reichsgerichts ergangen ist, von dieser abweichen, so hat es
die weitere Beschwerde unter Begrindung seiner Rechtsauffassung dem Reichsgerichte
vorzulegen. Der Beschluls iber die Vorlegung ist dem Beschwerdefiihrer bekannt zu machen.
In den Fallen des Abs. 2 entscheidet uiber die weitere Beschwerde das Reichsgericht.

§. 29.

Die weitere Beschwerde kann bei dem Gericht erster Instanz, bei dem Landgericht oder bei
dem Oberlandesgericht eingelegt werden. Erfolgt die Einlegung durch Einreichung einer
Beschwerdeschrift, so mufS diese von einem Rechtsanwalt unterzeichnet sein. Der Zuziehung
eines Rechtsanwalts bedarf es nicht, wenn die Beschwerde von einer Behorde oder von einem
Notar eingelegt wird, der in der Angelegenheit fur den Beschwerdefiihrer einen Antrag bei
dem Gericht erster Instanz gestellt hat.

Soweit eine Verfiigung der sofortigen Beschwerde unterliegt, findet auch gegen die
Entscheidung des Beschwerdegerichts die sofortige weitere Beschwerde statt.

Das Gericht erster Instanz und das Landgericht sind nicht befugt, der weiteren Beschwerde
abzuhelfen.

Im Uebrigen finden die Vorschriften uber die Beschwerde entsprechende Anwendung.

§. 30.

Die Entscheidungen tiber Beschwerden erfolgen bei den Landgerichten durch eine
Civilkammer, bei den Oberlandesgerichten und bei dem Reichsgerichte durch einen Civilsenat.
Ist bei einem Landgericht eine Kammer fur Handelssachen gebildet, so tritt fur Handelssachen
diese Kammer an die Stelle der Civilkammer.

Die Vorschriften des §. 137 des Gerichtsverfassungsgesetzes finden entsprechende
Anwendung.

§. 31.

Zeugnisse uber die Rechtskraft einer Verfigung sind von dem Gerichtsschreiber erster Instanz
zu ertheilen.
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§. 32.

Ist eine Verfiigung, durch die Jemand die Fahigkeit oder die Befugnil$ zur Vornahme eines
Rechtsgeschafts oder zur Entgegennahme einer Willenserklarung erlangt, ungerechtfertigt, so
hat, sofern nicht die Verfigung wegen Mangels der sachlichen Zustandigkeit des Gerichts
unwirksam ist, die Aufhebung der Verfugung auf die Wirksamkeit der inzwischen von ihm oder
ihm gegenuber vorgenommenen Rechtsgeschafte keinen EinfluRS.

§. 33.

Soll in den gesetzlich zugelassenen Fallen Jemand durch Ordnungsstrafen zur Befolgung einer
gerichtlichen Anordnung angehalten werden, so mul$ der Festsetzung der Strafe eine
Androhung vorausgehen. Die einzelne Strafe darf den Betrag von dreihundert Mark nicht
ubersteigen.

§. 34.

Die Einsicht der Gerichtsakten kann Jedem insoweit gestattet werden, als er ein berechtigtes
Interesse glaubhaft macht. Das Gleiche gilt von der Ertheilung einer Abschrift; die Abschrift
ist auf Verlangen zu beglaubigen.

Zweiter Abschnitt. Vormundschaftssachen.

§. 35.

Fur die dem Vormundschaftsgericht obliegenden Verrichtungen sind die Amtsgerichte
zustandig.

§. 36.

Fir die Vormundschaft ist das Gericht zustandig, in dessen Bezirke der Miindel zu der Zeit, zu
welcher die Anordnung der Vormundschaft erforderlich wird, seinen Wohnsitz oder in
Ermangelung eines inlandischen Wohnsitzes seinen Aufenthalt hat. Wird die Anordnung einer
Vormundschaft uber Geschwister erforderlich, die in den Bezirken verschiedener
Vormundschaftsgerichte ihren Wohnsitz oder ihren Aufenthalt haben, so ist, wenn fur einen
der Mundel schon eine Vormundschaft anhangig ist, das fiir diese zustandige Gericht,
anderenfalls dasjenige Gericht, in dessen Bezirke der jungste Mundel seinen Wohnsitz oder
seinen Aufenthalt hat, fiir alle Geschwister malSgebend.

Ist der Mundel ein Deutscher und hat er im Inlande weder Wohnsitz noch Aufenthalt, so ist
das Gericht zustandig, in dessen Bezirke der Mundel seinen letzten inlandischen Wohnsitz
hatte. In Ermangelung eines solchen Wohnsitzes wird das zustandige Gericht, falls der Mindel
einem Bundesstaat angehort, von der Landesjustizverwaltung, anderenfalls von dem
Reichskanzler bestimmt.

Fur die Vormundschaft uber einen Minderjahrigen, dessen Familienstand nicht zu ermitteln
ist, ist das Gericht zustandig, in dessen Bezirke der Minderjahrige aufgefunden wurde.



§. 37.

Soll Jemand nach §. 1909 des Burgerlichen Gesetzbuchs einen Pfleger erhalten, so ist, wenn
bei einem inlandischen Gericht eine Vormundschaft tiber ihn anhangig ist, fur die Pflegschaft
dieses Gericht zustandig. Im Uebrigen finden auf die Pflegschaft die Vorschriften des §. 36
Anwendung.

Fur die Pflegschaft uber einen Auslander, fur den bei einem inlandischen Gericht eine
Vormundschaft nicht anhangig ist und der im Inlande weder Wohnsitz noch Aufenthalt hat, ist
das Gericht zustandig, in dessen Bezirke das Bediirfnil$ der Flursorge hervortritt.

§. 38.

Auf die Zustandigkeit fur die Pflegschaft iber einen Gebrechlichen finden die Vorschriften des
§. 36 Abs. 1, 2 und des §. 37 Abs. 2 entsprechende Anwendung.

§. 39.

Fur die Pflegschaft uber einen Abwesenden ist das Gericht zustandig, in dessen Bezirke der
Abwesende seinen Wohnsitz hat.

Hat der Abwesende im Inlande keinen Wohnsitz, so finden die Vorschriften des §. 36 Abs. 2
und des §. 37 Abs. 2 entsprechende Anwendung.

§. 40.

Fur die Pflegschaft uber eine Leibesfrucht ist das Gericht zustandig, welches fur die
Vormundschaft zustandig sein wurde, falls das Kind zu der Zeit, zu welcher das Bedurfnil§ der
Firsorge hervortritt, geboren ware.

§. 41.

Wird im Falle des §. 1913 des Biirgerlichen Gesetzbuchs die Anordnung einer Pflegschaft fur
den bei einer Angelegenheit Betheiligten erforderlich, so ist das Gericht zustandig, in dessen
Bezirke das BedurfnifS der Fursorge hervortritt.

§. 42.

Fur die Pflegschaft zum Zwecke der Verwaltung und Verwendung eines durch offentliche
Sammlung zusammengebrachten Vermogens ist das Gericht des Ortes zustandig, an welchem
bisher die Verwaltung gefuhrt wurde.

§. 43.

Die Zustandigkeit fur eine Verrichtung des Vormundschaftsgerichts, die nicht eine
Vormundschaft oder eine Pflegschaft betrifft, bestimmt sich, soweit sich nicht aus dem Gesetz
ein Anderes ergiebt, nach den Vorschriften des §. 36 Abs. 1, 2; malRgebend ist fur jede einzelne
Angelegenheit der Zeitpunkt, in welchem das Gericht mit ihr befafSt wird.
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Ist fur die Person, in Ansehung deren die Verrichtung des Vormundschaftsgerichts
erforderlich wird, eine Vormundschaft oder eine Pflegschaft anhangig oder ist der Mutter,
unter deren elterlicher Gewalt sie steht, ein Beistand bestellt, so ist das Gericht zustandig, bei
welchem die Vormundschaft, Pflegschaft oder Beistandschaft anhangig ist.

§. 44.

Fir die in den §§. 1665, 1846 des Biirgerlichen Gesetzbuchs und im Artikel 23 Abs. 2 des
Einfiihrungsgesetzes zum Burgerlichen Gesetzbuche bezeichneten Maliregeln ist auch das
Gericht zustandig, in dessen Bezirke das Bedurfnil§ der Fursorge hervortritt. Das Gericht soll,
wenn eine Vormundschaft, Pflegschaft oder Beistandschaft anhangig ist, von den
angeordneten Maliregeln dem nach §. 43 Abs. 2 zustandigen Gerichte Mittheilung machen.

§. 45.

Wird in einer Angelegenheit, welche die personlichen Rechtsbeziehungen der Ehegatten zu
einander oder das eheliche Giiterrecht betrifft, eine Verrichtung des Vormundschaftsgerichts
erforderlich, so ist das Gericht zustandig, in dessen Bezirke der Mann seinen Wohnsitz oder in
Ermangelung eines inlandischen Wohnsitzes seinen Aufenthalt hat.

Ist der Mann ein Deutscher und hat er im Inlande weder Wohnsitz noch Aufenthalt, so finden
die Vorschriften des §. 36 Abs. 2 entsprechende Anwendung.

Hat der Mann die Reichsangehorigkeit verloren, die Frau sie aber behalten, so ist, wenn der
Mann im Inlande weder Wohnsitz noch Aufenthalt hat, das Gericht zustandig, in dessen
Bezirke die Frau ihren Wohnsitz oder in Ermangelung eines inlandischen Wohnsitzes ihren
Aufenthalt hat; hat sie im Inlande weder Wohnsitz noch Aufenthalt, so finden die Vorschriften
des §. 36 Abs. 2 entsprechende Anwendung.

Fir die Zustandigkeit ist in Ansehung jeder einzelnen Angelegenheit der Zeitpunkt
maligebend, in welchem das Gericht mit ihr befaSt wird.

§. 46.

Das Vormundschaftsgericht kann die Vormundschaft aus wichtigen Grunden an ein anderes
Vormundschaftsgericht abgeben, wenn sich dieses zur Uebernahme der Vormundschaft bereit
erklart; nach der Bestellung des Vormundes ist jedoch dessen Zustimmung erforderlich.
Einigen sich die Gerichte nicht oder verweigert der Vormund oder, wenn mehrere Vormiinder
die Vormundschaft gemeinschaftlich fuhren, einer von ihnen seine Zustimmung, so entscheidet
das gemeinschaftliche obere Gericht. Eine Anfechtung der Entscheidung findet nicht statt.
Diese Vorschriften finden auf die Pflegschaft und die im §. 43 bezeichneten Angelegenheiten
entsprechende Anwendung.

§. 47.

Ist iiber einen Deutschen, der im Auslande seinen Wohnsitz oder Aufenthalt hat, die nach den
Vorschriften des Burgerlichen Gesetzbuchs erforderliche Vormundschaft im Ausland
angeordnet, so kann die Anordnung der Vormundschaft im Inland unterbleiben, wenn dies im
Interesse des Mundels liegt.

Hat ein Deutscher, uber den im Inland eine Vormundschaft angeordnet ist, im Auslande seinen
Wohnsitz oder Aufenthalt, so kann das Gericht, bei welchem die Vormundschaft anhangig ist,
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sie an den auslandischen Staat abgeben, wenn dies im Interesse des Miuindels liegt, der
Vormund seine Zustimmung ertheilt und der auslandische Staat sich zur Uebernahme bereit
erklart. Verweigert der Vormund oder, wenn mehrere Vormunder die Vormundschaft
gemeinschaftlich fuhren, einer von ihnen seine Zustimmung, so entscheidet an Stelle des
Gerichts, bei welchem die Vormundschaft anhangig ist, das im Instanzenzuge vorgeordnete
Gericht. Eine Anfechtung der Entscheidung findet nicht statt.

Diese Vorschriften gelten auch fur die Pflegschaft.

§. 48.

Wird bei einem Standesbeamten der Tod einer Person, die ein minderjahriges Kind
hinterlassen hat, oder die Geburt eines ehelichen Kindes nach dem Tode des Vaters oder die
Geburt eines unehelichen Kindes oder die Auffindung eines Minderjahrigen, dessen
Familienstand nicht zu ermitteln ist, angezeigt oder wird vor einem Standesbeamten von einer
Frau, die ein minderjahriges eheliches Kind hat, eine Ehe geschlossen, so hat der
Standesbeamte hiervon dem Vormundschaftsgericht Anzeige zu machen.

§. 49.

Erlangt der Gemeindewaisenrath von einem Falle Kenntnif3, in welchem ein Vormund, ein
Gegenvormund oder ein Pfleger zu bestellen ist, so hat er dem Vormundschaftsgericht Anzeige
zu machen. Zugleich soll er die Person vorschlagen, die sich zum Vormunde, Gegenvormund
oder Pfleger eignet.

§. 50.

Wird die Anordnung einer Vormundschaft oder einer Pflegschaft in Folge eines gerichtlichen
Verfahrens erforderlich, so hat das Gericht das zustandige Vormundschaftsgericht hiervon zu
benachrichtigen.

§.51.

Eine Verfugung, durch die von dem Vormundschaftsgerichte festgestellt wird, dal$ der Vater
oder die Mutter auf langere Zeit an der Ausubung der elterlichen Gewalt thatsachlich
verhindert ist, tritt mit der Bestellung des Vormundes in Wirksamkeit; hat jedoch wahrend der
Verhinderung des Vaters die Mutter die elterliche Gewalt auszutiben, so wird die Verfugung
mit der Bekanntmachung an die Mutter wirksam.

Eine Verfugung, durch die von dem Vormundschaftsgerichte festgestellt wird, dal8 der Grund
fur das Ruhen der elterlichen Gewalt des Vaters oder der Mutter nicht mehr besteht, wird mit
der Bekanntmachung an den Vater oder an die Mutter wirksam.

§. 52.

Eine Verfugung, durch die ein Volljahriger unter vorlaufige Vormundschaft gestellt wird, tritt,
wenn die Entmundigung wegen Geisteskrankheit beantragt ist, mit der Bestellung des
Vormundes, wenn die Entmundigung wegen Geistesschwache, wegen Verschwendung oder
wegen Trunksucht beantragt ist, mit der Bekanntmachung an den zu Entmundigenden, eine



Verfigung, durch die eine vorlaufige Vormundschaft aufgehoben wird, tritt mit der
Bekanntmachung an den Mundel in Wirksamkeit.

§. 53.

Eine Verfugung, durch die auf Antrag die Ermachtigung oder die Zustimmung eines Anderen
zu einem Rechtsgeschaft ersetzt oder dem Manne die im §. 1358 Abs. 1 des Biirgerlichen
Gesetzbuchs vorgesehene Ermachtigung zur Kindigung ertheilt oder durch welche die
Beschrankung oder die AusschlieSung der nach §. 1357 des Burgerlichen Gesetzbuchs der
Frau zustehenden Rechte aufgehoben wird, tritt erst mit der Rechtskraft in Wirksamkeit. Das
Gleiche gilt von einer Verfugung, durch die auf Antrag des Kindes die Zustimmung der Mutter
zur Ehelichkeitserklarung ihres Kindes ersetzt wird.

Bei Gefahr im Verzuge kann das Gericht die sofortige Wirksamkeit der Verfiigung anordnen.
Die Verfugung tritt mit der Bekanntmachung an den Antragsteller in Wirksamkeit.

§. 54.

Liegen nach dem Ermessen des Vormundschaftsgerichts die Voraussetzungen vor, unter
denen der Vormund, der Pfleger oder der Beistand zur Sicherheitsleistung angehalten werden
kann, so ist das Gericht befugt, das Grundbuchamt um die Eintragung einer
Sicherungshypothek an Grundstiicken des Vormundes, des Pflegers oder des Beistandes zu
ersuchen. Der Vormund, der Pfleger oder der Beistand soll soweit thunlich vorher gehort
werden. Die Hypothek entsteht mit der Eintragung.

Diese Vorschriften finden auf die Eintragung eines Pfandrechts an einem im Schiffsregister
eingetragenen Schiffe entsprechende Anwendung.

§. 55.

Eine Verfiigung, durch welche die Genehmigung zu einem Rechtsgeschaft ertheilt oder
verweigert wird, kann von dem Vonnundschaftsgericht insoweit nicht mehr geandert werden,
als die Genehmigung oder deren Verweigerung einem Dritten gegenuber wirksam geworden
ist.

Eine Verfugung, durch welche die Zustimmung zu einer Ehelichkeitserklarung ersetzt wird,
kann nicht mehr geandert werden, wenn die Ehelichkeitserklarung erfolgt ist.

§. 56.

Die Volljahrigkeitserklarung soll nur auf Antrag des Minderjahrigen oder desjenigen
gesetzlichen Vertreters des Minderjahrigen erfolgen, welchem die Sorge fur die Person
zusteht.

Die Verfugung, durch welche der Minderjahrige fur volljahrig erklart wird, tritt erst mit der
Rechtskraft in Wirksamkeit.

§. 57.

Die Beschwerde steht, unbeschadet der Vorschriften des §. 20, zu:
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1. gegen eine Verfugung, durch welche die Anordnung einer Vormundschaft abgelehnt oder
eine Vormundschaft aufgehoben wird, Jedem, der ein rechtliches Interesse an der Aenderung
der Verfugung hat, sowie dem Ehegatten, den Verwandten und Verschwagerten des Mundels,
es sei denn, dalS die Verfugung eine vorlaufige Vormundschaft betrifft;

2. gegen eine Verfiigung, durch welche die Anordnung einer vorlaufigen Vormundschaft
abgelehnt oder eine solche Vormundschaft aufgehoben wird, denjenigen, welche den Antrag
auf Entmundigung zu stellen berechtigt sind;

3. gegen eine Verfugung, durch welche die Anordnung einer Pflegschaft abgelehnt oder eine
Pflegschaft aufgehoben wird, Jedem, der ein rechtliches Interesse an der Aenderung der
Verfugung hat, in den Fallen der §§. 1909, 1910 des Biirgerlichen Gesetzbuchs auch dem
Ehegatten sowie den Verwandten und Verschwagerten des Pflegebefohlenen; diese Vorschrift
gilt jedoch im Falle des §. 1910 nur dann, wenn eine Verstandigung mit dem Pflegebefohlenen
nicht moglich ist;

4. gegen eine Verfugung, durch welche die Einsetzung eines Familienraths abgelehnt oder der
Familienrath aufgehoben wird, dem Ehegatten sowie den Verwandten und Verschwagerten
des Miundels;

5. gegen eine Verfugung, durch die in den Fallen des §. 1687 Nr. 1, 3 des Burgerlichen
Gesetzbuchs die Bestellung eines Beistandes der Mutter abgelehnt oder die Bestellung
aufgehoben wird, dem Ehegatten sowie den Verwandten und Verschwagerten des Kindes;

6. gegen eine Verfugung, durch die ein Antrag des Gegenvormundes oder des Beistandes
zuruckgewiesen wird, gegen den gesetzlichen Vertreter wegen pflichtwidrigen Verhaltens
einzuschreiten oder den Vormund oder den Pfleger aus einem der im §. 1886 des Biirgerlichen
Gesetzbuchs bezeichneten Grunde zu entlassen, dem Antragsteller;

7. gegen eine Verfugung, durch die dem Vormund oder dem Pfleger eine Vergitung bewilligt
wird, dem Gegenvormunde;

8. gegen eine Verfugung, durch welche die Anordnung einer der in den §§. 1665 bis 1667 des
Birgerlichen Gesetzbuchs vorgesehenen Mafregeln abgelehnt oder eine solche MalSregel
aufgehoben wird, den Verwandten und Verschwagerten des Kindes;

9. gegen eine Verfugung, die eine Entscheidung uiber eine die Sorge fir die Person des Kindes
oder des Miindels betreffende Angelegenheit enthalt, Jedem, der ein berechtigtes Interesse
hat, diese Angelegenheit wahrzunehmen.

Die Vorschrift des Abs. 1 Nr. 9 findet auf die sofortige Beschwerde keine Anwendung.

§. 58.

Fihren mehrere Vormiinder oder Pfleger die Vormundschaft oder die Pflegschaft
gemeinschaftlich, so kann jeder von ihnen fiir den Miindel das Beschwerderecht selbstandig
ausuben.

Diese Vorschrift findet in den Fallen der §§. 1629, 1798 des Burgerlichen Gesetzbuchs
entsprechende Anwendung.

§. 59.

Ein unter elterlicher Gewalt stehendes Kind oder ein unter Vormundschaft stehender Miindel
kann in allen seine Person betreffenden Angelegenheiten ohne Mitwirkung seines gesetzlichen
Vertreters das Beschwerderecht ausuben. Das Gleiche gilt in Angelegenheiten, in denen der
Mindel vor einer Entscheidung des Vormundschaftsgerichts gehort werden soll.
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Diese Vorschriften finden auf Personen, die geschaftsunfahig sind oder nicht das vierzehnte
Lebensjahr vollendet haben, keine Anwendung.

§. 60.

Die sofortige Beschwerde findet statt:

1. gegen eine Verfugung, durch die ein als Vormund, Pfleger, Gegenvormund, Beistand oder
Mitglied des Familienraths Berufener ibergangen wird;

2. gegen eine Verfugung, durch welche die Weigerung, eine Vormundschaft, Pflegschaft,
Gegenvormundschaft oder Beistandschaft zu ibernehmen, zurickgewiesen wird;

3. gegen eine Verfligung, durch die ein Vormund, Pfleger, Gegenvormund oder Beistand gegen
seinen Willen entlassen wird;

4. gegen eine Verfugung, durch die der Familienrath aufgehoben oder ein Mitglied des
Familienraths gegen seinen Willen entlassen wird;

5. gegen eine Verfugung, durch die ein Volljahriger unter vorlaufige Vormundschaft gestellt
wird;

6. gegen Verfugungen, die erst mit der Rechtskraft wirksam werden.

Die Frist beginnt in den Fallen des Abs. 1 Nr. 1 mit dem Zeitpunkt, in welchem der
Beschwerdefiihrer von seiner Uebergehung Kenntnil$ erlangt, im Falle der Aufhebung des
Familienraths mit dem Zeitpunkt, in welchem das Vormundschaftsgericht die bisherigen
Mitglieder von der Aufhebung in Kenntnif3 setzt.

§. 61.

Wird eine Verfugung, durch die ein Volljahriger unter vorlaufige Vormundschaft gestellt ist,
von dem Beschwerdegericht aufgehoben, so kann die Wirksamkeit der von oder gegenuber
dem Volljahrigen vorgenommenen Rechtsgeschafte nicht auf Grund der aufgehobenen
Verfugung in Frage gestellt werden.

§. 62.

Soweit eine Verfiigung nach §. 55 von dem Vormundschaftsgerichte nicht mehr geandert
werden kann, ist auch das Beschwerdegericht nicht berechtigt, sie zu andern.

§. 63.

Auf die weitere Beschwerde finden die Vorschriften der §§. 57 bis 62 entsprechende
Anwendung.

§. 64.

Gegen eine Verfugung, durch die uber die Entlassung eines Mitglieds des Familienraths von
dem Gerichte, welches dem Vormundschaftsgericht im Instanzenzuge vorgeordnet ist,
entschieden wird, findet die Beschwerde an das Oberlandesgericht statt. Die weitere



Beschwerde ist ausgeschlossen.

Dritter Abschnitt. Annahme an Kindesstatt.

§. 65.

Die Bestatigung des Vertrags, durch welchen Jemand an Kindesstatt angenommen oder das
durch die Annahme an Kindesstatt begriindete Rechtsverhaltnif§ wieder aufgehoben wird,
gehort zur Zustandigkeit der Amtsgerichte.

§. 66.

Fur die Bestatigung ist das Gericht zustandig, in dessen Bezirke der Annehmende zu der Zeit,
zu welcher der Antrag auf Bestatigung eingereicht oder nach MalRgabe des §. 1753 Abs. 2 des
Burgerlichen Gesetzbuchs das Gericht oder der Notar mit der Einreichung betraut wird,
seinen Wohnsitz oder in Ermangelung eines inlandischen Wohnsitzes seinen Aufenthalt hat.
Ist der Annehmende ein Deutscher und hat er im Inlande weder Wohnsitz noch Aufenthalt, so
ist das Gericht zustandig, in dessen Bezirke der Annehmende seinen letzten inlandischen
Wohnsitz hatte. In Ermangelung eines solchen Wohnsitzes wird das zustandige Gericht, falls
der Annehmende einem Bundesstaat angehort, von der Landesjustizverwaltung, anderenfalls
von dem Reichskanzler bestimmt.

§. 67.

Der Beschlul3, durch den die Bestatigung ertheilt wird, tritt mit der Bekanntmachung an den
Annehmenden in Wirksamkeit.

Ist die Bestatigung noch nach dem Tode des Annehmenden zulassig, so tritt der Beschluf,
unbeschadet der Vorschriften des §. 1753 Abs. 3 und des §. 1770 des Burgerlichen
Gesetzbuchs, mit der Bekanntmachung an das Kind in Wirksamkeit; wird nach dem Tode des
Kindes das zwischen den ubrigen Betheiligten bestehende RechtsverhaltnilS durch Vertrag
aufgehoben, so tritt der Beschlul§, durch welchen die Aufthebung nach dem Tode des
Annehmenden bestatigt wird, mit der Bekanntmachung an die ubrigen Betheiligten in
Wirksamkeit.

Das Gericht ist zu einer Aenderung des Beschlusses nicht befugt.

§. 68.

Gegen den Beschluf3, durch welchen die Bestatigung ertheilt wird, findet kein Rechtsmittel
statt.

Gegen den Beschlufs, durch welchen die Bestatigung versagt wird, findet die sofortige
Beschwerde statt. Die Beschwerde steht jedem der VertragschlieSenden zu, auch wenn der
Antrag auf Bestatigung von ihm nicht gestellt war. Die Vorschriften des §. 22 Abs. 2, des §. 24
Abs. 3 und des §. 26 Satz 2 finden keine Anwendung.

Vierter Abschnitt. Personenstand.
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§. 69.

Fur die nach dem Gesetz Uiber die Beurkundung des Personenstandes und die EheschlieSung
vom 6. Februar 1875 (Reichs-Gesetzbl. S. 23) dem Gericht erster Instanz obliegenden
Verrichtungen sind die Amtsgerichte zustandig.

§. 70.

Gegen eine Verfugung, durch die angeordnet wird, dal§ eine Eintragung in dem
Standesregister zu berichtigen ist, findet die sofortige Beschwerde statt. Die Verfugung tritt
erst mit der Rechtskraft in Wirksamkeit.

§. 71.

Sind Vorgange, die auf Antrag eines Betheiligten in dem Standesregister am Rande einer
Eintragung zu vermerken sind, von einem Notar beurkundet, so gilt dieser als ermachtigt, im
Namen des Betheiligten, dessen Erklarung beurkundet ist, die Eintragung des Vermerkes in
das Standesregister zu beantragen.

Funfter Abschnitt. Nachla$- und Theilungssachen.

§. 72.

Fir die dem NachlaSgericht obliegenden Verrichtungen sind die Amtsgerichte zustandig.

§. 73.

Die ortliche Zustandigkeit bestimmt sich nach dem Wohnsitze, den der Erblasser zur Zeit des
Erbfalls hatte; in Ermangelung eines inlandischen Wohnsitzes ist das Gericht zustandig, in
dessen Bezirke der Erblasser zur Zeit des Erbfalls seinen Aufenthalt hatte.

Ist der Erblasser ein Deutscher und hatte er zur Zeit des Erbfalls im Inlande weder Wohnsitz
noch Aufenthalt, so ist das Gericht zustandig, in dessen Bezirke der Erblasser seinen letzten
inlandischen Wohnsitz hatte. In Ermangelung eines solchen Wohnsitzes wird das zustandige
Amtsgericht, falls der Erblasser zur Zeit des Erbfalls einem Bundesstaat angehorte, von der
Landesjustizverwaltung, anderenfalls von dem Reichskanzler bestimmt.

Ist der Erblasser ein Auslander und hatte er zur Zeit des Erbfalls im Inlande weder Wohnsitz
noch Aufenthalt, so ist jedes Gericht, in dessen Bezirke sich NachlaSgegenstande befinden, in
Ansehung aller im Inlande befindlichen NachlalRgegenstande zustandig. Die Vorschriften des §.
2369 Abs. 2 des Burgerlichen Gesetzbuchs finden Anwendung.

§. 74.

Fur die Sicherung des Nachlasses ist jedes Amtsgericht zustandig, in dessen Bezirke das
BedurfniS der Fiirsorge hervortritt. Das Gericht soll von den angeordneten Mafiregeln dem
nach §. 73 zustandigen NachlaRgerichte Mittheilung machen.
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§. 75.

Auf die NachlafSpflegschaft finden die fiir Vormundschaftssachen geltenden Vorschriften
dieses Gesetzes Anwendung. Unberthrt bleiben die Vorschriften iiber die Zustandigkeit des
NachlaRgerichts; das Nachlagericht kann jedoch die Pflegschaft nach MafRgabe des §. 46 an
ein anderes NachlalRgericht abgeben.

§. 76.

Gegen eine Verfugung, durch die dem Antrage des Erben, die Nachlallverwaltung anzuordnen,
stattgegeben wird, ist die Beschwerde unzulassig.

Gegen eine Verfugung, durch die dem Antrag eines Nachlalglaubigers, die
NachlaBverwaltung anzuordnen, stattgegeben wird, findet die sofortige Beschwerde statt. Die
Beschwerde steht nur dem Erben, bei Miterben jedem Erben, sowie dem
Testamentsvollstrecker zu, welcher zur Verwaltung des Nachlasses berechtigt ist.

8. 77.

Gegen eine Verfiigung, durch die dem Erben eine Inventarfrist bestimmt wird, findet die
sofortige Beschwerde statt.

Das Gleiche gilt von einer Verfugung, durch die iiber die Bestimmung einer neuen
Inventarfrist oder uber den Antrag des Erben, die Inventarfrist zu verlangern, entschieden
wird.

In den Fallen der Abs. 1, 2 beginnt die Frist zur Einlegung der Beschwerde fur jeden
NachlalRglaubiger mit dem Zeitpunkt, in welchem die Verfligung demjenigen
NachtaBRglaubiger bekannt gemacht wird, welcher den Antrag auf die Bestimmung der
Inventarfrist gestellt hat.

§. 78.

Hat das NachlalRgericht nach §. 1964 des Burgerlichen Gesetzbuchs festgestellt, dals ein
anderer Erbe als der Fiskus nicht vorhanden ist, so steht die Einsicht der dieser Feststellung
vorausgegangenen Ermittelungen Jedem zu, der ein berechtigtes Interesse glaubhaft macht.
Das Gleiche gilt von der Einsicht einer Verfugung, welche die Bestimmung einer Inventarfrist
oder die Ernennung oder die Entlassung eines Testamentsvollstreckers betrifft, eines
Protokolls uber die Leistung des im §. 79 bezeichneten Eides sowie von der Einsicht eines
Erbscheins und eines der in den §§. 1507, 2368 des Burgerlichen Gesetzbuchs und den §§. 37,
38 der Grundbuchordnung vorgesehenen gerichtlichen Zeugnisse.

Von den Schriftstiicken, deren Einsicht gestattet ist, kann eine Abschrift gefordert werden; die
Abschrift ist auf Verlangen zu beglaubigen.

§. 79.

Verlangt ein Nachlaglaubiger von dem Erben die Leistung des im §. 2006 des Biirgerlichen
Gesetzbuchs vorgesehenen Offenbarungseids, so kann die Bestimmung des Termins zur
Leistung des Eides sowohl von dem NachlafSglaubiger als von dem Erben beantragt werden.
Zu dem Termine sind beide Theile zu laden. Die Anwesenheit des Glaubigers ist nicht
erforderlich.
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§. 80.

Gegen eine Verfigung, durch die nach den §§. 2151, 2153 bis 2155, 2192, 2193 und dem §&.
2198 Abs. 2 des Biirgerlichen Gesetzbuchs dem Beschwerten oder einem Dritten eine Frist zur
Erklarung bestimmt wird, findet die sofortige Beschwerde statt.

§. 81.

Gegen eine Verfugung, durch die von dem Nachlagericht ein Testamentsvollstrecker ernannt
oder einem zum Testamentsvollstrecker Ernannten eine Frist zur Erklarung uber die Annahme
des Amtes bestimmt wird, findet die sofortige Beschwerde statt.

Das Gleiche gilt von einer Verfugung, durch die ein Testamentsvollstrecker gegen seinen
Willen entlassen wird.

§. 82.

Fihren mehrere Testamentsvollstrecker das Amt gemeinschaftlich, so steht gegen eine
Verfugung, durch die das NachlaBgericht Anordnungen des Erblassers fur die Verwaltung des
Nachlasses aulSer Kraft setzt oder bei einer Meinungsverschiedenheit zwischen den
Testamentsvollstreckern entscheidet, jedem Testamentsvollstrecker die Beschwerde
selbstandig zu.

Auf eine Verfugung, durch die bei einer Meinungsverschiedenheit zwischen den
Testamentsvollstreckern uber die Vornahme eines Rechtsgeschafts das NachlaSgericht
entscheidet, finden die Vorschriften des §. 53 und des §. 60 Abs. 1 Nr. 6 entsprechende
Anwendung.

§. 83.

Das NachlafSgericht kann im Falle des §. 2259 Abs. 1 des Burgerlichen Gesetzbuchs den
Besitzer des Testaments durch Ordnungsstrafen zur Ablieferung des Testaments anhalten.
Besteht Grund zu der Annahme, dal§ Jemand ein Testament im Besitze hat, zu dessen
Ablieferung er nach §. 2259 Abs. 1 des Burgerlichen Gesetzbuchs verpflichtet ist, so kann er
von dem NachlafSgerichte zur Leistung des Offenbarungseids angehalten werden; die
Vorschriften des §. 769 Abs. 2, 3, des §. 781 Abs. 1 und der §§. 782, 783, 785 bis 791, 793, 794
der CivilprozelSordnung finden entsprechende Anwendung.

§. 84.

Gegen einen Beschlul$, durch den ein Erbschein fur kraftlos erklart wird, findet die
Beschwerde nicht statt. Das Gleiche gilt von einem Beschlusse, durch den eines der in den §8§.
1507, 2368 des Biirgerlichen Gesetzbuchs und den §§. 37, 38 der Grundbuchordnung
vorgesehenen gerichtlichen Zeugnisse fiir kraftlos erklart wird.

§. 85.

Wer ein rechtliches Interesse glaubhaft macht, kann verlangen, dall ihm von dem Gericht eine
Ausfertigung des Erbscheins ertheilt werde. Das Gleiche gilt in Ansehung der im §. 84 Satz 2
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bezeichneten Zeugnisse sowie in Ansehung der gerichtlichen Verfigungen, die sich auf die
Ernennung oder die Entlassung eines Testamentsvollstreckers beziehen.

§. 86.

Hinterlalst ein Erblasser mehrere Erben, so hat das Nachlalgericht auf Antrag die
Auseinandersetzung in Ansehung des Nachlasses zwischen den Betheiligten zu vermitteln,
sofern nicht ein zur Bewirkung der Auseinandersetzung berechtigter Testamentsvollstrecker
vorhanden ist.

Antragsberechtigt ist jeder Miterbe, der Erwerber eines Erbtheils sowie derjenige, welchem
ein Pfandrecht oder ein Niellbrauch an einem Erbtheile zusteht.

§. 87.

In dem Antrage sollen die Betheiligten und die Theilungsmasse bezeichnet werden.

Halt das Gericht vor der Verhandlung mit den Betheiligten eine weitere Aufklarung fur
angemessen, so hat es den Antragsteller zur Erganzung des Antrags, inshesondere zur Angabe
der den einzelnen Betheiligten in Ansehung des Nachlasses zustehenden Anspriche, zu
veranlassen. Es kann dem Antragsteller auch die Beschaffung der Unterlagen aufgeben.

§. 88.

Einem abwesenden Betheiligten kann, wenn die Voraussetzungen der Abwesenheitspflegschaft
vorliegen und eine Pflegschaft iber ihn nicht bereits anhangig ist, fur das
Auseinandersetzungsverfahren von dem NachlalRgericht ein Pfleger bestellt werden. Fur die
Pflegschaft tritt an die Stelle des Vormundschaftsgerichts das NachlalSgericht.

§. 89.

Das Gericht hat den Antragsteller und die ubrigen Betheiligten, diese unter Mittheilung des
Antrags, zu einem Verhandlungstermine zu laden. Die Ladung durch offentliche Zustellung ist
unzulassig. Die Ladung soll den Hinweis darauf enthalten, das ungeachtet des Ausbleibens
eines Betheiligten uber die Auseinandersetzung verhandelt werden wirde und daf, falls der
Termin vertagt oder ein neuer Termin zur Fortsetzung der Verhandlung anberaumt werden
sollte, die Ladung zu dem neuen Termin unterbleiben konne. Sind Unterlagen fur die
Auseinandersetzung vorhanden, so ist in der Ladung zu bemerken, dal$ die Unterlagen auf der
Gerichtsschreiberei eingesehen werden konnen.

§. 90.

Die Frist zwischen der Ladung und dem Termine mul$ mindestens zwei Wochen betragen.
Diese Vorschrift findet auf eine Vertagung sowie auf einen Termin zur Fortsetzung der
Verhandlung keine Anwendung. In diesen Fallen kann die Ladung der zu dem fruheren
Termine geladenen Betheiligten durch die Verkuindung des neuen Termins ersetzt werden.



§. 91.

Treffen die erschienenen Betheiligten vor der Auseinandersetzung eine Vereinbarung iiber
vorbereitende Mafregeln, inshesondere uiber die Art der Theilung, so hat das Gericht die
Vereinbarung zu beurkunden. Das Gleiche gilt, wenn nur ein Betheiligter erschienen ist, in
Ansehung der von diesem gemachten Vorschlage.

Sind die Betheiligten sammtlich erschienen, so hat das Gericht die von ihnen getroffene
Vereinbarung zu bestatigen. Dasselbe gilt, wenn die nicht erschienenen Betheiligten ihre
Zustimmung zu gerichtlichem Protokoll oder in einer offentlich beglaubigten Urkunde
ertheilen.

Ist ein Betheiligter nicht erschienen, so hat das Gericht, sofern er nicht nach Abs. 2 Satz 2
zugestimmt hat, ihm den Inhalt der Urkunde, soweit dieser ihn betrifft, bekannt zu machen
und ihn gleichzeitig zu benachrichtigen, dal8 er die Urkunde auf der Gerichtsschreiberei
einsehen und eine Abschrift der Urkunde fordern konne. Die Bekanntmachung mul$ den
Hinweis darauf enthalten, dalS, wenn der Betheiligte nicht innerhalb einer von dem Gerichte
zu bestimmenden Frist die Anberaumung eines neuen Termins beantrage oder wenn er in dem
neuen Termine nicht erscheine, sein EinverstandnifS mit dem Inhalte der Urkunde
angenommen werden wiirde. Beantragt der Betheiligte rechtzeitig die Anberaumung eines
neuen Termins und erscheint er in diesem Termine, so ist die Verhandlung fortzusetzen.
Anderenfalls hat das Gericht die Vereinbarung zu bestatigen.

§. 92.

War im Falle des §. 91 der Betheiligte ohne sein Verschulden verhindert, die Anberaumung
eines neuen Termins rechtzeitig zu beantragen oder in dem neuen Termine zu erscheinen, so
ist ihm auf Antrag von dem Gerichte die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu ertheilen,
wenn er binnen zwei Wochen nach der Beseitigung des Hindernisses die Anberaumung eines
neuen Termins beantragt und die Thatsachen, welche die Wiedereinsetzung begriinden,
glaubhaft macht. Eine Versaumung, die in dem Verschulden eines Vertreters ihren Grund hat,
wird als eine unverschuldete nicht angesehen. Nach dem Ablauf eines Jahres, von dem Ende
der versaumten Frist an gerechnet, kann die Wiedereinsetzung nicht mehr beantragt werden.

§. 93.

Sobald nach Lage der Sache die Auseinandersetzung stattfinden kann, hat das Gericht einen
Auseinandersetzungsplan anzufertigen. Sind die erschienenen Betheiligten mit dem Inhalte
des Planes einverstanden, so hat das Gericht die Auseinandersetzung zu beurkunden. Sind die
Betheiligten sammtlich erschienen, so hat das Gericht die Auseinandersetzung zu bestatigen;
dasselbe gilt, wenn die nicht erschienenen Betheiligten ihre Zustimmung zu gerichtlichem
Protokoll oder in einer offentlich beglaubigten Urkunde ertheilen.

Ist ein Betheiligter nicht erschienen, so hat das Gericht nach §. 91 Abs. 3 zu verfahren. Die
Vorschriften des §. 92 finden entsprechende Anwendung.

§. 94.

Ist vereinbart, dal§ eine Vertheilung durch das Loos geschehen soll, so wird das Loos, sofern
nicht ein Anderes bestimmt ist, fur die nicht erschienenen Betheiligten von einem durch das
Gericht zu bestellenden Vertreter gezogen.



§. 95.

Ergeben sich bei den Verhandlungen Streitpunkte, so ist ein Protokoll dariiber aufzunehmen
und das Verfahren bis zur Erledigung der Streitpunkte auszusetzen. Soweit bezuglich der
unstreitigen Punkte die Aufnahme einer Urkunde ausfihrbar ist, hat das Gericht nach den §§.
91, 93 zu verfahren.

§. 96.

Gegen den Beschluf3, durch welchen eine vorgangige Vereinbarung oder eine
Auseinandersetzung bestatigt, sowie gegen den Beschluls, durch welchen iiber den Antrag auf
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand entschieden wird, findet die sofortige Beschwerde
statt. Die Beschwerde gegen den BestatigungsbeschlufS kann nur darauf gegrindet werden,
dals die Vorschriften uber das Verfahren nicht beobachtet seien.

§. 97.

Eine vorgangige Vereinbarung sowie eine Auseinandersetzung ist nach dem Eintritte der
Rechtskraft des Bestatigungsbeschlusses fiir alle Betheiligten in gleicher Weise verbindlich
wie eine vertragsmalSige Vereinbarung oder Auseinandersetzung.

Bedarf ein Betheiligter zur Vereinbarung oder zur Auseinandersetzung der Genehmigung des
Vormundschaftsgerichts, so ist, wenn er im Inlande keinen Vormund, Pfleger oder Beistand
hat, fur die Ertheilung oder die Verweigerung der Genehmigung an Stelle des
Vormundschaftsgerichts das NachlaSgericht zustandig.

§. 98.

Aus einer vorgangigen Vereinbarung sowie aus einer Auseinandersetzung findet nach dem
Eintritte der Rechtskraft des Bestatigungsbeschlusses die Zwangsvollstreckung statt. Die
Vorschriften der §§. 703, 705 der CivilprozelSordnung finden Anwendung.

§. 99.

Nach der Beendigung einer ehelichen Gutergemeinschaft oder einer fortgesetzten
Gutergemeinschaft finden auf die Auseinandersetzung in Ansehung des Gesammtguts die
Vorschriften der §§. 86 bis 98 entsprechende Anwendung.

Fur die Auseinandersetzung ist, falls ein Antheil an dem Gesammtgute zu einem Nachlasse
gehort, das Amtsgericht zustandig, welches fur die Auseinandersetzung in Ansehung des
Nachlasses zustandig ist. Im Uebrigen ist das Amtsgericht zustandig, in dessen Bezirke der
Ehemann oder bei fortgesetzter Gutergemeinschaft der uberlebende Ehegatte zur Zeit der
Beendigung der Gutergemeinschaft seinen Wohnsitz oder in Ermangelung eines inlandischen
Wohnsitzes seinen Aufenthalt hatte. Hatte der Ehemann oder der Ehegatte zu der
bezeichneten Zeit im Inlande weder Wohnsitz noch Aufenthalt, so finden die Vorschriften des
§. 73 Abs. 2 entsprechende Anwendung.
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Sechster Abschnitt. Schiffspfandrecht.

§. 100.

In Ansehung eines Pfandrechts an einem im Schiffsregister eingetragenen Schiffe soll, soweit
nicht das Gesetz ein Anderes vorschreibt, eine Eintragung nur auf Antrag erfolgen. Der
Zeitpunkt, in welchem der Antrag bei der Registerbehorde eingeht, soll auf dem Antrage
genau vermerkt werden.

Antragsberechtigt ist Jeder, dessen Recht von der Eintragung betroffen wird oder zu dessen
Gunsten die Eintragung erfolgen soll. Die Vorschriften der §§. 14 bis 18 der
Grundbuchordnung finden entsprechende Anwendung.

§. 101.
Eine Eintragung erfolgt, wenn derjenige sie bewilligt, dessen Recht von ihr betroffen wird.

§. 102.

Zur Berichtigung des Schiffsregisters bedarf es der Bewilligung desjenigen, dessen Recht von
der Berichtigung betroffen wird, nicht, wenn die Unrichtigkeit nachgewiesen wird. Dies gilt
insbesondere fiir die Eintragung oder Loschung einer Verfugungsbeschrankung.

§. 103.

Ist eine Vormerkung oder ein Widerspruch auf Grund einer einstweiligen Verfigung
eingetragen, so bedarf es zur Loschung nicht der Bewilligung des Berechtigten, wenn die
einstweilige Verfugung durch eine vollstreckbare Entscheidung aufgehoben ist. Diese
Vorschrift findet entsprechende Anwendung, wenn auf Grund eines vorlaufig vollstreckbaren
Urtheils nach den Vorschriften der CivilprozeSordnung eine Vormerkung oder ein
Widerspruch eingetragen ist.

§. 104.

Soll die Uebertragung einer Forderung, fur die ein Pfandrecht am Schiffe eingetragen ist oder
fur die ein solches Pfandrecht als Pfand haftet, eingetragen werden, so genugt es, wenn an
Stelle der Eintragungsbewilligung die Abtretungserklarung des bisherigen Glaubigers
vorgelegt wird.

Diese Vorschrift findet entsprechende Anwendung, wenn eine Belastung der Forderung
eingetragen werden soll.

§. 105.

Ein Pfandrecht am Schiffe darf nur mit Zustimmung des eingetragenen Eigenthumers, ein das
Pfandrecht belastendes Recht nur mit Zustimmung des eingetragenen Pfandglaubigers
geloscht werden. Fur eine Loschung, die zur Berichtigung des Schiffsregisters erfolgen soll, ist
die Zustimmung nicht erforderlich, wenn die Unrichtigkeit des Registers nachgewiesen wird.



§. 106.

In der Eintragungsbewilligung oder, wenn eine solche nicht erforderlich ist, in dem
Eintragungsantrage sind der Name und die Ordnungsnummer, unter welcher das Schiff im
Schiffsregister eingetragen ist, sowie die einzutragenden Geldbetrage in Reichswahrung
anzugeben.

§. 107.

Eine Eintragung soll nur erfolgen, wenn die Eintragungsbewilligung oder die sonstigen zu der
Eintragung erforderlichen Erklarungen vor der Registerbehorde zu Protokoll gegeben oder
durch offentliche oder offentlich beglaubigte Urkunden nachgewiesen werden.

Andere Voraussetzungen der Eintragung bedirfen, soweit sie nicht bei der Registerbehorde
offenkundig sind, des Nachweises durch offentliche Urkunden. Die Vorschriften der §§. 33 bis
38 der Grundbuchordnung finden entsprechende Anwendung.

§. 108.

Fir den Eintragungsantrag sowie fiir die Vollmacht zur Stellung eines solchen gelten die
Vorschriften des §. 107 Abs. 1 nur, wenn durch den Antrag zugleich eine zu der Eintragung
erforderliche Erklarung ersetzt werden soll.

§. 109.

Erklarungen, durch die ein Eintragungsantrag zuruckgenommen oder eine zur Stellung des
Eintragungsantrags ertheilte Vollmacht widerrufen wird, bedurfen der im §. 107 Abs. 1
vorgeschriebenen Form.

§. 110.

In den Fallen, in denen nach gesetzlicher Vorschrift eine Behorde befugt ist, die
Registerbehorde um eine Eintragung zu ersuchen, erfolgt die Eintragung auf Grund des
Ersuchens der Behorde.

§. 111.

Eine Eintragung soll nur erfolgen, wenn derjenige, dessen Recht durch sie betroffen wird, als
der Berechtigte eingetragen ist.

Ist derjenige, dessen Recht durch eine Eintragung betroffen wird, Erbe des eingetragenen
Berechtigten, so findet die Vorschrift des Abs. 1 keine Anwendung, wenn die Uebertragung
oder die Aufthebung des Rechtes eingetragen werden soll oder wenn der Eintragungsantrag
durch die Bewilligung des Erblassers oder eines NachlalSpflegers oder durch einen gegen den
Erblasser oder den NachlalSpfleger vollstreckbaren Titel begrundet wird. Das Gleiche gilt fur
eine Eintragung auf Grund der Bewilligung eines Testamentsvollstreckers oder auf Grund
eines gegen diesen vollstreckbaren Titels, sofern die Bewilligung oder der Titel gegen den
Erben wirksam ist.
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§. 112.

Bei einem Pfandrechte fiir die Forderung aus einer Schuldverschreibung auf den Inhaber, aus
einem Wechsel oder einem anderen Papiere, das durch Indossament iibertragen werden kann,
soll eine Eintragung nur erfolgen, wenn die Urkunde vorgelegt wird.

Diese Vorschrift findet keine Anwendung, wenn eine Eintragung auf Grund der Bewilligung
eines nach den §§. 1189, 1270 des Burgerlichen Gesetzbuchs bestellten Vertreters oder auf
Grund einer gegen diesen erlassenen gerichtlichen Entscheidung bewirkt werden soll.

§. 113.

Jede Eintragung soll den Tag, an welchem sie erfolgt ist, angeben und mit der Unterschrift des
zustandigen Beamten versehen werden.

§. 114.

Die Eintragungen erhalten diejenige Reihenfolge, welche der Zeitfolge der Antrage entspricht;
sind die Antrage gleichzeitig gestellt, so ist, wenn unter den Eintragungen ein Rangverhaltnifs
besteht, im Schiffsregister zu vermerken, dal3 die Eintragungen gleichen Rang haben.

Diese Vorschriften finden insoweit keine Anwendung, als das Rangverhaltnifs von den
Antragstellern abweichend bestimmt ist.

§. 115.

Die Loschung eines Rechtes oder einer Verfugungsbeschrankung erfolgt durch Eintragung
eines Loschungsvermerkes.

§. 116.

Werden mehrere Schiffe mit einem Pfandrechte belastet, so ist auf dem Blatte jedes Schiffes
die Mitbelastung der iibrigen von Amtswegen erkennbar zu machen. Das Gleiche gilt, wenn
mit einem an einem Schiffe bestehenden Pfandrechte nachtraglich noch ein anderes Schiff
belastet wird. Soweit eine Mitbelastung erlischt, ist dies von Amtswegen zu vermerken.

§. 117.

Bei der Eintragung eines Pfandrechts fur Theilschuldverschreibungen auf den Inhaber genugt
es, wenn der Gesammtbetrag der Forderungen unter Angabe der Anzahl, des Betrags und der
Bezeichnung der Theile eingetragen wird.

§. 118.

Ist ein Testamentsvollstrecker ernannt, so ist dies bei der Eintragung des Erben des
Glaubigers von Amtswegen miteinzutragen, es sei denn, dalS das eingetragene Recht der
Verwaltung des Testamentsvollstreckers nicht unterliegt.
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§. 119.

Ergiebt sich, dal8 die Registerbehorde unter Verletzung gesetzlicher Vorschriften eine
Eintragung vorgenommen hat, durch die das Schiffsregister unrichtig geworden ist, so ist von
Amtswegen ein Widerspruch einzutragen. Erweist sich eine Eintragung nach ihrem Inhalt als
unzulassig, so ist sie von Amtswegen zu loschen.

§. 120.

Jede Eintragung ist baldthunlichst auf dem Schiffscertifikat oder dem Schiffsbriefe zu
vermerken.

Wird eine Urkunde uiber die Pfandforderung vorgelegt, so ist die Eintragung auch auf dieser
Urkunde unter kurzer Bezeichnung des Inhalts der Eintragungen, welche dem Pfandrecht im
Range vorgehen oder gleichstehen, zu vermerken. Der Vermerk ist mit Unterschrift und Siegel
zu versehen.

§. 121.

Jede Eintragung soll dem Antragsteller und dem eingetragenen Eigenthumer sowie im
Uebrigen allen aus dem Schiffsregister ersichtlichen Personen bekannt gemacht werden, zu
deren Gunsten die Eintragung erfolgt ist oder deren Recht durch sie betroffen wird. Auf die
Bekanntmachung kann verzichtet werden.

§. 122.

Die Beschwerde gegen eine Eintragung ist unzulassig. Im Wege der Beschwerde kann jedoch
verlangt werden, dal$ die Registerbehorde angewiesen wird, nach §. 119 einen Widerspruch
einzutragen oder eine Loschung vorzunehmen.

§. 123.

Das Beschwerdegericht kann vor der Entscheidung durch eine einstweilige Anordnung der
Registerbehorde aufgeben, eine Vormerkung oder einen Widerspruch einzutragen.

Die Vormerkung oder der Widerspruch wird von Amtswegen geloscht, wenn die Beschwerde
zuruckgenommen oder zuruckgewiesen wird.

§. 124.

Bei der Einlegung der weiteren Beschwerde durch Einreichung einer Beschwerdeschrift
bedarf es der Zuziehung eines Rechtsanwalts nicht, wenn die Beschwerde von dem Notar
eingelegt wird, der die zu der Eintragung erforderliche Erklarung beurkundet oder beglaubigt
und im Namen eines Antragsberechtigten den Eintragungsantrag gestellt hat. Die Vorschrift
des §. 29 Abs. 1 Satz 3 bleibt unberuhrt.



Siebenter Abschnitt. Handelssachen.

§. 125.

Fur die Fuhrung des Handelsregisters sind die Amtsgerichte zustandig. Durch Anordnung der
Landesjustizverwaltung kann die Fuhrung des Registers fur mehrere Amtsgerichtsbezirke
einem Amtsgericht ubertragen werden.

§. 126.

Die Organe des Handelsstandes sind verpflichtet, die Registergerichte behufs der Verhutung
unrichtiger Eintragungen sowie behufs der Berichtigung und Vervollstandigung des
Handelsregisters zu unterstutzen; sie sind berechtigt, Antrage zu diesem Zwecke bei den
Registergerichten zu stellen und gegen Verfugungen, durch die uiber solche Antrage
entschieden wird, das Rechtsmittel der Beschwerde zu erheben.

Die naheren Bestimmungen werden von den Landesregierungen getroffen.

§. 127.

Das Registergericht kann, wenn eine von ihm zu erlassende Verfigung von der Beurtheilung
eines streitigen Rechtsverhaltnisses abhangig ist, die Verfiigung aussetzen, bis uber das
Verhaltnils im Wege des Rechtsstreits entschieden ist. Es kann, wenn der Rechtsstreit nicht
anhangig ist, einem der Betheiligten eine Frist zur Erhebung der Klage bestimmen.

§. 128.

Die Anmeldungen zur Eintragung in das Handelsregister sowie die zur Aufbewahrung bei dem
Gerichte bestimmten Zeichnungen von Unterschriften konnen zum Protokolle des
Gerichtsschreibers des Registergerichts erfolgen.

§. 129.

Ist die zu einer Eintragung erforderliche Erklarung von einem Notar beurkundet oder
beglaubigt, so gilt dieser als ermachtigt, im Namen des zur Anmeldung Verpflichteten die
Eintragung zu beantragen. Die Vorschriften des §. 124 finden entsprechende Anwendung.

§. 130.

Jede Eintragung soll den Tag, an welchem sie erfolgt ist, angeben und mit der Unterschrift des
zustandigen Beamten versehen werden.

Jede Eintragung soll demjenigen, welcher sie beantragt hat, bekannt gemacht werden. Auf die
Bekanntmachung kann verzichtet werden.

§. 131.

Die Eintragung einer Zweigniederlassung ist von Amtswegen dem Registergerichte der



Hauptniederlassung mitzutheilen und in dessen Register zu vermerken. Das Gleiche gilt, wenn
die Zweigniederlassung aufgehoben wird.

§. 132.

Sobald das Registergericht von einem sein Einschreiten nach den §§. 14, 319 und dem §. 325
Nr. 9 des Handelsgesetzbuchs rechtfertigenden Sachverhalte glaubhafte Kenntnif§ erhalt, hat
es dem Betheiligten unter Androhung einer Ordnungsstrafe aufzugeben, innerhalb einer
bestimmten Frist seiner gesetzlichen Verpflichtung nachzukommen oder die Unterlassung
mittelst Einspruchs gegen die Verfugung zu rechtfertigen.

Die Beschwerde gegen diese Verfugung ist unzulassig.

§. 133.

Wird innerhalb der bestimmten Frist weder der gesetzlichen Verpflichtung geniigt noch
Einspruch erhoben, so ist die angedrohte Strafe festzusetzen und zugleich die frithere
Verfiigung unter Androhung einer erneuten Ordnungsstrafe zu wiederholen.

In gleicher Weise ist fortzufahren, bis der gesetzlichen Verpflichtung genugt oder Einspruch
erhoben wird.

§. 134.

Wird rechtzeitig Einspruch erhoben, so hat das Gericht, wenn sich der Einspruch nicht ohne
Weiteres als begriindet ergiebt, zur Erorterung der Sache den Betheiligten zu einem Termine
zu laden.

Das Gericht kann, auch wenn der Betheiligte nicht erscheint, nach Lage der Sache
entscheiden.

§. 135.

Wird der Einspruch fur begrundet erachtet, so ist die erlassene Verfugung aufzuheben.
Anderenfalls hat das Gericht den Einspruch zu verwerfen und die angedrohte Strafe
festzusetzen. Das Gericht kann, wenn die Umstande es rechtfertigen, von der Festsetzung
einer Strafe absehen oder eine geringere als die angedrohte Strafe festsetzen.

Im Falle der Verwerfung des Einspruchs hat das Gericht zugleich eine erneute Verfugung nach
§. 132 zu erlassen. Die in dieser Verfugung bestimmte Frist beginnt mit dem Eintritte der
Rechtskraft der Verwerfung des Einspruchs.

§. 136.

Wird im Falle des §. 133 gegen die wiederholte Verfugung Einspruch erhoben und dieser fiir
begrundet erachtet, so kann das Gericht, wenn die Umstande es rechtfertigen, zugleich die
fruher festgesetzte Strafe aufheben oder an deren Stelle eine geringere Strafe festsetzen.

§. 137.

Gegen die Versaumung der Einspruchsfrist ist auf Antrag nach MalSgabe des §. 22 Abs. 2 die
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Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu ertheilen.

§. 138.

Bei der Festsetzung der Ordnungsstrafe ist der Betheiligte zugleich in die Kosten des
Verfahrens zu verurtheilen.

§. 139.

Gegen den Beschlufs, durch welchen die Ordnungsstrafe festgesetzt oder der Einspruch
verworfen wird, findet die sofortige Beschwerde statt.

Ist die Strafe nach Maligabe des §. 133 festgesetzt, so kann die Beschwerde nicht darauf
gestutzt werden, dafS die Verfigung, durch welche die Strafe angedroht worden ist, nicht
gerechtfertigt gewesen sei.

§. 140.

Soll nach §. 37 Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs gegen eine Person eingeschritten werden, die
eine ihr nicht zustehende Firma gebraucht, so finden die Vorschriften der §§. 132 bis 139 mit
der Mafigabe Anwendung, dafs

1. in der nach §. 132 zu erlassenden Verfigung dem Betheiligten aufgegeben wird, sich des
Gebrauchs der Firma zu enthalten oder binnen bestimmter Frist den Gebrauch der Firma
mittelst Einspruchs gegen die Verfigung zu rechtfertigen;

2. die Ordnungsstrafe festgesetzt wird, falls kein Einspruch erhoben oder der erhobene
Einspruch rechtskraftig verworfen ist und der Betheiligte nach der Bekanntmachung der
Verfugung dieser zuwidergehandelt hat.

§. 141.

Soll nach §. 31 Abs. 2 des Handelsgesetzbuchs das Erloschen einer Firma von Amtswegen in
das Handelsregister eingetragen werden, so hat das Registergericht den eingetragenen
Inhaber der Firma oder dessen Rechtsnachfolger von der beabsichtigten Loschung zu
benachrichtigen und ihm zugleich eine angemessene Frist zur Geltendmachung eines
Widerspruchs zu bestimmen. Die Frist darf nicht weniger als drei Monate betragen.

Sind die bezeichneten Personen oder deren Aufenthalt nicht bekannt, so erfolgt die
Benachrichtigung und die Bestimmung der Frist durch Einrickung in diejenigen Blatter,
welche fur die Bekanntmachungen der Eintragungen in das Handelsregister bestimmt sind. Es
kann angeordnet werden, dal8 die Bekanntmachung noch in andere Blatter eingeruckt wird.
Wird Widerspruch erhoben, so entscheidet uber ihn das Gericht. Gegen die den Widerspruch
zurickweisende Verfigung findet die sofortige Beschwerde statt.

Die Loschung darf nur erfolgen, wenn Widerspruch nicht erhoben oder wenn die den
Widerspruch zurickweisende Verfiigung rechtskraftig geworden ist.
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§. 142.

Ist eine Eintragung in das Handelsregister bewirkt, obgleich sie wegen Mangels einer
wesentlichen Voraussetzung unzulassig war, so kann das Registergericht sie von Amtswegen
loschen. Die Loschung geschieht durch Eintragung eines Vermerkes.

Das Gericht hat den Betheiligten von der beabsichtigten Loschung zu benachrichtigen und ihm
zugleich eine angemessene Frist zur Geltendmachung eines Widerspruchs zu bestimmen.

Auf das weitere Verfahren finden die Vorschriften des §. 141 Abs. 3, 4 Anwendung.

§. 143.

Die Loschung einer Eintragung kann gemals den Vorschriften des §. 142 auch von dem
Landgerichte verfugt werden, welches dem Registergericht im Instanzenzuge vorgeordnet ist.
Die Vorschrift des §. 30 Abs. 1 Satz 2 findet Anwendung.

Gegen die einen Widerspruch zurickweisende Verfugung des Landgerichts findet die sofortige
Beschwerde an das Oberlandesgericht mit der MalSgabe statt, dals die Vorschriften des §. 28
Abs. 2,3 zur entsprechenden Anwendung kommen. Die weitere Beschwerde ist
ausgeschlossen.

§. 144.

Eine in das Handelsregister eingetragene Aktiengesellschaft oder Kommanditgesellschaft auf
Aktien kann gemals den Vorschriften der §§. 142, 143 als nichtig geloscht werden, wenn die
Voraussetzungen vorliegen, unter denen nach den §§. 309, 310 des Handelsgesetzbuchs die
Nichtigkeitsklage erhoben werden kann. Das Gleiche gilt fir eine in das Handelsregister
eingetragene Gesellschaft mit beschrankter Haftung, wenn die Voraussetzungen vorliegen,
unter denen nach den §8. 75a, 75b des Gesetzes, betreffend die Gesellschaften mit
beschrankter Haftung, die Nichtigkeitsklage erhoben werden kann.

Ein in das Handelsregister eingetragener Beschluls der Generalversammlung oder
Versammlung der Gesellschafter einer der im Abs. 1 bezeichneten Gesellschaften kann gemafd
den Vorschriften der §8. 142, 143 als nichtig geloscht werden, wenn er durch seinen Inhalt
zwingende Vorschriften des Gesetzes verletzt und seine Beseitigung im offentlichen Interesse
erforderlich erscheint.

In den Fallen der Abs. 1, 2 soll die nach §. 142 Abs. 2 zu bestimmende Frist mindestens drei
Monate betragen.

§. 145.

Die Amtsgerichte sind zustandig fur die nach §. 146 Abs. 2, §. 147, §. 157 Abs. 2, §. 166 Abs. 3,
§. 192 Abs. 3, §. 254 Abs. 3, §. 266 Abs. 2, §. 268 Abs. 2, §. 295 Abs. 2, 3, §. 302 Abs. 2 bis 4, §.
338 Abs. 3, §. 524 Abs. 1, 2, §. 530 Abs. 1, §8. 590, 685, §. 729 Abs. 1, §. 884 Nr. 4 des
Handelsgesetzbuchs von dem Gerichte zu erledigenden Angelegenheiten.

Ist die Fuhrung des Handelsregisters fiur mehrere Amtsgerichtsbezirke einem Amtsgericht
ubertragen worden, so gehoren zur Zustandigkeit dieses Amtsgerichts auch die im Abs. 1
bezeichneten Angelegenheiten, mit Ausnahme derjenigen Geschafte, welche den Gerichten
nach §. 524 Abs. 1, 2, §. 530 Abs. 1, §8. 590, 685, §. 729 Abs. 1, §. 884 Nr. 4 des
Handelsgesetzbuchs obliegen.
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§. 146.

Soweit in den im §. 145 bezeichneten Angelegenheiten ein Gegner des Antragstellers
vorhanden ist, hat ihn das Gericht wenn thunlich zu horen.

Gegen die Verfugung, durch welche uber den Antrag entschieden wird, findet die sofortige
Beschwerde statt.

Eine Anfechtung der Verfugung, durch welche einem nach §. 524 Abs. 1, 2, §. 530 Abs. 1, §.
685, §. 729 Abs. 1, §. 884 Nr. 4 des Handelsgesetzbuchs gestellten Antrage stattgegeben wird,
ist ausgeschlossen.

§. 147.

Die Vorschriften der §§. 127 bis 131, 142, 143 finden auf die Eintragungen in das
Genossenschaftsregister entsprechende Anwendung.

Eine in das Genossenschaftsregister eingetragene Genossenschaft kann gemals den
Vorschriften der §§. 142, 143 als nichtig geloscht werden, wenn die Voraussetzungen
vorliegen, unter denen nach den §§. 90a, 90b des Gesetzes, betreffend die Erwerbs- und
Wirthschaftsgenossenschaften, die Nichtigkeitsklage erhoben werden kann.

Ein in das Genossenschaftsregister eingetragener Beschluls der Generalversammlung einer
Genossenschaft kann gemalS den Vorschriften der §§. 142, 143 als nichtig geloscht werden,
wenn er durch seinen Inhalt zwingende Vorschriften des Gesetzes verletzt und seine
Beseitigung im offentlichen Interesse erforderlich erscheint.

In den Fallen der Abs. 2, 3 soll die nach §. 142 Abs. 2 zu bestimmende Frist mindestens drei
Monate betragen.

§. 148.

Die Vorschriften des §. 146 Abs. 1, 2 finden auf die nach §. 43 Abs. 3, §. 59, § 81 Abs. 3,4, §.

90 des Gesetzes, betreffend die Erwerbs- und Wirthschaftsgenossenschaften, und nach §. 66
Abs. 2, 3, §. 75 des Gesetzes, betreffend die Gesellschaften mit beschrankter Haftung, von dem

Registergerichte zu erledigenden Angelegenheiten Anwendung.

Gegen die Verfugung, durch welche der im §. 11 des Gesetzes, betreffend die privatrechtlichen
Verhaltnisse der Binnenschiffahrt, oder der im §. 8 des Gesetzes, betreffend die
privatrechtlichen Verhaltnisse der FlofSerei, bezeichnete Antrag auf Beweisaufnahme oder der
im §. 87 Abs. 2 des ersteren Gesetzes bezeichnete Antrag auf Bestellung eines Dispacheurs
zurickgewiesen wird, findet die sofortige Beschwerde statt. Eine Anfechtung der Verfugung,
durch welche einem solchen Antrage stattgegeben wird, ist ausgeschlossen.

§. 149.

Fur die Verrichtungen, welche den Gerichten in Ansehung der nach dem Handelsgesetzbuch
oder nach dem Gesetze, betreffend die privatrechtlichen Verhaltnisse der Binnenschiffahrt,
aufzumachenden Dispache obliegen, ist das Amtsgericht des Ortes zustandig, an welchem die
Vertheilung der Havereischaden zu erfolgen hat.

§. 150.

Lehnt der Dispacheur den Auftrag eines Betheiligten zur Aufmachung der Dispache aus dem
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Grunde ab, weil ein Fall der grofSen Haverei nicht vorliege, so entscheidet tiber die
Verpflichtung des Dispacheurs auf Antrag des Betheiligten das Gericht. Gegen die Verfugung
findet die sofortige Beschwerde statt.

§. 151.

Auf Antrag des Dispacheurs kann das Gericht einem Betheiligten unter Androhung von
Ordnungsstrafen aufgeben, dem Dispacheur die in seinem Besitze befindlichen Schriftstiicke,
zu deren Mittheilung er gesetzlich verpflichtet ist, auszuhandigen. Die einzelne Strafe darf den
Betrag von dreihundert Mark nicht ubersteigen.

§. 152.

Der Dispacheur ist verpflichtet, jedem Betheiligten Einsicht in die Dispache zu gewahren und
ihm auf Verlangen eine Abschrift gegen Erstattung der Kosten zu ertheilen. Das Gleiche gilt,
wenn die Dispache nach dem Gesetze, betreffend die privatrechtlichen Verhaltnisse der
Binnenschiffahrt, von dem Schiffer aufgemacht worden ist, fiir diesen.

§. 153.

Jeder Betheiligte ist befugt, bei dem Gericht eine Verhandlung uber die von dem Dispacheur
aufgemachte Dispache zu beantragen. In dem Antrage sind diejenigen Betheiligten zu
bezeichnen, welche zu dem Verfahren zugezogen werden sollen.

Wird ein Antrag auf gerichtliche Verhandlung gestellt, so hat das Gericht die Dispache und
deren Unterlagen von dem Dispacheur einzuziehen und, wenn nicht offensichtlich die
Voraussetzungen der grofSen Haverei fehlen, den Antragsteller sowie die von ihm
bezeichneten Betheiligten zu einem Termine zu laden. Mehrere Antrage konnen von dem
Gerichte zum Zwecke der gleichzeitigen Verhandlung verbunden werden.

Die Ladung mulS den Hinweis darauf enthalten, dafs, wenn der Geladene weder in dem Termin
erscheine noch vorher Widerspruch gegen die Dispache bei dem Gericht anmelde, sein
Einverstandnil$ mit der Dispache angenommen werden wurde. In der Ladung ist zu bemerken,
dals die Dispache und deren Unterlagen auf der Gerichtsschreiberei eingesehen werden
konnen.

Die Frist zwischen der Ladung und dem Termine mul§ wenigstens zwei Wochen betragen.

§. 154.

Erachtet das Gericht eine Vervollstandigung der Unterlagen der Dispache fiir nothwendig, so
hat es die Beibringung der erforderlichen Belege anzuordnen. Die Vorschriften des §. 151
finden entsprechende Anwendung.

§. 155.

In dem Termin ist mit den Erschienenen uiber die Dispache zu verhandeln.

Wird ein Widerspruch gegen die Dispache nicht erhoben und ist ein solcher auch vorher nicht
angemeldet, so hat das Gericht die Dispache gegeniiber den an dem Verfahren Betheiligten zu
bestatigen.



Liegt ein Widerspruch vor, so haben sich die Betheiligten, deren Rechte durch ihn betroffen
werden, zu erklaren. Wird der Widerspruch als begrundet anerkannt oder kommt anderweit
eine Einigung zu Stande, so ist die Dispache demgemal$ zu berichtigen. Erledigt sich der
Widerspruch nicht, so ist die Dispache insoweit zu bestatigen, als sie durch den Widerspruch
nicht berthrt wird.

Werden durch den Widerspruch die Rechte eines in dem Termine nicht erschienenen
Betheiligten betroffen, so wird angenommen, dafS dieser den Widerspruch nicht als begrundet
anerkenne.

§. 156.

Soweit ein Widerspruch nicht gemals §. 155 Abs. 3 erledigt wird, hat ihn der Widersprechende
durch Erhebung der Klage gegen diejenigen an dem Verfahren Betheiligten, deren Rechte
durch den Widerspruch betroffen werden, zu verfolgen. Die das Vertheilungsverfahren
betreffenden Vorschriften der §§. 764, 765 der CivilprozefSordnung finden mit der Maligabe
entsprechende Anwendung, dafS das Gericht einem Betheiligten auf seinen Antrag, wenn
erhebliche Grunde glaubhaft gemacht werden, die Frist zur Erhebung der Klage verlangern
kann und dal8 an die Stelle der Ausfihrung des Vertheilungsplans die Bestatigung der
Dispache ftritt.

Ist der Widerspruch durch rechtskraftiges Urtheil oder in anderer Weise erledigt, so wird die
Dispache bestatigt, nachdem sie erforderlichen Falles von dem Amtsgerichte nach Maligabe
der Erledigung der Einwendungen berichtigt ist.

§. 157.

Gegen die Verfugung, durch welche ein nach §. 153 gestellter Antrag auf gerichtliche
Verhandlung zuruckgewiesen oder uiber die Bestatigung der Dispache entschieden wird, findet
die sofortige Beschwerde statt.

Einwendungen gegen die Dispache, welche mittelst Widerspruchs geltend zu machen sind,
konnen nicht im Wege der Beschwerde geltend gemacht werden.

§. 158.

Die Bestatigung der Dispache ist nur fur das gegenseitige VerhaltnifS der an dem Verfahren
Betheiligten wirksam.

Aus der rechtskraftig bestatigten Dispache findet die Zwangsvollstreckung nach den
Vorschriften der CivilprozefSordnung statt.

Fur Klagen auf Ertheilung der Vollstreckungsklausel sowie fir Klagen, durch welche
Einwendungen gegen die in der Dispache festgestellten Anspruche geltend gemacht werden
oder die bei der Ertheilung der Vollstreckungsklausel als eingetreten angenommene
Rechtsnachfolge bestritten wird, ist das Amtsgericht zustandig, welches die Dispache bestatigt
hat. Gehort der Anspruch nicht vor die Amtsgerichte, so sind die Klagen bei dem zustandigen
Landgerichte zu erheben.

Achter Abschnitt. Vereinssachen. Giiterrechtsregister.
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§. 159.

Auf die Eintragungen in das Vereinsregister finden die Vorschriften der §§. 127 bis 130, 142,
143, auf das Verfahren bei der Verhangung von Ordnungsstrafen gegen Mitglieder des
Vorstandes oder Liquidatoren eines eingetragenen Vereins finden die Vorschriften der §8. 127,
132 bis 139 entsprechende Anwendung.

§. 160.

Im Falle des §. 37 des Burgerlichen Gesetzbuchs soll das Gericht vor der Verfugung, durch
welche uber das Verlangen, eine Mitgliederversammlung zu berufen, entschieden wird, soweit
thunlich den Vorstand des Vereins horen. Gegen die Verfiigung findet die sofortige
Beschwerde statt.

§. 161.

Auf die Eintragungen in das Guterrechtsregister finden die Vorschriften der §§. 127 bis 130,
142, 143 entsprechende Anwendung.
Von einer Eintragung sollen in allen Fallen beide Ehegatten benachrichtigt werden.

§. 162.

Das Amtsgericht hat auf Verlangen eine Bescheinigung daruber zu ertheilen, dal§ beziglich
des Gegenstandes einer Eintragung weitere Eintragungen in das Vereins- oder
Guterrechtsregister nicht vorhanden sind oder dal$ eine bestimmte Eintragung in das Register
nicht erfolgt ist.

Neunter Abschnitt. Offenbarungseid. Untersuchung und
Verwahrung von Sachen.
Pfandverkauf.

§. 163.

Ist in den Fallen der §§8. 259, 260, 2028, 2057 des Burgerlichen Gesetzbuchs der
Offenbarungseid nicht vor dem Prozeflgerichte zu leisten, so finden die Vorschriften des §. 79
entsprechende Anwendung.

§. 164.

In den Fallen, in denen nach den Vorschriften des burgerlichen Rechtes Jemand den Zustand
oder den Werth einer Sache durch Sachverstandige feststellen lassen kann, ist fur die
Ernennung, Beeidigung und Vernehmung der Sachverstandigen das Amtsgericht zustandig, in
dessen Bezirke sich die Sache befindet. Durch eine ausdruckliche Vereinbarung der
Betheiligten kann die Zustandigkeit eines anderen Amtsgerichts begriundet werden.

Eine Anfechtung der Verfugung, durch welche dem Antrage stattgegeben wird, ist
ausgeschlossen.
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Bei dem Verfahren ist der Gegner soweit thunlich zu horen.

§. 165.

In den Fallen der §8. 432, 1217, 1281, 2039 des Burgerlichen Gesetzbuchs ist fur die
Bestellung des Verwahrers das Amtsgericht zustandig, in dessen Bezirke sich die Sache
befindet.

Ueber eine von dem Verwahrer beanspruchte Vergiitung entscheidet das Amtsgericht.
Vor der Bestellung des Verwahrers und vor der Entscheidung tiber die Vergiitung sind die
Betheiligten soweit thunlich zu horen.

§. 166.

Im Falle des §. 1246 Abs. 2 des Burgerlichen Gesetzbuchs ist fur die Entscheidung des
Gerichts das Amtsgericht des Ortes zustandig, an welchem das Pfand aufbewahrt wird.
Vor der Entscheidung sind die Betheiligten soweit thunlich zu horen.

Zehnter Abschnitt. Gerichtliche und notarielle Urkunden.

§. 167.

Fur die gerichtliche Beurkundung eines Rechtsgeschafts sowie fur die gerichtliche
Beglaubigung eines Handzeichens sind die Amtsgerichte zustandig.

Fir die offentliche Beglaubigung einer Unterschrift sind aulSer den Notaren die Amtsgerichte
zustandig. Das Gleiche gilt fur die Aufnahme der im §. 1718 und im §. 1720 Abs. 2 des
Burgerlichen Gesetzbuchs vorgesehenen offentlichen Urkunden uber die Anerkennung der
Vaterschaft; fur die Aufnahme dieser Urkunden ist, wenn die Anerkennung der Vaterschaft bei
der Anzeige der Geburt des Kindes oder bei der EheschliefSung seiner Eltern erfolgt, auch der
Standesbeamte zustandig, welcher die Geburt oder die EheschlieSung beurkundet.

§. 168.

Fir die gerichtliche und die notarielle Beurkundung eines Rechtsgeschafts gelten,
unbeschadet der Vorschriften des Biirgerlichen Gesetzbuchs uber die Errichtung von
Testamenten und Erbvertragen, die §§. 169 bis 182. Als Betheiligter im Sinne der §§. 169 bis
182 ist derjenige anzusehen, dessen Erklarung beurkundet werden soll.

§. 169.

Ist ein Betheiligter nach der Ueberzeugung des Richters oder des Notars taub, blind, stumm
oder sonst am Sprechen verhindert, so mul§ der Richter einen Gerichtsschreiber oder zwei
Zeugen, der Notar einen zweiten Notar oder zwei Zeugen zuziehen.

§. 170.

Als Richter, Notar, Gerichtsschreiber oder Zeuge kann bei der Beurkundung nicht mitwirken:
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1. wer selbst Betheiligter ist sowie derjenige, fur welchen ein Betheiligter als Vertreter
handelt;

2. der Ehegatte eines Betheiligten, auch wenn die Ehe nicht mehr besteht;

3. wer mit einem Betheiligten in gerader Linie oder im zweiten Grade der Seitenlinie verwandt
oder verschwagert ist;

4. wer zu demjenigen, fir welchen ein Betheiligter als Vertreter handelt, in einem Verhaltnisse
der unter Nr. 2, 3 bezeichneten Art steht.

§. 171.

Als Richter, Notar, Gerichtsschreiber oder Zeuge kann bei der Beurkundung nicht mitwirken:

1. derjenige, zu dessen Gunsten in der Urkunde eine Verfiigung getroffen wird;
2. wer zu demjenigen, zu dessen Gunsten in der Urkunde eine Verfiigung getroffen wird, in
einem Verhaltnisse der im §. 170 Nr. 2, 3 bezeichneten Art steht.

Die Mitwirkung einer hiernach ausgeschlossenen Person hat zur Folge, daS die Beurkundung
insoweit nichtig ist, als sie eine Verfugung zu Gunsten einer der im Abs. 1 Nr. 1, 2
bezeichneten Personen zum Gegenstande hat.

§. 172.

Als Gerichtsschreiber oder zweiter Notar oder Zeuge kann bei der Beurkundung nicht
mitwirken, wer zu dem Richter oder dem beurkundenden Notar in einem Verhaltnisse der im
§. 170 Nr. 2, 3 bezeichneten Art steht.

§. 173.

Als Zeuge soll bei der Beurkundung nicht mitwirken:

1. ein Minderjahriger;

2. wer der burgerlichen Ehrenrechte fur verlustig erklart ist, wahrend der Zeit, fur welche die
Aberkennung der Ehrenrechte erfolgt ist;

3. wer nach den Vorschriften der Strafgesetze unfahig ist, als Zeuge eidlich vernommen zu
werden;

4. wer als Gesinde oder Gehilfe im Dienste des Richters oder des beurkundenden Notars
steht.

§. 174.

Die bei der Beurkundung mitwirkenden Personen mussen bei der Vorlesung, Genehmigung



und Unterzeichnung der Urkunde zugegen sein.

§. 175.

Ueber die Verhandlung muf3 ein Protokoll in deutscher Sprache aufgenommen werden.

§.176.
Das Protokoll mulfS enthalten:

1. Ort und Tag der Verhandlung;
2. die Bezeichnung der Betheiligten und der bei der Verhandlung mitwirkenden Personen;
3. die Erklarung der Betheiligten.

Wird in der Erklarung auf eine Schrift Bezug genommen und diese dem Protokoll als Anlage
beigefiigt, so bildet sie einen Theil des Protokolls.

Das Protokoll soll eine Angabe daruber enthalten, ob der Richter oder der Notar die
Betheiligten kennt oder, sofern dies nicht der Fall ist, in welcher Weise er sich GewilSheit uber
ihre Personlichkeit verschafft hat. Kann er sich diese GewilSheit nicht verschaffen, wird aber
gleichwohl die Aufnahme der Verhandlung verlangt, so sollen der Sachverhalt und dasjenige,
was zur Feststellung der Personlichkeit beigebracht ist, in das Protokoll aufgenommen
werden.

§.177.

Das Protokoll mul§ vorgelesen, von den Betheiligten genehmigt und von ihnen eigenhandig
unterschrieben werden. Im Protokolle mul$ festgestellt werden, dal’ dies geschehen ist. Das
Protokoll soll den Betheiligten auf Verlangen auch zur Durchsicht vorgelegt werden.

Erklart ein Betheiligter, dalS er nicht schreiben konne, so muf3 diese Erklarung im Protokolle
festgestellt werden. Bei der Vorlesung und der Genehmigung mul$ der Richter oder der Notar
einen Zeugen zuziehen. In den Fallen des §. 169 bedarf es dieser Zuziehung nicht; das Gleiche
gilt, wenn in anderen Fallen ein Gerichtsschreiber oder ein zweiter Notar zugezogen wird.
Das Protokoll mul§ von den mitwirkenden Personen unterschrieben werden.

§. 178.

Ist nach der Ueberzeugung des Richters oder des Notars ein Betheiligter stumm oder sonst am
Sprechen verhindert und eine schriftliche Verstandigung mit ihm nicht moglich, so mul$ bei
der Beurkundung ein vereideter Dolmetscher zugezogen werden.

Im Protokolle mul$ festgestellt werden, dal$ der Richter oder der Notar die Ueberzeugung
gewonnen hat, dafS der Betheiligte am Sprechen verhindert und eine schriftliche
Verstandigung mit ihm nicht moglich ist. Das Protokoll mul§ von dem Dolmetscher genehmigt
und unterschrieben werden.

Der Zuziehung eines Zeugen, eines Gerichtsschreibers oder eines zweiten Notars bedarf es in
diesem Falle nicht.



§. 179.

Erklart ein Betheiligter, dal er der deutschen Sprache nicht machtig sei, so mul$ bei der
Beurkundung ein vereideter Dolmetscher zugezogen werden. Der Zuziehung des Dolmetschers
bedarf es nicht, wenn der Richter oder der Notar der Sprache, in der sich der Betheiligte
erklart, machtig ist; die Beeidigung des Dolmetschers ist nicht erforderlich, wenn der
Betheiligte darauf verzichtet.

Das Protokoll mufs dem der deutschen Sprache nicht machtigen Betheiligten durch den
Dolmetscher oder, wenn ein Dolmetscher nicht zugezogen worden ist, durch den Richter oder
den Notar in der fremden Sprache vorgetragen werden und die Feststellung enthalten, dal§
dies geschehen ist.

Im Protokolle mul$ festgestellt werden, dals der Betheiligte der deutschen Sprache nicht
machtig ist.

Der Dolmetscher mufS das Protokoll unterschreiben.

Eine Beurkundung ist nicht aus dem Grunde unwirksam, weil den Vorschriften des Abs. 1
zuwider die Zuziehung eines Dolmetschers unterblieben ist.

§. 180.

Auf den Dolmetscher finden die nach den §§. 170 bis 173 fur einen Zeugen geltenden
Vorschriften entsprechende Anwendung.

§. 181.

Bei der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung von Versteigerungen gelten Bieter nicht
als Betheiligte; ausgenommen sind solche Bieter, die an ihr Gebot gebunden bleiben. Entfernt
sich ein solcher Bieter vor dem Schlusse der Verhandlung, so genuigt an Stelle seiner
Unterschrift die Angabe des Grundes, aus welchem sie unterblieben ist.

§. 182.

Die Ausfertigung der Protokolle uber die gerichtliche Beurkundung eines Rechtsgeschafts ist
von dem Gerichtsschreiber zu unterschreiben und mit dem Gerichtssiegel zu versehen.
Auf Antrag konnen die Protokolle auch auszugsweise ausgefertigt werden.

§. 183.

Die gerichtliche oder notarielle Beglaubigung einer Unterschrift darf nur erfolgen, wenn die
Unterschrift in Gegenwart des Richters oder des Notars vollzogen oder anerkannt wird.

Die Beglaubigung geschieht durch einen unter die Unterschrift zu setzenden Vermerk. Der
Vermerk mulS die Bezeichnung desjenigen, welcher die Unterschrift vollzogen oder anerkannt
hat, enthalten und den Ort und den Tag der Ausstellung angeben sowie mit Unterschrift und
Siegel oder Stempel versehen sein.

Diese Vorschriften finden auf die gerichtliche oder notarielle Beglaubigung eines
Handzeichens entsprechende Anwendung.



§. 184.

Fir die nach §. 167 den Amtsgerichten obliegenden Verrichtungen sind in Ansehung solcher
Personen, die zur Besatzung eines in Dienst gestellten Schiffes der Kaiserlichen Marine
gehoren oder die in anderer Eigenschaft an Bord eines solchen Schiffes sind, auch die
Geschwaderauditeure zustandig, solange das Schiff sich aulSerhalb eines inlandischen Hafens
befindet. Den Schiffen stehen die sonstigen Fahrzeuge der Kaiserlichen Marine gleich.

Die Ausfertigung der Protokolle uber die Beurkundung eines Rechtsgeschafts ist von dem
Auditeur zu unterschreiben und mit dem Gerichtssiegel zu versehen.

Die Vorschriften des Artikel 44 des Einfilhrungsgesetzes zum Burgerlichen Gesetzbuche
bleiben unberuhrt.

Elfter Abschnitt. SchluSbestimmungen.

§. 185.

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Burgerlichen Gesetzbuch in Kraft.

Die Artikel 2 bis 5, 32 des Einfilhrungsgesetzes zum Biurgerlichen Gesetzbuche finden
entsprechende Anwendung.

§. 186.

Die Vorschriften der §§. 11, 66 des Gesetzes iiber die Beurkundung des Personenstandes und
die EheschlieSung vom 6. Februar 1875 (Reichs-Gesetzbl. S. 23) werden insoweit aufgehoben,

als sie der Landesgesetzgebung die Befugnils gewahren, das gerichtliche Verfahren
abweichend zu regeln.

§. 187.

Der §. 150 des Gesetzes, betreffend die Erwerbs- und Wirthschaftsgenossenschaften, vom 1.

Mai 1889 (Reichs-Gesetzbl. S. 55) wird aufgehoben.

§. 188.

Der §. 11 Abs. 2 des Gesetzes, betreffend das Reichsschuldbuch, vom 31. Mai 1891 (Reichs-
Gesetzbl. S. 321) wird dahin geandert:

Zur Ausstellung dieser Bescheinigungen ist das Nachlalgericht und, falls der Erblasser zur
Zeit des Erbfalls im Inlande weder Wohnsitz noch Aufenthalt hatte, auch derjenige Konsul des
Reichs zustandig, in dessen Amtsbezirke der Erblasser zur Zeit des Erbfalls seinen Wohnsitz
oder seinen gewohnlichen Aufenthalt hatte, sofern dem Konsul von dem Reichskanzler die
Ermachtigung zur Ausstellung solcher Bescheinigungen ertheilt ist.
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§. 189.

Soweit im Einfuhrungsgesetze zum Burgerlichen Gesetzbuche zu Gunsten der Landesgesetze
Vorbehalte gemacht sind, gelten sie auch fiir die Vorschriften der Landesgesetze iiber
diejenigen Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, welche Gegenstand dieses
Gesetzes sind; den Landesgesetzen stehen nach MalSgabe der Artikel 57, 58 des
Einfuhrungsgesetzes zum Burgerlichen Gesetzbuche die Hausverfassungen gleich.

§. 190.

Unberuhrt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften, welche fiir den Fall, dals nach Artikel
147 des Einfithrungsgesetzes zum Burgerlichen Gesetzbuche die dem Vormundschaftsgericht
obliegenden Verrichtungen durch Landesgesetz anderen Behorden als den Amtsgerichten
ubertragen sind, uber den Vorsitz im Familienrathe Bestimmung treffen.

§. 191.

Unberuhrt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften, nach welchen fur die Aufnahme der
nach dem §. 1718 und dem §. 1720 Abs. 2 des Biirgerlichen Gesetzbuchs erforderlichen
offentlichen Urkunden sowie fur die offentliche Beglaubigung einer Unterschrift aulSser den
Amtsgerichten und Notaren auch andere Behorden oder Beamte zustandig sind.

Durch Landesgesetz kann die Zustandigkeit der Amtsgerichte fur die offentliche Beglaubigung
einer Unterschrift oder eines Handzeichens ausgeschlossen werden.

§. 192.

Unberihrt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften, nach welchen, wenn die
Auseinandersetzung in Ansehung eines Nachlasses nicht binnen einer bestimmten Frist
bewirkt ist, das NachlalRgericht die Auseinandersetzung von Amtswegen zu vermitteln hat; auf
die Auseinandersetzung finden die Vorschriften der §§. 88 bis 98 Anwendung.

§. 193.

Unberuhrt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften, nach welchen fur die gemafl §. 99 den
Amtsgerichten obliegenden Verrichtungen andere als gerichtliche Behorden zustandig sind,
sowie die landesgesetzlichen Vorschriften, nach welchen in den Fallen der §§. 86, 99 an Stelle
der Gerichte oder neben diesen die Notare die Auseinandersetzung zu vermitteln haben.

§. 194.

Sind fiir die im §. 1 bezeichneten Angelegenheiten nach Landesgesetz andere als gerichtliche
Behorden zustandig, so gelten die in dem ersten Abschnitte fur die Gerichte gegebenen
Vorschriften auch fur die anderen Behorden.

Als gemeinschaftliches oberes Gericht im Sinne der §§. 5, 46 gilt dasjenige Gericht, welches
das gemeinschaftliche obere Gericht fiir die Amtsgerichte ist, in deren Bezirke die Behorden
ihren Sitz haben. Durch Landesgesetz kann jedoch bestimmt werden, dafs, wenn die Behorden
in dem Bezirke desselben Amtsgerichts ihren Sitz haben, dieses als gemeinschaftliches oberes
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Gericht zustandig ist.

Die Vorschriften des §. 8 uber die Sitzungspolizei und uber die Berathung und Abstimmung
sowie die Vorschriften der §§. 6, 10, 11, des §. 16 Abs. 2 und des §. 31 finden keine
Anwendung.

Durch die Vorschrift des Abs. 1 wird die Verpflichtung der gerichtlichen Behorden, gemaf §. 2
Rechtshiilfe zu leisten, nicht bertihrt.

§. 195.

Durch die Gesetzgebung eines Bundesstaats, in dem fur die dem Vormundschaftsgericht oder
dem NachlalRgericht obliegenden Verrichtungen andere Behorden als die Amtsgerichte
zustandig sind, kann bestimmt werden, dafS die Abanderung einer Entscheidung einer solchen
Behorde bei dem Amtsgerichte nachzusuchen ist, in dessen Bezirke die Behorde ihren Sitz hat.
In diesem Falle finden auf das Verfahren die Vorschriften der §§. 20 bis 25 entsprechende
Anwendung.

Die Beschwerde findet gegen die Entscheidung des Amtsgerichts statt.

§. 196.

Ist fur die Volljahrigkeitserklarung nach Landesgesetz die Zentralstelle des Bundesstaats
zustandig, so finden die in dem ersten Abschnitte fiir die Gerichte gegebenen Vorschriften
keine Anwendung.

Die Verfigung, durch welche der Minderjahrige fur volljahrig erklart wird, tritt mit der
Bekanntmachung an den Minderjahrigen in Wirksamkeit.

§. 197.

Durch die Landesjustizverwaltung kann angeordnet werden, dals die im §. 14 des Gesetzes
uber die Beurkundung des Personenstandes und die Eheschliefung vom 6. Februar 1875
vorgesehene Aufbewahrung des Nebenregisters bei den Landgerichten erfolgen soll.

§. 198.

Unberuhrt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften, nach welchen bei der Beurkundung
einer Erklarung in den Fallen des §. 169 der Richter an Stelle des Gerichtsschreibers oder der
zwei Zeugen eine besonders dazu bestellte Urkundsperson zuziehen kann.

Auf die Urkundsperson finden die Vorschriften der §§. 170 bis 172 Anwendung.

§. 199.

Durch die Gesetzgebung eines Bundesstaats, in dem mehrere Oberlandesgerichte errichtet
sind, kann die Entscheidung uber das Rechtsmittel der weiteren Beschwerde einem der
mehreren Oberlandesgerichte oder an Stelle eines solchen Oberlandesgerichts dem obersten
Landesgerichte zugewiesen werden.

Das Gericht, dem nach Abs. 1 die Entscheidung zugewiesen wird, tritt zugleich fiir die
Beschwerde gegen eine Verfiigung des Landgerichts an die Stelle des nach §. 64 und §. 143
Abs. 2 zustandigen Oberlandesgerichts. Auch gilt es im Sinne der §§. 5, 46 als
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(L.

gemeinschaftliches oberes Gericht fur alle Gerichte des Bundesstaats.

§. 200.

Durch Landesgesetz konnen Vorschriften zur Erganzung und Ausfihrung dieses Gesetzes, mit
Einschlul$ der erforderlichen Uebergangsvorschriften, auch insoweit erlassen werden, als
dieses Gesetz Vorbehalte fuir die Landesgesetzgebung nicht enthalt.

Soweit durch Landesgesetz allgemeine Vorschriften uber die Errichtung gerichtlicher oder
notarieller Urkunden erlassen werden, ist ein Verstol§ gegen eine solche Vorschrift,
unbeschadet der Vorschriften uber die Folgen des Mangels der sachlichen Zustandigkeit, ohne
Einflufs auf die Gultigkeit der Beurkundung.

Urkundlich unter Unserer Hochsteigenhandigen Unterschrift und beigedrucktem Kaiserlichen
Insiegel.

Gegeben Strallburg i. E., den 17. Mai 1898.

S.) Wilhelm.

Furst zu Hohenlohe.

Einfuhrungsgesetz zum Handelsgesetzbuch /

EGHGB vom 10.05.1897

Titel: Einfuhrungsgesetz zum Handelsgesetzbuche.
Fundstelle: DZI;TCheS Reichsgesetzblatt Band 1897, Nr. 23, Seite 437
Fassung vom: 10. Mai 1897

Bekanntmachung: 21. Mai 1897

Quelle: Scan auf Commons

(Nr. 2389.) Einfihrungsgesetz zum Handelsgesetzbuche. Vom 10. Mai 1897.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, Konig von PreufSen etc.

verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zustimmung des Bundesraths und des Reichstags,
was folgt:

Artikel 1.

Das Handelsgesetzbuch tritt gleichzeitig mit dem Biirgerlichen Gesetzbuch in Kraft.
Der sechste Abschnitt des ersten Buches des Handelsgesetzbuchs tritt mit Ausnahme des §. 65
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am 1. Januar 1898 in Kraft.

Der siebente Abschnitt des dritten Buches des Handelsgesetzbuchs kann durch Kaiserliche
Verordnung mit Zustimmung des Bundesraths vor dem im Abs. 1 bezeichneten Zeitpunkt in
Kraft gesetzt werden.

Artikel 2.

In Handelssachen kommen die Vorschriften des Biirgerlichen Gesetzbuchs nur insoweit zur
Anwendung, als nicht im Handelsgesetzbuch oder in diesem Gesetz ein Anderes bestimmt ist.
Im Uebrigen werden die Vorschriften der Reichsgesetze durch das Handelsgesetzbuch nicht
beruhrt.

Artikel 3.

Soweit in Reichsgesetzen oder in Landesgesetzen auf Vorschriften des Allgemeinen Deutschen
Handelsgesetzbuchs verwiesen ist, treten die entsprechenden Vorschriften des
Handelsgesetzbuchs an deren Stelle.

Artikel 4.

Die nach dem burgerlichen Rechte mit einer Eintragung in das Guterrechtsregister
verbundenen Wirkungen treten, sofern ein Ehegatte Kaufmann ist und seine
Handelsniederlassung sich nicht in dem Bezirke des fiir den Wohnsitz des Ehemanns
zustandigen Registergerichts befindet, in Ansehung der auf den Betrieb des Handelsgewerbes
sich beziehenden Rechtsverhaltnisse nur ein, wenn die Eintragung auch in das
Guterrechtsregister des fur den Ort der Handelsniederlassung zustandigen Gerichts erfolgt
ist. Bei mehreren Niederlassungen genugt die Eintragung in das Register des Ortes der
Hauptniederlassung.

Wird die Niederlassung verlegt, so finden die Vorschriften des §. 1559 des Birgerlichen
Gesetzbuchs entsprechende Anwendung.

Artikel 5.

Auf Bergwerksgesellschaften, die nach den Vorschriften der Landesgesetze nicht die Rechte
einer juristischen Person besitzen, findet der §. 2 des Handelsgesetzbuchs keine Anwendung.

Artikel 6.

Die Vorschriften der §8§. 474, 475 des Handelsgesetzbuchs finden auch im Falle der
Veraullerung eines Seeschiffs, das nicht zum Erwerbe durch die Seefahrt bestimmt ist, sowie
im Falle der VeraufSerung eines Antheils an einem solchen Schiffe Anwendung.

Artikel 7.

Die Vorschriften des §. 485 und des §. 486 Abs. 1 Nr. 3 des Handelsgesetzbuchs uber die
Haftung des Rheders fur das Verschulden einer Person der Schiffsbesatzung sowie die
Vorschriften der §§. 734 bis 739 des Handelsgesetzbuchs uber die Haftung im Falle des
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ZusammenstolSes von Schiffen finden auch Anwendung, wenn die Verwendung eines Schiffes
zur Seefahrt nicht des Erwerbes wegen erfolgt.

Artikel 8.

Aufgehoben werden:

1. das Gesetz, betreffend die Loschung nicht mehr bestehender Firmen und Prokuren im

Handelsregister, vom 30. Marz 1888 (Reichs-Gesetzbl. S. 129);
2. der Artikel 80 der Wechselordnung;
3. der §. 68 der Seemannsordnung vom 27. Dezember 1872 (Reichs-Gesetzbl. S. 409);

4. der §. 86 Abs. 2 des Gesetzes, betreffend die Unfallversicherung der Seeleute und anderer
bei der Seeschiffahrt betheiligter Personen, vom 13. Juli 1887 (Reichs-Gesetzbl. S. 323).

Artikel 9.
Die Gewerbeordnung wird dahin geandert:

I. Als §. 15a werden folgende Vorschriften eingestellt:

Gewerbetreibende, die einen offenen Laden haben oder Gast- oder Schankwirthschaft
betreiben, sind verpflichtet, ihren Familiennamen mit mindestens einem
ausgeschriebenen Vornamen an der AufSenseite oder am Eingange des Ladens oder der
Wirthschaft in deutlich lesbarer Schrift anzubringen.

Kaufleute, die eine Handelsfirma fiihren, haben zugleich die Firma in der bezeichneten
Weise an dem Laden oder der Wirthschaft anzubringen; ist aus der Firma der
Familienname des Geschaftsinhabers mit dem ausgeschriebenen Vornamen zu ersehen,
so genugt die Anbringung der Firma.

Auf offene Handelsgesellschaften, Kommanditgesellschaften und
Kommanditgesellschaften auf Aktien finden diese Vorschriften mit der MalRgabe
Anwendung, dalS fiir die Namen der personlich haftenden Gesellschafter gilt, was in
Betreff der Namen der Gewerbetreibenden bestimmt ist.

Sind mehr als zwei Betheiligte vorhanden, deren Namen hiernach in der Aufschrift
anzugeben waren, so genugt es, wenn die Namen von zweien mit einem das
Vorhandensein weiterer Betheiligter andeutenden Zusatz aufgenommen werden. Die
Polizeibehorde kann im einzelnen Falle die Angabe der Namen aller Betheiligter
anordnen.

II. Als §. 133f wird folgende Vorschrift eingestellt:

Eine Vereinbarung zwischen dem Gewerbeunternehmer und einem der im §. 133a
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bezeichneten Angestellten, durch die der Angestellte fur die Zeit nach der Beendigung
des Dienstverhaltnisses in seiner gewerblichen Thatigkeit beschrankt wird, ist fur den
Angestellten nur insoweit verbindlich, als die Beschrankung nach Zeit, Ort und
Gegenstand nicht die Grenzen uberschreitet, durch welche eine unbillige Erschwerung
seines Fortkommens ausgeschlossen wird.

Die Vereinbarung ist nichtig, wenn der Angestellte zur Zeit des Abschlusses
minderjahrig ist.

III. Der §. 148 erhalt folgenden Zusatz:

14. wer den Vorschriften des §. 15a zuwiderhandelt.

Artikel 10.

Das Gesetz, betreffend die Erwerbs- und Wirthschaftsgenossenschaften, vom 1. Mai 1889
(Reichs-Gesetzbl. S. 55) wird dahin geandert:

I. An die Stelle des §. 13 tritt folgende Vorschrift:

Vor der Eintragung in das Genossenschaftsregister ihres Sitzes hat die Genossenschaft
die Rechte einer eingetragenen Genossenschaft nicht.

II. Der §. 16 Abs. 4 wird durch folgende Vorschrift ersetzt:

Der Beschlul$ hat keine rechtliche Wirkung, bevor er in das Genossenschaftsregister des
Sitzes der Genossenschaft eingetragen ist.

I1I. Der §. 23 Abs. 4 fallt weg.
IV. An die Stelle der §§. 28, 29 treten folgende Vorschriften:
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§. 28.

Jede Aenderung des Vorstandes sowie die Beendigung der
VertretungsbefugnifS eines Vorstandsmitgliedes ist durch den Vorstand zur
Eintragung in das Genossenschaftsregister anzumelden. Eine Abschrift der
Urkunden iiber die Bestellung oder uiber die Beendigung der
Vertretungsbefugnils eines Vorstandsmitgliedes ist der Anmeldung
beizufugen und wird bei dem Gericht aufbewahrt.

Die Vorstandsmitglieder haben ihre Unterschrift vor dem Gerichte zu
zeichnen oder die Zeichnung in beglaubigter Form einzureichen.

§. 29.

Eine Aenderung des Vorstandes, eine Beendigung der Vertretungsbefugnifs
eines Vorstandsmitgliedes sowie eine Aenderung des Statuts rucksichtlich
der Form fur Willenserklarungen des Vorstandes kann, solange sie nicht in
das Genossenschaftsregister eingetragen und offentlich bekannt gemacht ist,
von der Genossenschaft einem Dritten nicht entgegengesetzt werden, es sei
denn, dal$ dieser von der Aenderung oder Beendigung Kenntnifs Hatte.

Nach der Eintragung und Bekanntmachung mul§ der Dritte die Aenderung
oder Beendigung gegen sich gelten lassen, es sei denn, dals er sie weder
kannte noch kennen mulSte.

Fir den Geschaftsverkehr mit einer in das Genossenschaftsregister
eingetragenen Zweigniederlassung ist im Sinne dieser Vorschriften die
Eintragung und Bekanntmachung durch das Gericht der Zweigniederlassung
entscheidend.

V. Der §. 49 Abs. 1 wird durch folgende Vorschriften ersetzt:

Ein Beschluls der Generalversammlung kann wegen Verletzung des Gesetzes oder
des Statuts im Wege der Klage angefochten werden. Die Klage mufS binnen einem
Monat erhoben werden.

Zur Anfechtung befugt ist jeder in der Generalversammlung erschienene Genosse,
sofern er gegen den Beschluls Widerspruch zum Protokoll erklart hat, und jeder
nicht erschienene Genosse, sofern er zu der Generalversammlung unberechtigter
Weise nicht zugelassen worden ist oder sofern er die Anfechtung darauf grundet,
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dafs die Berufung der Versammlung oder die Ankiindigung des Gegenstandes der
BeschluRfassung nicht gehorig erfolgt sei. AuSerdem ist der Vorstand und, wenn
der Beschlufs eine Maliregel zum Gegenstande hat, durch deren Ausfihrung sich
die Mitglieder des Vorstandes und des Aufsichtsraths strafbar oder den Glaubigern
der Genossenschaft haftbar machen wirden, jedes Mitglied des Vorstandes und
des Aufsichtsraths zur Anfechtung befugt.

VL. Im §. 49 Abs. 4 wird das Wort ,,ungultig” ersetzt durch das Wort ,nichtig”.
VII. Im §. 80 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte ,,vom Vorstande” ersetzt durch die Worte:

»,von den Liquidatoren”.

VIIL. Der §. 82 wird durch folgende Vorschriften ersetzt:

Die ersten Liquidatoren sind durch den Vorstand, jede Aenderung in den Personen
der Liquidatoren, sowie eine Beendigung ihrer VertretungsbefugnilS ist durch die
Liquidatoren zur Eintragung in das Genossenschaftsregister anzumelden. Eine
Abschrift der Urkunden uber die Bestellung der Liquidatoren oder uber die
Aenderung in den Personen derselben ist der Anmeldung beizufiigen und wird bei
dem Gericht aufbewahrt.

Die Eintragung, der gerichtlichen Ernennung oder Abberufung von Liquidatoren
geschieht von Amtswegen.

Die Liquidatoren haben ihre Unterschrift personlich vor dem Gerichte zu zeichnen
oder die Zeichnung in beglaubigter Form einzureichen.

IX. Der §. 87 wird durch folgende Vorschriften ersetzt:

Die Liquidatoren haben die aus den §§. 26, 27, §. 31 Absatz 1, §. 32, §§. 42 bis 45, §.
46 Absatz 2, §. 49 sich ergebenden Rechte und Pflichten des Vorstandes und
unterliegen gleich diesem der Ueberwachung des Aufsichtsraths. Sie haben sofort
bei Beginn der Liquidation und demnachst in jedem Jahre eine Bilanz aufzustellen.
Die erste Bilanz ist zu veroffentlichen; die Bekanntmachung ist zu dem
Genossenschaftsregister einzureichen.

X. Der §. 88 Abs. 2 wird durch folgende Vorschriften ersetzt:
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Meldet sich ein bekannter Glaubiger nicht, so ist der geschuldete Betrag, wenn die
Berechtigung zur Hinterlegung vorhanden ist, fur den Glaubiger zu hinterlegen.
Ist die Berichtigung einer Verbindlichkeit zur Zeit nicht ausfuhrbar oder ist eine
Verbindlichkeit streitig, so darf die Vertheilung des Vermogens nur erfolgen, wenn
dem Glaubiger Sicherheit geleistet ist.

XI. Der sechste Abschnitt erhalt folgende Ueberschrift:

»+Auflosung und Nichtigkeit der Genossenschaft. “.

Am Schlusse dieses Abschnitts werden folgende Vorschriften eingestellt:

§. 90a.

Enthalt das Statut nicht die fur dasselbe wesentlichen Bestimmungen oder
ist eine dieser Bestimmungen nichtig, so kann jeder Genosse und jedes
Mitglied des Vorstandes und des Aufsichtsraths im Wege der Klage
beantragen, dal§ die Genossenschaft fiir nichtig erklart werde.

§. 90b.

Als wesentlich im Sinne des §. 90a gelten die in den §§. 6, 7 und 125
bezeichneten Bestimmungen des Statuts mit Ausnahme derjenigen iiber die
Beurkundung der Beschlisse der Generalversammlung und den Vorsitz in
dieser sowie uber die Grundsatze fiir die Aufstellung und Prufung der Bilanz.
Ein Mangel, der eine hiernach wesentliche Bestimmung des Statuts betrifft,
kann durch einen den Vorschriften dieses Gesetzes iiber Aenderungen des
Statuts entsprechenden Beschlufs der Generalversammlung geheilt werden.
Die Berufung der Generalversammlung erfolgt, wenn sich der Mangel auf
die Bestimmungen uber die Form der Berufung bezieht, durch Einrickung in
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diejenigen offentlichen Blatter, welche fur die Bekanntmachung der
Eintragungen in das Genossenschaftsregister des Sitzes der Genossenschaft
bestimmt sind.

Betrifft bei einer Genossenschaft mit beschrankter Haftpflicht der Mangel
die Bestimmungen tuber die Haftsumme, so darf durch die zur Heilung des
Mangels beschlossenen Bestimmungen der Gesammtbetrag der von den
einzelnen Genossen ibernommenen Haftung nicht vermindert werden.

§. 90c.

Das Verfahren uber die Klage auf Nichtigkeitserklarung und die Wirkungen
des Urtheils bestimmen sich nach den Vorschriften des §. 49 Absatz 3 bis 5
und des §. 50.

§.90d.

Ist die Nichtigkeit einer Genossenschaft in das Genossenschaftsregister
eingetragen, so finden zum Zwecke der Abwickelung ihrer Verhaltnisse die
fiir den Fall der Auflosung geltenden Vorschriften entsprechende
Anwendung.

Die Wirksamkeit der im Namen der Genossenschaft mit Dritten
vorgenommenen Rechtsgeschafte wird durch die Nichtigkeit nicht beruhrt.
Soweit die Genossen eine Haftung fur die Verbindlichkeiten der
Genossenschaft iibernommen haben, sind sie verpflichtet, die zur
Befriedigung der Glaubiger erforderlichen Betrage nach Maligabe der
Vorschriften des folgenden Abschnitts zu leisten.

XII. Im §. 116 Abs. 2 werden die SchlulSworte ,,ohne dafS den letzteren die Einrede der
Theilung zusteht” gestrichen.

XIII. Der §. 117 Abs. 3 wird gestrichen.

XIV. Der §. 127 Abs. 1 erhalt folgenden Zusatz:


https://de.wikisource.org/wiki/Gesetz,_betreffend_die_Erwerbs-_und_Wirthschaftsgenossenschaften#§._116.
https://de.wikisource.org/wiki/Gesetz,_betreffend_die_Erwerbs-_und_Wirthschaftsgenossenschaften#§._117.
https://de.wikisource.org/wiki/Gesetz,_betreffend_die_Erwerbs-_und_Wirthschaftsgenossenschaften#§._127.

Bekannte Glaubiger sind durch besondere Mittheilung zur Anmeldung
aufzufordern.

XV. Der §. 148 Abs. 3 fallt weg.
XVI. Der §. 152 Abs. 1 erhalt folgende Fassung:

Die Mitglieder des Vorstandes sind von dem Gerichte (§. 10) zur Befolgung der im
§. 8 Absatz 2, §. 14, §8. 28, 30, §. 59 Absatz 2, §. 61, §. 76 Absatz 2, §. 77 Absatz 2
enthaltenen Vorschriften durch Ordnungsstrafen anzuhalten; die einzelne Strafe
darf den Betrag von dreihundert Mark nicht ubersteigen. In gleicher Weise sind
die Mitglieder des Vorstandes und die Liquidatoren zur Befolgung der im §. 31
Absatz 2, §. 45, §. 46 Absatz 2, §. 49 Absatz 4 und 5, §. 82, §. 83 Absatz 2, §. 87
Absatz 1, §. 148 Absatz 2 enthaltenen Vorschriften anzuhalten.

Artikel 11.

Das Gesetz, betreffend die Gesellschaften mit beschrankter Haftung, vom 20. April 1892
(Reichs-Gesetzbl. S. 477) wird dahin geandert:

I. Der §. 7 Abs. 1 wird durch folgende Vorschrift ersetzt:

Die Gesellschaft ist bei dem Gerichte, in dessen Bezirke sie ihren Sitz hat, zur
Eintragung in das Handelsregister anzumelden.

II. Der §. 8 Abs. 3 wird durch folgende Vorschrift ersetzt:

Die Geschaftsfiihrer haben ihre Unterschrift zur Aufbewahrung bei dem Gerichte zu
zeichnen.

III. Der §. 9 Abs. 3 erhalt folgende Fassung:
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Die Anspriche auf Grund der vorstehenden Bestimmungen verjahren in fiinf Jahren seit
der Eintragung der Gesellschaft in das Handelsregister.

IV. Der §. 10 wird durch folgende Vorschriften ersetzt:

Bei der Eintragung in das Handelsregister sind die Firma und der Sitz der Gesellschatft,
der Gegenstand des Unternehmens, die Hohe des Stammkapitals, der Tag des
Abschlusses des Gesellschaftsvertrages und die Personen der Geschaftsfuhrer
anzugeben.

Enthalt der Gesellschaftsvertrag besondere Bestimmungen uber die Zeitdauer der
Gesellschaft oder uber die Befugnis der Geschaftsfithrer oder der Liquidatoren zur
Vertretung der Gesellschaft, so sind auch diese Bestimmungen einzutragen.

In die Veroffentlichung, durch welche die Eintragung bekannt gemacht wird, sind aulSer
dem Inhalte der Eintragung die nach §. 5 Absatz 4 getroffenen Festsetzungen und,
sofern der Gesellschaftsvertrag besondere Bestimmungen uber die Form enthalt, in
welcher offentliche Bekanntmachungen der Gesellschaft erlassen werden, auch diese
Bestimmungen aufzunehmen.

V. An die Stelle des §. 11 Abs. 1 tritt folgende Vorschrift:

Vor der Eintragung in das Handelsregister des Sitzes der Gesellschaft besteht die
Gesellschaft mit beschrankter Haftung als solche nicht.

VL. Der §. 12 wird durch folgende Vorschriften ersetzt:

Auf die Anmeldung der Gesellschaft zur Eintragung in das Handelsregister eines
Gerichts, in dessen Bezirke sie eine Zweigniederlassung besitzt, finden die
Bestimmungen im §. 8 Absatz 1 und 2 keine Anwendung. Der Anmeldung ist eine von
dem Gerichte der Hauptniederlassung beglaubigte Abschrift des Gesellschaftsvertrages
und der Liste der Gesellschafter beizufiigen.

Die Eintragung hat die im §. 10 Absatz 1 und 2 bezeichneten Angaben zu enthalten. In
die Veroffentlichung, durch welche die Eintragung bekannt gemacht wird, sind auch die
im §. 10 Absatz 3 bezeichneten Bestimmungen aufzunehmen, die nach §. 5 Absatz 4
getroffenen Festsetzungen jedoch nur dann, wenn die Eintragung innerhalb der ersten
zwei Jahre nach der Eintragung in das Handelsregister des Sitzes der Gesellschaft
erfolgt.
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VII. Der §. 15 Abs. 3 Satz 2 fallt weg.

VIII. Der §. 20 Abs. 2 fallt weg.

IX.Im §. 23 und im §. 27 Abs. 2 werden die Worte: ,durch einen Makler oder zur Vornahme
von Versteigerungen befugten Beamten offentlich verkaufen” ersetzt durch die Worte:

»,im Wege offentlicher Versteigerung verkaufen”.

X. An die Stelle des §. 39 treten folgende Vorschriften:

Jede Aenderung in den Personen der Geschaftsfithrer sowie die Beendigung der
VertretungsbefugnifS eines Geschaftsfihrers ist zur Eintragung in das Handelsregister
anzumelden.

Der Anmeldung ist eine Abschrift der Urkunden uber die Bestellung der Geschaftsfuhrer
oder uber die Beendigung der Vertretungsbefugnils beizufugen. Diese Bestimmung
findet auf die Anmeldung zum Handelsregister einer Zweigniederlassung keine
Anwendung.

Die Geschaftsfithrer haben ihre Unterschrift zur Aufbewahrung bei dem Gerichte zu
zeichnen.

XI. Der §. 40 fallt weg.
XII. Im §. 53 werden die Worte: ,,nach den Artikeln 224 bis 226 Absatz 1 des
Handelsgesetzbuchs” ersetzt durch die Worte:

»hach §. 243 Absatz 1, 2, 4, §8. 244 bis 248 und §. 249 Absatz 1, 2 des Handelsgesetzbuchs”.

XIII. An die Stelle des §. 55 treten folgende Vorschriften:

Die Abanderung des Gesellschaftsvertrages ist zur Eintragung in das Handelsregister
anzumelden.

Bei der Eintragung genugt, sofern nicht die Abanderung die im §. 19 Absatz 1 und 2
bezeichneten Angaben betrifft, die Bezugnahme auf die bei dem Gerichte eingereichten
Urkunden uber die Abanderung. Die offentliche Bekanntmachung findet in Betreff aller
Bestimmungen statt, auf welche sich die im §. 10 Absatz 3 und im §. 12
vorgeschriebenen Veroffentlichungen beziehen.

Die Abanderung hat keine rechtliche Wirkung, bevor sie in das Handelsregister des
Sitzes der Gesellschaft eingetragen ist.

XIV. Als §. 59a wird folgende Vorschrift eingestellt:
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Auf die Anmeldungen zu dem Handelsregister eines Gerichts, in dessen Bezirke die
Gesellschaft eine Zweigniederlassung besitzt, finden die Bestimmungen im §. 58 Absatz
2, Absatz 3 Nr. 1 und im §. 59 Absatz 1 Nr. 4 keine Anwendung.

XV. Der funfte Abschnitt erhalt die Ueberschrift:

LAuflosung und Nichtigkeit der Gesellschaft.”.

XVI. An die Stelle des §. 60 Abs. 1 Nr. 4 tritt folgende Vorschrift:

4. durch die Eroffnung des Konkursverfahrens; wird das Verfahren nach Abschlul$ eines
Zwangsvergleichs aufgehoben oder auf Antrag des Gemeinschuldners eingestellt, so konnen
die Gesellschafter die Fortsetzung der Gesellschaft beschliefSen.

XVIL. Der §. 64 Abs. 3 fallt weg.
XVIII. An die Stelle des §. 65 treten folgende Vorschriften:

Die Auflosung der Gesellschaft ist auSer dem Falle des Konkursverfahrens zur
Eintragung in das Handelsregister anzumelden. Das Gleiche gilt von einer Fortsetzung
der Gesellschaft in den im §. 60 Absatz 1 Nr. 4 bezeichneten Fallen.

Die Auflosung ist von den Liquidatoren zu drei verschiedenen Malen durch die im §. 30
Absatz 2 bezeichneten offentlichen Blatter bekannt zu machen. Durch die
Bekanntmachung sind zugleich die Glaubiger der Gesellschaft aufzufordern, sich bei
derselben zu melden.

XIX. Der §. 67 wird durch folgende Vorschriften ersetzt:

Die ersten Liquidatoren sind durch die Geschaftsfiihrer, jede Aenderung in den Personen
der Liquidatoren sowie eine Beendigung ihrer Vertretungsbefugnil§ ist durch die
Liquidatoren zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden.

Der Anmeldung ist eine Abschrift der Urkunden uber die Bestellung der Liquidatoren
oder uber die Aenderung in den Personen derselben beizufiigen. Diese Vorschrift findet
auf die Anmeldung zum Handelsregister einer Zweigniederlassung keine Anwendung.
Die Eintragung der gerichtlichen Ernennung oder Abberufung von Liquidatoren
geschieht von Amtswegen.

Die Liquidatoren haben ihre Unterschrift zur Aufbewahrung bei dem Gerichte zu
zeichnen.

XX. Der §. 69 fallt weg.
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XXI. An die Stelle des §. 74 Abs. 2 treten folgende Vorschriften:

Meldet sich ein bekannter Glaubiger nicht, so ist der geschuldete Betrag, wenn die
Berechtigung zur Hinterlegung vorhanden ist, fur den Glaubiger zu hinterlegen. Ist die
Berichtigung einer Verbindlichkeit zur Zeit nicht ausfuhrbar oder ist eine
Verbindlichkeit streitig, so darf die Vertheilung des Vermogens nur erfolgen, wenn dem
Glaubiger Sicherheit geleistet ist.

XXII. Hinter den §. 75 werden im funften Abschnitte folgende Vorschriften eingestellt:

§. 75a.

Enthalt der Gesellschaftsvertrag nicht die nach §. 3 Absatz 1 wesentlichen
Bestimmungen oder ist eine dieser Bestimmungen nichtig, so kann jeder
Gesellschafter, jeder Geschaftsfithrer und, wenn ein Aufsichtsrath bestellt
ist, jedes Mitglied des Aufsichtsraths im Wege der Klage beantragen, dal§ die
Gesellschaft fur nichtig erklart werde.

Die Vorschriften der §§. 272, 273 des Handelsgesetzbuchs finden
entsprechende Anwendung.

§. 75b.

Ein Mangel, der die Bestimmungen uber die Firma oder den Sitz der
Gesellschaft oder den Gegenstand des Unternehmens betrifft, kann durch
einstimmigen Beschluls der Gesellschafter geheilt werden.
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§. 75c.

Ist die Nichtigkeit einer Gesellschaft in das Handelsregister eingetragen, so
finden zum Zwecke der Abwickelung ihrer Verhaltnisse die fiir den Fall der
Auflosung geltenden Vorschriften entsprechende Anwendung.

Die Wirksamkeit der im Namen der Gesellschaft mit Dritten vorgenommenen
Rechtsgeschafte wird durch die Nichtigkeit nicht berthrt.

Die Gesellschafter haben die versprochenen Einzahlungen zu leisten, soweit
es zur Erfullung der eingegangenen Verbindlichkeiten erforderlich ist.

XXIIL. An die Stelle der §§. 76, 77 treten folgende Vorschriften.

§. 76.

Die in diesem Gesetze vorgesehenen Anmeldungen zum Handelsregister sind
durch die Geschaftsfuhrer oder die Liquidatoren, die im §. 7 Absatz 1, §. 12
Absatz 1, §. 58 Absatz 1, §. 59 Absatz 1 Nr. 3, §. 78 Absatz 5 vorgesehenen
Anmeldungen sind durch sammtliche Geschaftsfithrer zu bewirken.

§. 77.

In Ansehung der in §§. 7, 55, §. 58 Absatz 1, §. 59 Absatz 1 Nr. 3, §. 78 Absatz
5 bezeichneten Anmeldungen zum Handelsregister findet, soweit es sich um
die Anmeldung zum Handelsregister des Sitzes der Gesellschaft handelt,
eine Verhangung von Ordnunsstrafen nach §. 14 des Handelsgesetzbuchs
nicht statt.

XXIV. Im §. 80 Abs. 1 Nr. 1 werden die Worte , Eintragung des Gesellschaftsvertrags”
durch die Worte ,Eintragung der Gesellschaft” ersetzt.
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Artikel 12.

Das Gesetz, betreffend die privatrechtlichen Verhaltnisse der Binnenschiffahrt, vom 15. Juni
1895 (Reichs-Gesetzbl. S. 301) wird dahin geandert:

I. An die Stelle des §. 26 tritt folgende Vorschrift:

Auf das Frachtgeschaft zur Beforderung von Gutern auf Flussen und sonstigen
Binnengewassern finden die Vorschriften der §8§. 425 bis 427, 430 bis 436, 439 bis 443,
445 bis 451 des Handelsgesetzbuchs Anwendung.

II. Im §. 36 Abs. 4 werden die Worte , gerichtlich oder in anderer sicherer Weise
niederzulegen” ersetzt durch die Worte ,in einem offentlichen Lagerhaus oder in anderer
sicherer Weise zu hinterlegen”. Im §. 52 Abs. 1, 3, im §. 54 Abs. 2, 3,im §. 77 Abs. 2 und im §.
91 Abs. 3 werden die Worte ,niederzulegen, Niederlegung, Niederlegungsverfahren,
niedergelegt” ersetzt durch die Worte ,zu hinterlegen, Hinterlegung, Hinterlegungsverfahren,
hinterlegt”.

II1. Im §. 52 werden die Abs. 2, 3 durch folgende Vorschriften ersetzt:

Ist der Empfanger des Gutes nicht zu ermitteln oder verweigert er die Annahme oder
ergiebt sich ein sonstiges Ablieferungshindernil$, so hat der Frachtfuhrer den Absender
unverzuglich hiervon in Kenntnil§ zu setzen und dessen Anweisung einzuholen. Ist dies
den Umstanden nach nicht thunlich oder ist der Absender mit der Ertheilung der
Anweisung saumig oder die Anweisung nicht ausfuhrbar, so kann der Frachtfiuhrer nach
der Bestimmung im Absatz 1 verfahren, auch wenn die Wartezeit noch nicht abgelaufen
ist. Er kann, falls das Gut dem Verderben ausgesetzt und Gefahr im Verzug ist, das Gut
auch gemals §. 373 Absatz 2 bis 4 des Handelsgesetzbuchs verkaufen lassen.

Von der Hinterlegung und dem Verkaufe des Gutes hat der Frachtfihrer den Absender
und den Empfanger unverzuglich zu benachrichtigen; im Falle der Unterlassung ist er
zum Schadensersatze verpflichtet. Ist der Empfanger nicht zu ermitteln, so hat die
Benachrichtigung von der Hinterlegung durch offentliche Bekanntmachung in
ortsublicher Weise zu erfolgen; im Uebrigen durfen die Benachrichtigungen
unterbleiben, soweit sie unthunlich sind

IV. Der §. 55 erhalt folgende Fassung:

In den Fallen der §8. 53 und 54 hat der Frachtfithrer an einem der ortstublichen
Loschplatze anzulegen. Ist durch Vereinbarung dem Empfanger das Recht zur
Anweisung des Loschplatzes eingeraumt, so finden die Bestimmungen im §. 46 Absatz 2
und 3 Anwendung.
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V. Der §. 56 Abs. 2 fallt weg. Der Abs. 3 erhalt folgende Fassung:

Die Bestimmungen des §. 42 Absatz 1 finden entsprechende Anwendung.

VI. Im §. 58 fallt der Abs. 3 weg; der Abs. 4 wird durch folgende Vorschrift ersetzt:

Fir den Verlust oder die Beschadigung von Kostbarkeiten, Kunstgegenstanden, Geld
und Werthpapieren haftet der Frachtfuhrer nur, wenn ihm die Beschaffenheit oder der
Werth des Gutes bei der Uebergabe zur Beforderung angegeben worden ist.

VII. Der §. 61 wird durch folgende Vorschriften ersetzt:

Nach der Annahme des Gutes durch den Empfangsberechtigten konnen wegen einer
Beschadigung oder Minderung des Gutes, die bei der Annahme aufSerlich erkennbar ist,
Anspruche nur geltend gemacht werden, wenn vor der Annahme der Zustand des Gutes
durch amtlich bestellte Sachverstandige festgestellt ist.

Wegen einer Beschadigung oder Minderung des Gutes, die bei der Annahme aufSerlich
nicht erkennbar ist, kann der Frachtfithrer auch nach der Annahme des Gutes in
Anspruch genommen werden, wenn der Mangel in der Zeit zwischen der Uebernahme
des Gutes durch den Frachtfithrer und der Ablieferung entstanden ist und die
Feststellung des Mangels durch amtlich bestellte Sachverstandige unverzuglich nach
der Entdeckung und spatestens binnen einer Woche nach der Annahme beantragt wird.
Ist dem Frachtfuhrer der Mangel unverzuglich nach der Entdeckung und binnen der
bezeichneten Frist angezeigt, so geniigt es, wenn die Feststellung unverziglich nach
dem Zeitpunkte beantragt wird, bis zu welchem der Eingang einer Antwort des
Frachtfihrers unter regelmafSigen Umstanden erwartet werden darf.

Die Kosten einer von dem Empfangsberechtigten beantragten Feststellung sind von dem
Frachtfuhrer zu tragen, wenn ein Verlust oder eine Beschadigung ermittelt wird, fur
welche derselbe Ersatz leisten mulfs.

Der Frachtfithrer kann sich auf die Vorschriften der Absatze 1, 2 nicht berufen, wenn er
den Schaden durch Vorsatz oder grobe Fahrlassigkeit herbeigefiihrt hat.

VIII. Als §. 61a werden folgende Vorschriften eingestellt:

Der Frachtfithrer haftet fir den durch verspatete Ablieferung des Gutes entstandenen
Schaden, es sei denn, dafs die Verspatung auf Umstanden beruht, die durch die Sorgfalt
eines ordentlichen Frachtfuhrers nicht abgewendet werden konnten.
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Ist die Fracht nebst den sonst auf dem Gute haftenden Forderungen bezahlt und das Gut
angenommen, so kann der Anspruch nicht geltend gemacht werden, es sei denn, dal§ der
Frachtfuhrer die Verspatung durch Vorsatz oder grobe Fahrlassigkeit herbeigefuhrt hat.
Die Vorschrift im Absatz 2 findet auch auf andere Anspruche gegen den Frachtfuhrer
aus dem Frachtvertrag Anwendung, soweit die Anspriiche nicht den Vorschriften des §.
61 unterliegen.

IX. Der §. 70 Abs. 1 wird durch folgende Vorschrift ersetzt:

Wird der Antritt oder die Fortsetzung der Reise ohne Verschulden des Absenders
zeitweilig verhindert, so braucht der Absender die Aufhebung des Hindernisses nicht
abzuwarten, er kann vielmehr vom Vertrage zuriicktreten.

X. Der §. 72 fallt weg.

XI. Der §. 87 Abs. 4 wird gestrichen.

XII. Im §. 89 Abs. 2 Satz 1, im §. 97 Abs. 1 Satz 1 und im §. 103 Abs. 1 werden die Worte: , mit
den im §. 41 der Konkursordnung bezeichneten Wirkungen” gestrichen.

XIII. Im §. 89 Abs. 3 wird der letzte Satz durch folgende Vorschrift ersetzt:

Die Geltendmachung des Pfandrechts durch den Frachtfihrer erfolgt nach MaRgabe der
Vorschriften, die fur das Pfandrecht des Frachtfuhrers wegen der Fracht und der
Auslagen gelten.

XIV. Der §. 91 Abs. 2 wird durch folgende Vorschrift ersetzt:

Gegen Hinterlegung des beanspruchten Beitrags bei einer offentlichen
Hinterlegungsstelle hat die Auslieferung der Guter zu erfolgen.

XV.Im §. 102 wird die Nr. 6 durch folgende Vorschrift ersetzt:

6. die Forderungen, welche der Berufsgenossenschaft nach den Vorschriften tiber die
Unfallversicherung, der Versicherungsanstalt nach den Vorschriften iiber die
Invalidenversicherung und den Gemeinden und Krankenkassen nach den Vorschriften uber die
Krankenversicherung gegen den Schiffseigner zustehen.
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XVI. Der §. 110 fallt weg.
XVII. An die Stelle des §. 111 tritt folgende Vorschrift:

Wird auller dem Falle der Zwangsversteigerung das Schiff veraufSert, so ist der
Erwerber berechtigt, die AusschlieSung der unbekannten Schiffsglaubiger mit ihren
Pfandrechten im Wege des Aufgebotsverfahrens zu beantragen.

XVIIL. Der §. 112 wird durch folgende Vorschrift ersetzt:

Die Vorschrift des §. 111 findet keine Anwendung, wenn nur der Antheil eines
Miteigenthumers des Schiffes den Gegenstand der VeraulSerung bildet.

XIX. An die Stelle des §. 114 tritt folgende Vorschrift:

Insoweit bei der Zwangsversteigerung oder bei einer sonstigen VeraulSerung des
Schiffes der Schiffseigner das Kaufgeld eingezogen hat, haftet er den Schiffsglaubigern,
deren Pfandrechte in Folge der Zwangsversteigerung oder in Folge eines nach §. 111
eingeleiteten Aufgebotsverfahrens erloschen sind, personlich in gleicher Weise, wie im
Falle der Einziehung der Fracht.

XX. Im §. 118 wird die Nr. 8 gestrichen.
XXI. Der zehnte Abschnitt (§§. 131 bis 137) fallt weg.
XXII. Der §. 138 wird durch folgende Vorschrift ersetzt:

In burgerlichen Rechtsstreitigkeiten, in welchen durch Klage oder Widerklage ein
Anspruch auf Grund dieses Gesetzes geltend gemacht ist, wird die Verhandlung und
Entscheidung letzter Instanz im Sinne des §. 8 des Einfuhrungsgesetzes zum
Gerichtsverfassungsgesetze dem Reichsgerichte zugewiesen.
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Artikel 13.

Der Reichskanzler wird ermachtigt, die Texte des Gesetzes, betreffend die Erwerbs- und
Wirthschaftsgenossenschaften, des Gesetzes, betreffend die Gesellschaften mit beschrankter
Haftung, und des Gesetzes, betreffend die privatrechtlichen Verhaltnisse der Binnenschiffahrt,
wie sie sich aus den in den Artikeln 10 bis 12 vorgesehenen Aenderungen ergeben, unter
fortlaufender Nummernfolge der Paragraphen und Abschnitte durch das Reichs-Gesetzblatt
bekannt zu machen.

Hierbei sind die in den bezeichneten Gesetzen enthaltenen Verweisungen auf Vorschriften des
Allgemeinen Deutschen Handelsgesetzbuchs durch Verweisungen auf die nach Artikel 3 des
gegenwartigen Gesetzes an die Stelle jener Vorschriften tretenden Vorschriften zu ersetzen.
Den Verweisungen auf Vorschriften der CivilprozeSordnung und der Konkursordnung sind
diese Gesetze in der Fassung zu Grunde zu legen, welche sie durch das im Artikel 1 des
Einfuhrungsgesetzes zum Biirgerlichen Gesetzbuche vorgesehene Gesetz erhalten.

Soweit in Reichsgesetzen oder in Landesgesetzen auf Vorschriften der im Abs. 1 bezeichneten
Gesetze verwiesen ist, treten die entsprechenden Vorschriften der durch den Reichskanzler
bekannt gemachten Texte an ihre Stelle.

Artikel 14.

Das Borsengesetz vom 22. Juni 1896 (Reichs-Gesetzbl S. 157) wird dahin geandert:

I. Die §§. 33, 34 werden durch folgende Vorschriften ersetzt:

§. 33.

Das von dem Kursmakler zu fithrende Tagebuch ist vor dem Gebrauche dem
Borsenvorstande zur Beglaubigung der Zahl der Blatter oder Seiten
vorzulegen.

Wenn ein Kursmakler stirbt oder aus dem Amte scheidet, ist sein Tagebuch
bei dem Borsenvorstande niederzulegen.

§. 34.

Die Kursmakler sind zur Vornahme von Verkaufen und Kaufen befugt, die
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durch einen dazu offentlich ermachtigten Handelsmakler zu bewirken sind.

II. Der §. 45 Satz 2 fallt weg,
II1. Der §. 58 Abs. 2 wird durch folgende Vorschrift ersetzt:

Ehefrauen, die nicht Handelsfrauen sind, bedurfen der Genehmigung des
Ehemannes.

IV. Der §. 63 Abs. 1 Satz 2 wird durch folgende Vorschrift ersetzt:

Fur Ehefrauen, die nicht Handelsfrauen sind, genugt der Antrag des Ehemannes.

V. Der §. 69 erhalt folgenden Abs. 2:

»Diese Vorschrift wird durch die Vorschrift des §. 764 des Burgerlichen
Gesetzbuchs nicht bertuhrt.”

VL. Die §§. 70 bis 74 fallen weg.

Artikel 15.

Die privatrechtlichen Vorschriften der Landesgesetze bleiben insoweit unberihrt, als es in
diesem Gesetze bestimmt oder als im Handelsgesetzbuch auf die Landesgesetze verwiesen ist.
Soweit die Landesgesetze unberiihrt bleiben, konnen auch neue landesgesetzliche
Vorschriften erlassen werden.

Artikel 16.

Unberuhrt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften iiber Lagerscheine und
Lagerpfandscheine, die Vorschriften uber Lagerscheine jedoch nur insoweit, als sie den §. 363
Abs. 2 und die §§. 364, 365, 424 des Handelsgesetzbuchs erganzen.



https://de.wikisource.org/wiki/B%C3%B6rsengesetz#§._45.
https://de.wikisource.org/wiki/B%C3%B6rsengesetz#§._58.
https://de.wikisource.org/wiki/B%C3%B6rsengesetz#§._63.
https://de.wikisource.org/wiki/B%C3%B6rsengesetz#§._69.
https://de.wikisource.org/wiki/B%C3%B6rsengesetz#§._70.
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/handelsgesetzbuch/
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/handelsgesetzbuch/
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/handelsgesetzbuch/

Artikel 17.

Unberihrt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften iiber Checks.

Artikel 18.

Unberuhrt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften uber den Vertrag zwischen dem Brauer
und dem Wirthe uber die Lieferung von Bier, soweit sie das aus dem Vertrage sich ergebende
Schuldverhaltnifs fiir den Fall regeln, dals nicht besondere Vereinbarungen getroffen werden.

Artikel 19.

Unberiuhrt bleiben:

1. fur das GrofSherzogthum Mecklenburg-Schwerin die §§. 51 bis 53, 55 der Verordnung vom
28. Dezember 1863, betreffend die Publikation des Handelsgesetzbuchs, sowie die zur
Abanderung dieser Verordnung ergangene Verordnung vom 22. Oktober 1869;

2. fur die freie Hansestadt Bremen die Verordnung vom 12. Februar 1866, betreffend die
Loschung der Seeschiffe, nebst den dazu spater ergangenen Gesetzen;

3. fur die freie und Hansestadt Hamburg der §. 50 des Einfithrungsgesetzes zum Allgemeinen
Deutschen Handelsgesetzbuche vom 22. Dezember 1865.

Artikel 20.

Unberuhrt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften, nach welchen ein Pfandrecht an einem
im Bau begriffenen Schiffe ohne Uebergabe des Schiffes durch Eintragung in ein besonderes
Register bestellt werden kann, sowie die landesgesetzlichen Vorschriften tiber die
Zwangsversteigerung eines solchen Schiffes.

Artikel 21.

Unberuhrt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften zur Ausfuhrung der Allgemeinen
Deutschen Wechselordnung, soweit sie durch das Bundesgesetz vom 5. Juni 1869 (Bundes-
Gesetzbl. S. 379) aufrecht erhalten sind. Dies gilt jedoch nicht fur die Vorschriften iiber
kaufmannische Anweisungen.

Artikel 22.

Die zur Zeit des Inkrafttretens des Handelsgesetzbuchs im Handelsregister eingetragenen
Firmen konnen weitergefilhrt werden, soweit sie nach den bisherigen Vorschriften gefiihrt
werden durften.

Die Vorschriften des §. 20 des Handelsgesetzbuchs uber die in die Firma der
Aktiengesellschaften und der Kommanditgesellschaften auf Aktien aufzunehmenden
Bezeichnungen finden jedoch auf die bei dem Inkrafttreten des Handelsgesetzbuchs fur eine
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solche Gesellschaft in das Handelsregister eingetragene Firma Anwendung, wenn die Firma
ans Personennamen zusammengesetzt ist und nicht erkennen lafst, dalS eine Aktiengesellschaft
oder eine Kommanditgesellschaft auf Aktien die Inhaberin ist.

Artikel 23.

Auf die Errichtung einer Aktiengesellschaft oder Kommanditgesellschaft auf Aktien, die vor
dem Inkrafttreten des Handelsgesetzbuchs zur Eintragung in das Handelsregister angemeldet
ist, finden die bisherigen Vorschriften Anwendung, sofern vor diesem Zeitpunkte die
Voraussetzungen erfullt sind, an deren Nachweis die bisherigen Vorschriften die Eintragung
knupfen.

Artikel 24.

Sind die Aktien einer bestehenden Aktiengesellschaft oder Kommanditgesellschaft auf Aktien
gemal den vor dem Inkrafttreten des Gesetzes vom 18. Juli 1884 (Reichs-Gesetzbl. S. 123) in
Geltung gewesenen Vorschriften auf einen geringeren Betrag als eintausend Mark gestellt, so
bleiben im Falle einer Zusammenlegung oder sonstigen Umwandlung dieser Aktien die
Vorschriften des §. 180 Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs aulser Anwendung. Der Nennbetrag
der Aktien darf jedoch nicht herabgesetzt werden.

Wird das Grundkapital einer bestehenden Aktiengesellschaft oder Kommanditgesellschaft auf
Aktien durch Ausgabe neuer Aktien erhoht, so finden die Vorschriften des §. 180 Abs. 1 des
Handelsgesetzbuchs auf die neuen Aktien Anwendung, auch wenn die Ausgabe mittelst
Umwandlung von Aktien der im Abs. 1 bezeichneten Art geschieht.

Diese Vorschriften gelten auch fur Interimsscheine.

Artikel 23.

Die Vorschriften des §. 228 des Handelsgesetzbuchs tiber die Kraftloserklarung abhanden
gekommener oder vernichteter Aktien finden auch in dem Falle Anwendung, dal§ eine Aktie
vor dem Inkrafttreten des Handelsgesetzbuchs abhanden gekommen oder vernichtet worden
ist.

Artikel 26.

Die vor dem Inkrafttreten des Handelsgesetzbuchs erfolgte AulSerkurssetzung einer auf den
Inhaber lautenden Aktie verliert mit dem Inkrafttreten des Handelsgesetzbuchs ihre Wirkung.

Artikel 27.

Auf Personen, die bei dem Inkrafttreten des Handelsgesetzbuchs Mitglieder des Vorstandes
einer Aktiengesellschaft sind, finden fiir die Dauer der Bestellung die Vorschriften des §. 236
des Handelsgesetzbuchs uber den Betrieb eines Handelsgewerbes und uber die Betheiligung
an einer anderen Gesellschaft nur in der Beschrankung auf den Handelszweig der
Aktiengesellschaft Anwendung.
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Artikel 28.

Die Vorschrift des §. 283 Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs uiber die Zusicherung von Rechten
auf den Bezug neu auszugebender Aktien findet auf eine vor dem Inkrafttreten des
Handelsgesetzbuchs ertheilte Zusicherung keine Anwendung.

Urkundlich unter Unserer Hochsteigenhandigen Unterschrift und beigedrucktem Kaiserlichen
Insiegel.
Gegeben Urville, den 10. Mai 1897.

(L. S.) Wilhelm.

Furst zu Hohenlohe.
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(Nr. 2373.) Einfuhrungsgesetz zu dem Gesetz iiber die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung. Vom 24. Marz
1897.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, Kénig von Preulien etc.

verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zustimmung des Bundesraths und des Reichstags,
was folgt:

§. 1.

Das Gesetz uber die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung tritt, soweit es die
Schiffe betrifft, gleichzeitig mit dem Burgerlichen Gesetzbuch, im Uebrigen fur jeden
Grundbuchbezirk mit dem Zeitpunkt in Kraft, in welchem das Grundbuch als angelegt
anzusehen ist.
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Die Artikel 2 bis 5, 32, 55 des Einfithrungsgesetzes zum Biirgerlichen Gesetzbuche finden
entsprechende Anwendung.

§. 2.

Soweit in dem Einfuhrungsgesetze zum Burgerlichen Gesetzbuche zu Gunsten der
Landesgesetze Vorbehalte gemacht sind, gelten sie auch fir die Vorschriften der
Landesgesetze iiber die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung. Den
Landesgesetzen stehen nach MalRgabe der Artikel 57, 58 des Einfihrungsgesetzes zum
Burgerlichen Gesetzbuche die Hausverfassungen gleich.

Es treten jedoch die landesgesetzlichen Vorschriften aulSer Kraft, nach welchen den
landschaftlichen und ritterschaftlichen Kreditanstalten fur den Anspruch auf altere als
zweijahrige Ruckstande wiederkehrender Leistungen ein Vorrecht vor den im §. 10 Nr. 1 bis 6
des Gesetzes uiber die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung bezeichneten
Anspriichen beigelegt ist.

§. 3.

Die im Artikel 113 des Einfuhrungsgesetzes zum Burgerlichen Gesetzbuche bezeichneten
Vorschriften bleiben auch insoweit unberuhrt, als sie fur den Anspruch des
Entschadigungsberechtigten oder des Dritten, welcher die Entschadigung geleistet hat, ein
Recht auf Befriedigung aus dem Grundstiicke gewahren und den Rang dieses Rechtes
bestimmen. Jedoch kann dem Anspruch auf Riickstande wiederkehrender Leistungen ein
Vorrecht nur mit der im §. 2 Abs. 2 bezeichneten Einschrankung beigelegt werden.

§. 4.

Durch Landesgesetz kann bestimmt werden, dalS gewisse offentliche Lasten anderen im Range
vorgehen.

In denjenigen Bundesstaaten, in welchen die Besteuerung des inlandischen Bieres der
Landesgesetzgebung vorbehalten ist, bleiben auch die Vorschriften unberiihrt, nach welchen
bei der Zwangsvollstreckung in ein der Brauerei dienendes Grundstiick oder in ein mit diesem
raumlich verbundenes Grundstuck die zum Zwecke der Besteuerung des Bieres zu
entrichtenden Abgaben den offentlichen Lasten des Grundstiicks gleichstehen.

§. 5.

Durch Landesgesetz kann bestimmt werden, dal$ dem Antrag auf Zwangsversteigerung ein
Auszug aus einem Steuerbuche beigefugt werden soll.

§. 6.

Durch die Landesjustizverwaltung kann angeordnet werden, dalS die Bestimmung des
Versteigerungstermins noch andere als die im §. 38 des Gesetzes uber die
Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung vorgeschriebenen Angaben iiber das
Grundstuck enthalten soll.
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§. 7.

Unberuhrt bleiben die bestehenden landesgesetzlichen Vorschriften, nach welchen noch
andere als die in den §§. 39, 40 des Gesetzes uber die Zwangsversteigerung und die
Zwangsverwaltung bezeichneten Veroffentlichungen der Terminsbestimmung zu erfolgen
haben.

§. 8.

Durch Landesgesetz kann fur die Zwangsversteigerung bestimmt werden, dall die vor dem
Inkrafttreten des Burgerlichen Gesetzbuchs eingetragenen Hypotheken bei der Feststellung
des geringsten Gebots und bei der Aufstellung des Theilungsplans nur auf Grund einer
Anmeldung zu berucksichtigen sind.

In einem solchen Falle mufs die im §. 37 Nr. 4 des Gesetzes uber die Zwangsversteigerung und
die Zwangsverwaltung vorgeschriebene Aufforderung auf die Anmeldung der Anspruche aus
den bezeichneten Hypotheken ausgedehnt werden.

§. 9.

Soweit ein nach Landesgesetz begriindetes Recht an einem Grundstiicke, das nicht in einer
Hypothek besteht, zur Wirksamkeit gegen Dritte der Eintragung nicht bedarf oder soweit eine
Dienstbarkeit oder eine Reallast als Leibgedinge, Leibzucht, Altentheil oder Auszug
eingetragen ist, bleibt das Recht nach Mallgabe des Landesgesetzes von der
Zwangsversteigerung unberuhrt, auch wenn es bei der Feststellung des geringsten Gebots
nicht bertcksichtigt ist.

Das Erloschen eines solchen Rechtes ist auf Verlangen eines Betheiligten als
Versteigerungsbedingung zu bestimmen, wenn durch das Fortbestehen ein dem Rechte
vorgehendes oder gleichstehendes Recht des Betheiligten beeintrachtigt werden wurde; die
Zustimmung eines anderen Betheiligten ist nicht erforderlich.

§. 10.

Unberuhrt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften, nach welchen bei der
Zwangsversteigerung

1. fur Gebote kommunaler Korperschaften sowie gewisser Kreditanstalten und Sparkassen
Sicherheitsleistung nicht verlangt werden kann;

2. die Sicherheit auch durch Stellung eines Burgen nach §. 239 des Burgerlichen Gesetzbuchs
geleistet werden darf.

§. 11.

Durch Landesgesetz kann fiir die Zwangsversteigerung, unbeschadet des §. 112 Abs. 2 Satz 4
des Gesetzes uber die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung, bestimmt werden,
dalS und nach welchen Grundsatzen der Werth des Grundstucks festgestellt werden soll.
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§. 12.

Die Landesgesetze konnen fiir die Falle, in welchen bei der Zwangsversteigerung oder der
Zwangsverwaltung ein Aufgebotsverfahren erforderlich wird, die Art der Bekanntmachung des
Aufgebots und die Aufgebotsfristen abweichend von den Vorschriften der §§. 825, 827 der
CivilprozelSordnung bestimmen.

§. 13.

Durch Landesgesetz kann bestimmt werden, dafS die in dem Gesetz uber die
Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung dem Vollstreckungsgerichte zugewiesenen
Amtshandlungen, soweit nicht iiber die Anordnung, Aufhebung oder Verbindung des
Verfahrens oder iiber die Zulassung des Beitritts eines Glaubigers zu entscheiden ist, von
einer anderen Behorde oder einem Beamten oder einem Notar ganz oder theilweise
wahrzunehmen sind.

Wird die Aenderung einer Entscheidung der Behorde, des Beamten oder des Notars verlangt,
so ist die Entscheidung des Vollstreckungsgerichts nachzusuchen; auf das Verfahren finden
die Vorschriften der §§. 96 bis 104 des bezeichneten Gesetzes entsprechende Anwendung. Die
Beschwerde findet gegen die Entscheidung des Vollstreckungsgerichts statt.

§. 14.

Die Landesjustizverwaltung kann fur die Geschaftsfuhrung der Verwalter, welche bei der
Zwangsverwaltung bestellt werden, und fur die den Verwaltern zu gewahrende Vergutung
allgemeine Anordnungen treffen.

§. 15.

Ein vor dem Inkrafttreten des Gesetzes uber die Zwangsversteigerung und die
Zwangsverwaltung beantragtes Verfahren ist nach den Landesgesetzen zu erledigen.

Urkundlich unter Unserer Hochsteigenhandigen Unterschrift und beigedrucktem Kaiserlichen
Insiegel.
Gegeben Berlin im Schlof$, den 24. Marz 1897.

(L. S.) Wilhelm.

Furst zu Hohenlohe.
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Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, Konig von PreufSen u. verordnen im Namen des
Reichs, nach erfolgter Zustimmung des Bundesraths und des Reichstags, was folgt:

1. Buch - 2. Buch - 3. Buch - 4.Buch - 5.Buch

Nr. 21
Erstes Buch.
Allgemeiner Theil.
Erster Abschnitt.

Personen.
Erster Titel.

Natiirliche Personen.

§1.

Die Rechtsfahigkeit des Menschen beginnt mit der Vollendung der Geburt.
§ 2.

Die Volljahrigkeit tritt mit der Vollendung des achtzehnten Lebensjahrs ein. (gemald
RGBI-1211071-Nr14-Gesetz-Eintritt-Volljaehrigkeit)

§ 3.

gegenstandslos ( durch RGBI-1211071-Nr14-Gesetz-Eintritt-Volljaehrigkeit).
Siehe hierzu RGBI-2110091-Nr12.

§ 4.

gegenstandslos ( durch RGBI-1211071-Nr14-Gesetz-Eintritt-Volljaehrigkeit).
Siehe hierzu RGBI-2110091-Nr12.

§ 5.
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gegenstandslos ( durch RGBI-1211071-Nr14-Gesetz-Eintritt-Volljaehrigkeit).
Siehe hierzu RGBI-2110091-Nr12.

§6.
Entmundigt kann werden:

1. wer in Folge von Geisteskrankheit oder von Geistesschwache seine Angelegenheiten nicht zu
besorgen vermag;

2. wer durch Verschwendung sich oder seine Familie der Gefahr des Nothstandes aussetzt;

3. wer in Folge von Trunksucht seine Angelegenheiten nicht zu besorgen vermag oder sich oder
seine Familie der Gefahr des Nothstandes aussetzt oder die Sicherheit Anderer gefahrdet.

Die Entmiindigung ist wieder aufzuheben, wenn der Grund der Entmundigung wegfallt.

§7.
Wer sich an einem Orte standig niederlalSt, begriundet an diesem Orte seinen Wohnsitz.

Der Wohnsitz kann gleichzeitig an mehreren Orten bestehen.
Der Wohnsitz wird aufgehoben, wenn die Niederlassung mit dem Willen aufgehoben wird, sie
aufzugeben.

§8.

Wer geschaftsunfahig oder in der Geschaftsfahigkeit beschrankt ist, kann ohne den Willen seines
gesetzlichen Vertreters einen Wohnsitz weder begrinden noch aufheben.

§9.

Eine Militarperson hat ihren Wohnsitz am Garnisonsorte. Als Wohnsitz einer Militarperson, deren
Truppentheil im Inlande seinen Garnisonsort hat, gilt der letzte inlandische Garnisonort des
Truppentheils.

Diese Vorschriften finden seine Anwendung auf Militarpersonen, die nur zur Erfullung der
Wehrpflicht dienen oder die nicht selbstandig einen Wohnsitz begriinden konnen.

§ 10.

Die Ehefrau theilt den Wohnsitz des Ehemanns. Sie theilt den Wohnsitz nicht, wenn der Mann seinen
Wohnsitz im Ausland an einem Orte begrundet, an den die Frau ihm nicht folgt und zu folgen nicht
verpflichtet ist.

Solange der Mann keinen Wohnsitz hat oder die Frau seinen Wohnsitz nicht theilt, kann die Frau
selbstandig einen Wohnsitz haben.

§ 11.

Ein eheliches Kind theilt den Wohnsitz des Vaters, ein uneheliches Kind den Wohnsitz der Mutter,
ein an Kindesstatt angenommenes Kind den Wohnsitz des Annehmenden. Das Kind behalt den
Wohnsitz, bis es ihn rechtsgultig aufhebt.

Eine erst nach dem Eintritte der Volljahrigkeit des Kindes erfolgende Legitimation oder Annahme an
Kindesstatt hat keinen Einflufs auf den Wohnsitz des Kindes.
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§12.

Wird das Recht zum Gebrauch eines Namens dem Berechtigten von einem Anderen bestritten oder
wird das Interesse des Berechtigten dadurch verletzt, dals ein Anderer unbefugt den gleichen
Namen gebraucht, so kann der Berechtigte von dem Anderen Beseitigung der Beeintrachtigung
verlangen. Sind weitere Beeintrachtigungen zu besorgen, so kann er auf Unterlassung klagen.

§ 13.

Wer verschollen ist, kann nach MalRgabe der §§. 14 bis 17 im Wege des Aufgebotsverfahrens fur todt
erklart werden.

§ 14.

Die Todeserklarung ist zulassig, wenn seit zehn Jahren keine Nachricht von dem Leben des
Verschollenen eingegangen ist. Sie darf nicht vor dem Schlusse des Jahres erfolgen, in welchem der
Verschollene das einunddreifSigste Lebensjahr vollendet haben wirde.

Ein Verschollener, der das siebzigste Lebensjahr vollendet haben wurde, kann fur todt erklart
werden, wenn seit funf Jahren keine Nachricht von seinem Leben eingegangen ist.

Der Zeitraum von zehn oder funf Jahren beginnt mit dem Schlusse des letzten Jahres, in welchem
der Verschollene den vorhandenen Nachrichten zufolge noch gelebt hat.

§ 15.

Wer als Angehoriger einer bewaffneten Macht an einem Kriege Theil genommen hat, wahrend des
Krieges vermifst worden und seitdem verschollen ist, kann fur todt erklart werden, wenn seit dem
Friedensschlusse drei Jahre verstrichen sind. Hat ein Friedensschlul$ nicht stattgefunden, so beginnt
der dreijahrige Zeitraum mit dem Schlusse des Jahres, in welchem der Krieg beendigt worden ist.

Als Angehoriger einer bewaffneten Macht gilt auch derjenige, welcher sich in einem Amts- oder
Dienstverhaltnis oder zum Zwecke freiwilliger Hilfeleistung bei der bewaffneten Macht befindet.

§ 16.

Wer sich bei einer Seefahrt auf einem wahrend der Fahrt untergegangenen Fahrzeuge befunden hat
und seit dem Untergange des Fahrzeugs verschollen ist, kann fur todt erklart werden, wenn seit
dem Untergang ein Jahr verstrichen ist.

Der Untergang des Fahrzeugs wird vermutet, wenn es an dem Orte seiner Bestimmung nicht
eingetroffen oder in Ermangelung eines festen Reiseziels nicht zuruckgekehrt ist und wenn:

bei Fahrten innerhalb der Ostsee ein Jahr,

bei Fahrten innerhalb anderer europaischer Meere, mit EinschluS sammtlicher Theile des
Mittellandischen, Schwarzen und Asowschen Meeres, zwei Jahre,

bei Fahrten, die uber auSereuropaische Meere fithren, drei Jahre

seit dem Antritte der Reise verstrichen sind. Sind Nachrichten uber das Fahrzeug eingegangen, so
ist der Ablauf des Zeitraums erforderlich, der verstrichen sein mufSte, wenn das Fahrzeug von dem
Orte abgegangen ware, an dem es sich den Nachrichten zufolge zuletzt befunden hat.

§17.



Wer unter anderen als den in den §§. 15, 16 bezeichneten Umstanden in eine Lebensgefahr geraten
und seitdem verschollen ist, kann fir todt erklart werden, wenn seit dem Ereignisse, durch welches
die Lebensgefahr entstanden ist, drei Jahre verstrichen sind.

§ 18.

Die Todeserklarung begrundet die Vermuthung, dalS der Verschollene in dem Zeitpunkte gestorben
sei, welcher in dem die Todeserklarung aussprechenden Urtheile festgestellt ist.

Als Zeitpunkt des Todes ist, sofern nicht die Ermittelungen ein Anderes ergeben, anzunehmen:

in den Fallen des § 14 der Zeitpunkt, in welchem die Todeserklarung zulassig geworden ist;

in den Fallen des § 15 der Zeitpunkt des Friedensschlusses oder der SchlufS des Jahres, in welchem
der Krieg beendigt worden ist;

in den Fallen des § 16 der Zeitpunkt, in welchem das Fahrzeug untergegangen ist oder von welchem
an der Untergang vermuthet wird;

in den Fallen des § 17 der Zeitpunkt, in welchem das Ereignil$ stattgefunden hat.

Ist die Todeszeit nur dem Tage nach festgestellt, so gilt das Ende des Tages als Zeitpunkt des Todes.
§19.

Solange nicht die Todeserklarung erfolgt ist, wird das Fortleben des Verschollenen bis zu dem
Zeitpunkte vermuthet, der nach § 18 Abs. 2 in Ermangelung eines anderen Ergebnisses der
Ermittelungen als Zeitpunkt des Todes anzunehmen ist; die Vorschrift des § 18 Abs. 3 findet
entsprechende Anwendung.

§ 20.

Sind mehrere in einer gemeinsamen Gefahr umgekommen, so wird vermuthet, dal8 sie gleichzeitig
gestorben seien.

Zweiter Titel.
Juristische Personen.
I. Vereine
1. Allgemeine Vorschriften
§21.

Ein Verein, dessen Zweck nicht auf einen wirthschaftlichen Geschaftsbetrieb gerichtet ist, erlangt
Rechtsfahigkeit durch Eintragung in das Vereinsregister des zustandigen Amtsgerichts.

§ 22.

Ein Verein, dessen Zweck auf einen wirthschaftlichen Geschaftsbetrieb gerichtet ist, erlangt in
Ermangelung besonderer reichsgesetzlicher Vorschriften Rechtsfahigkeit durch staatliche
Verleihung. Die Verleihung steht dem Bundesstaate zu, in dessen Gebiete der Verein seinen Sitz hat.

§ 23.

Einem Vereine, der seinen Sitz nicht in einem Bundesstaate hat, kann in Ermangelung besonderer
reichsgesetzlicher Vorschriften Rechtsfahigkeit durch Beschlul$ des Bundesraths verliehen werden.



§ 24.

Als Sitz eines Vereins gilt, wenn nicht ein Anderes bestimmt ist, der Ort, an welchem die Verwaltung
gefuhrt wird.

§ 25.

Die Verfassung eines rechtsfahigen Vereins wird, soweit sie nicht auf den nachfolgenden
Vorschriften beruht, durch die Vereinssatzung bestimmt.

§ 26.
Der Verein muss einen Vorstand haben. Der Vorstand kann aus mehreren Personen bestehen.

Der Vorstand vertritt den Verein gerichtlich und aufergerichtlich; er hat die Stellung eines
gesetzlichen Vertreters. Der Umfang seiner Vertretungsmacht kann durch die Satzung mit Wirkung
gegen Dritte beschrankt werden.

§ 27.
Die Bestellung des Vorstandes erfolgt durch Beschlufs der Mitgliederversammlung.

Die Bestellung ist jederzeit widerruflich, unbeschadet des Anspruchs auf die vertragsmaliige
Vergutung. Die Widerruflichkeit kann durch die Satzung auf den Fall beschrankt werden, dass ein
wichtiger Grund fir den Widerruf vorliegt; ein solcher Grund ist inshesondere grobe
Pflichtverletzung oder Unfahigkeit zur ordnungsmalligen Geschaftsfuhrung.

Auf die Geschaftsfuhrung des Vorstandes finden die fiir den Auftrag geltenden Vorschriften der §§
664 bis 670 entsprechende Anwendung.

§ 28.

Besteht der Vorstand aus mehreren Personen, so erfolgt die BeschluSfassung nach den fir die
Beschlisse der Mitglieder des Vereins geltenden Vorschriften der §§ 32, 34.

Ist eine Willenserklarung dem Vereine gegeniiber abzugeben, so geniigt die Abgabe gegenuber
einem Mitgliede des Vorstandes.

§29.

Soweit die erforderlichen Mitglieder des Vorstandes fehlen, sind sie in dringenden Fallen fur die
Zeit bis zur Hebung des Mangels auf Antrag eines Betheiligten von dem Amtsgerichte zu bestellen,
in dessen Bezirke der Verein seinen Sitz hat.

§ 30.

Durch die Satzung kann bestimmt werden, daS neben dem Vorstande fur gewisse Geschafte
besondere Vertreter zu bestellen sind. Die Vertretungsmacht eines solchen Vertreters erstreckt sich
im Zweifel auf alle Rechtsgeschafte, die der ihm zugewiesene Geschaftskreis gewohnlich mit sich
bringt.

§ 31.

Der Verein ist fur den Schaden verantwortlich, den der Vorstand, ein Mitglied des Vorstandes oder



ein anderer verfassungsmalSig berufener Vertreter durch eine in Ausfuhrung der ihm zustehenden
Verrichtungen begangene, zum Schadensersatze verpflichtende Handlung einem Dritten zufugt.

§ 32.

Die Angelegenheiten des Vereins werden, soweit sie nicht von dem Vorstand oder einem anderen
Vereinsorgane zu besorgen sind, durch Beschlul$fassung in einer Versammlung der Mitglieder
geordnet. Zur Gultigkeit des Beschlusses ist erforderlich, dall der Gegenstand bei der Berufung
bezeichnet wird. Bei der Beschlul$fassung entscheidet die Mehrheit der erschienenen Mitglieder.

Auch ohne Versammlung der Mitglieder ist ein Beschlul§ gultig, wenn alle Mitglieder ihre
Zustimmung zu dem Beschlusse schriftlich erklaren.

§ 33.

Zu einem Beschlusse, der eine Aenderung der Satzung enthalt, ist eine Mehrheit von drei
Viertheilen der erschienenen Mitglieder erforderlich. Zur Aenderung des Zweckes des Vereins ist
die Zustimmung aller Mitglieder erforderlich; die Zustimmung der nicht erschienenen Mitglieder
mul$ schriftlich erfolgen.

Beruht die Rechtsfahigkeit des Vereins auf Verleihung, so ist zu jeder Aenderung der Satzung
staatliche Genehmigung oder, falls die Verleihung durch den Bundesrath erfolgt ist, die
Genehmigung des Bundesraths erforderlich.

§ 34.

Ein Mitglied ist nicht stimmberechtigt, wenn die BeschluRfassung die Vornahme eines
Rechtsgeschafts mit ihm oder die Einleitung oder Erledigung eines Rechtsstreits zwischen ihm und
dem Vereine betrifft.

§ 35.

Sonderrechte eines Mitglieds konnen nicht ohne dessen Zustimmung durch Beschluf3 der
Mitgliederversammlung beeintrachtigt werden.

§ 36.

Die Mitgliederversammlung ist in den durch die Satzung bestimmten Fallen sowie dann zu berufen,
wenn das Interesse des Vereins es erfordert.

§ 37.

Die Mitgliederversammlung ist zu berufen, wenn der durch die Satzung bestimmte Theil oder in
Ermangelung einer Bestimmung der zehnte Theil der Mitglieder die Berufung schriftlich unter
Angabe des Zweckes und der Griinde verlangt.

Wird dem Verlangen nicht entsprochen, so kann das Amtsgericht, in dessen Bezirke der Verein
seinen Sitz hat, die Mitglieder, welche das Verlangen gestellt haben, zur Berufung der Versammlung
ermachtigen und uber die Fuhrung des Vorsitzes in der Versammlung Bestimmung treffen. Auf die
Ermachtigung mul8 bei der Berufung der Versammlung Bezug genommen werden.

§ 38.

Die Mitgliedschaft ist nicht ubertragbar und nicht vererblich. Die Ausubung der



Mitgliedschaftsrechte kann nicht einem Anderen uberlassen werden.
§ 39. Die Mitglieder sind zum Austritt aus dem Vereine berechtigt.

Durch die Satzung kann bestimmt werden, dal$ der Austritt nur am Schlusse eines Geschaftsjahrs
oder erst nach dem Ablauf einer Kundigungsfrist zulassig ist; die Kundigungsfrist kann hochstens
zwei Jahre betragen.

§ 40.

Die Vorschriften des § 27 Abs. 1, 3, des § 28 Abs. 1 und der §§ 32, 33, 38 finden insoweit keine
Anwendung, als die Satzung ein Anderes bestimmt.

§ 41. Der Verein kann durch BeschlufS der Mitgliederversammlung aufgelost werden. Zu dem
Beschlul8 ist eine Mehrheit von drei Viertheilen der erschienenen Mitglieder erforderlich, wenn
nicht die Satzung ein Anderes bestimmt.

§42.
Der Verein verliert die Rechtsfahigkeit durch die Eroffnung des Konkurses.

Der Vorstand hat im Falle der Ueberschuldung die Eroffnung des Konkurses zu beantragen. Wird die
Stellung des Antrags verzogert, so sind die Vorstandsmitglieder, denen ein Verschulden zur Last
fallt, den Glaubigern fur den daraus entstehenden Schaden verantwortlich; sie haften als
Gesammtschuldner.

§43.

Dem Vereine kann die Rechtsfahigkeit entzogen werden, wenn er durch einen gesetzwidrigen
Beschlul§ der Mitgliederversammlung oder durch gesetzwidriges Verhalten des Vorstandes das
Gemeinwohl gefahrdet.

Einem Vereine, dessen Zweck nach der Satzung nicht auf einen wirthschaftlichen Geschaftsbetrieb
gerichtet ist, kann die Rechtsfahigkeit entzogen werden, wenn er einen solchen Zweck verfolgt.

Einem Vereine, der nach der Satzung einen politischen, sozialpolitischen oder religiosen Zweck
nicht hat, kann die Rechtsfahigkeit entzogen werden, wenn er einen solchen Zweck verfolgt.

Einem Vereine, dessen Rechtsfahigkeit auf Verleihung beruht, kann die Rechtsfahigkeit entzogen
werden, wenn er einen anderen als den in der Satzung bestimmten Zweck verfolgt.

§ 44.

Die Zustandigkeit und das Verfahren bestimmen sich in den Fallen des § 43 nach den fur streitige
Verwaltungssachen geltenden Vorschriften der Landesgesetze. Wo ein Verwaltungsstreitverfahren
nicht besteht, finden die Vorschriften der §§ 20, 21 der Gewerbeordnung Anwendung; die
Entscheidung erfolgt in erster Instanz durch die hohere Verwaltungsbehorde, in deren Bezirke der
Verein seinen Sitz hat.

Beruht die Rechtsfahigkeit auf Verleihung durch den Bundesrath, so erfolgt die Entziehung durch
Beschlufs des Bundesraths.

§45.



Mit der Auflosung des Vereins oder der Entziehung der Rechtsfahigkeit fallt das Vermogen an die in
der Satzung bestimmten Personen.

Durch die Satzung kann vorgeschrieben werden, dafS die Anfallberechtigten durch Beschluf§ der
Mitgliederversammlung oder eines anderen Vereinsorgans bestimmt werden. Ist der Zweck des
Vereins nicht auf einen wirthschaftlichen Geschaftsbetrieb gerichtet, so kann die
Mitgliederversammlung auch ohne eine solche Vorschrift das Vermogen einer offentlichen Stiftung
oder Anstalt zuweisen.

Fehlt es an einer Bestimmung der Anfallberechtigten, so fallt das Vermogen, wenn der Verein nach
der Satzung ausschlieflich den Interessen seiner Mitglieder diente, an die zur Zeit der Auflosung
oder der Entziehung der Rechtsfahigkeit vorhandenen Mitglieder zu gleichen Theilen, anderenfalls
an den Fiskus des Bundesstaats, in dessen Gebiete der Verein seinen Sitz hatte.

§ 46.

Fallt das Vereinsvermogen an den Fiskus, so finden die Vorschriften uber einen dem Fiskus als
gesetzlichen Erben anfallende Erbschaft entsprechende Anwendung. Der Fiskus hat das Vermogen
thunlichst in einer den Zwecken des Vereins entsprechenden Weise zu verwenden.

§47.
Fallt das Vereinsvermogen nicht an den Fiskus, so mul$ eine Liquidation stattfinden.
§48.

Die Liquidation erfolgt durch den Vorstand. Zu Liquidatoren konnen auch andere Personen bestellt
werden; fur die Bestellung sind die fur die Bestellung des Vorstandes geltenden Vorschriften
malSgebend.

Die Liquidatoren haben die rechtliche Stellung des Vorstandes, soweit sich nicht aus dem Zwecke
der Liquidation ein Anderes ergiebt.

Sind mehrere Liquidatoren vorhanden, so ist fir ihre Beschliusse Uebereinstimmung aller
erforderlich, sofern nicht ein Anderes bestimmt ist.

§49.

Die Liquidatoren haben die laufenden Geschafte zu beendigen, die Forderungen einzuziehen, das
ubrige Vermogen in Geld umzusetzen, die Glaubiger zu befriedigen und den Ueberschul§ den
Anfallberechtigten auszuantworten. Zur Beendigung schwebender Geschafte konnen die
Liquidatoren auch neue Geschafte eingehen. Die Einziehung der Forderungen sowie die Umsetzung
des ubrigen Vermogens in Geld darf unterbleiben, soweit diese Mafiregeln nicht zur Befriedigung
der Glaubiger oder zur Vertheilung des Ueberschusses unter die Anfallberechtigten erforderlich
sind.

Der Verein gilt bis zur Beendigung der Liquidation als fortbestehend, soweit der Zweck der
Liquidation es erfordert.

§ 50.

Die Auflosung des Vereins oder die Entziehung der Rechtsfahigkeit ist durch die Liquidatoren
offentlich bekannt zu machen. In der Bekanntmachung sind die Glaubiger zur Anmeldung ihrer



Anspriche aufzufordern. Die Bekanntmachung erfolgt durch das in der Satzung fur
Veroffentlichungen bestimmte Blatt, in Ermangelung eines solchen durch dasjenige Blatt, welches
fur Bekanntmachungen des Amtsgerichts bestimmt ist, in dessen Bezirke der Verein seinen Sitz
hatte. Die Bekanntmachung gilt mit dem Ablaufe des zweiten Tages nach der Einruckung oder der
ersten Einrickung als bewirkt.

Bekannte Glaubiger sind durch besondere Mittheilung zur Anmeldung aufzufordern.
§ 51.

Das Vermogen darf den Anfallberechtigten nicht vor dem Ablauf eines Jahres nach der
Bekanntmachung der Auflosung des Vereins oder der Entziehung der Rechtsfahigkeit
ausgeantwortet werden.

§ 52.

Meldet sich ein bekannter Glaubiger nicht, so ist der geschuldete Betrag, wenn die Berechtigung zur
Hinterlegung vorhanden ist, fur den Glaubiger zu hinterlegen.

Ist die Berichtigung einer Verbindlichkeit zur Zeit nicht ausfuhrbar oder ist eine Verbindlichkeit
streitig, so darf das Vermogen den Anfallberechtigten nur ausgeantwortet werden, wenn dem
Glaubiger Sicherheit geleistet ist.

§ 53.

Liquidatoren, welche die ihnen nach dem § 42 Abs. 2 und den §§ 50 bis 52 obliegenden
Verpflichtungen verletzen oder vor der Befriedigung der Glaubiger Vermogen den
Anfallberechtigten ausantworten, sind, wenn ihnen ein Verschulden zur Last fallt, den Glaubigern
fir den daraus entstehenden Schaden verantwortlich; sie haften als Gesammtschuldner.

§ 54.

Auf Vereine, die nicht rechtsfahig sind, finden die Vorschriften uber die Gesellschaft Anwendung.
Aus einem Rechtsgeschafte, das im Namen eines solchen Vereins einem Dritten gegenuber
vorgenommen wird, haftet der Handelnde personlich; handeln Mehrere, so haften sie als
Gesammtschuldner.

2. Eingetragene Vereine
§ 55.

Die Eintragung eines Vereins der im § 21 bezeichneten Art in das Vereinsregister hat bei dem
Amtsgerichte zu geschehen, in dessen Bezirke der Verein seinen Sitz hat.

§ 56.
Die Eintragung soll nur erfolgen, wenn die Zahl der Mitglieder mindestens sieben betragt.
§ 57.

Die Satzung mulS den Zweck, den Namen und den Sitz des Vereins enthalten und ergeben, dal’ der
Verein eingetragen werden soll.

Der Name soll sich von den Namen der an demselben Orte oder in derselben Gemeinde bestehenden



eingetragenen Vereine deutlich unterscheiden.
§ 58.
Die Satzung soll Bestimmungen enthalten:

1. uber den Eintritt und Austritt der Mitglieder;

2. dartber, ob und welche Beitrage von den Mitgliedern zu leisten sind;

3. iber die Bildung des Vorstandes;

4. uber die Voraussetzungen, unter denen die Mitgliederversammlung zu berufen ist, uber die Form
der Berufung und uber die Beurkundung der Beschlusse.

§ 59.
Der Vorstand hat den Verein zur Eintragung anzumelden.
Der Anmeldung sind beizufiigen:

1. die Satzung in Urschrift und Abschrift;
2. eine Abschrift der Urkunden uber die Bestellung des Vorstandes.

Die Satzung soll von mindestens sieben Mitgliedern unterzeichnet sein und die Angabe des Tages
der Errichtung enthalten.

§ 60.

Die Anmeldung ist, wenn den Erfordernissen der §§ 56 bis 59 nicht genugt ist, von dem Amtsgericht
unter Angabe der Grinde zuriickzuweisen.

Gegen einen zuruckweisenden Beschlufs findet die sofortige Beschwerde nach den Vorschriften der
ZivilprozefSordnung statt.

§61.

Wird die Anmeldung zugelassen, so hat das Amtsgericht sie der zustandigen Verwaltungsbehorde
mitzutheilen.

Die Verwaltungsbehorde kann gegen die Eintragung Einspruch erheben, wenn der Verein nach dem
offentlichen Vereinsrecht unerlaubt ist oder verboten werden kann oder wenn er einen politischen,
sozialpolitischen oder religiosen Zweck verfolgt.

§62.

Erhebt die Verwaltungsbehorde Einspruch, so hat das Amtsgericht den Einspruch dem Vorstande
mitzutheilen.

Der Einspruch kann im Wege des Verwaltungsstreitverfahrens oder, wo ein solches nicht besteht, im
Wege des Rekurses nach MalSgabe der §§ 20, 21 der Gewerbeordnung angefochten werden.

§ 63.

Die Eintragung darf, sofern nicht die Verwaltungsbehorde dem Amtsgerichte mittheilt, dal§
Einspruch nicht erhoben werde, erst erfolgen, wenn seit der Mittheilung der Anmeldung an die
Verwaltungsbehorde sechs Wochen verstrichen sind und Einspruch nicht erhoben oder wenn der



erhobene Einspruch endgiiltig aufgehoben ist.
§ 64.

Bei der Eintragung sind der Name und der Sitz des Vereins, der Tag der Errichtung der Satzung
sowie die Mitglieder des Vorstandes im Vereinsregister anzugeben. Bestimmungen, die den Umfang
der Vertretungsmacht des Vorstandes beschranken oder die BeschluSfassung des Vorstandes
abweichend von der Vorschrift des § 28 Abs. 1 regeln, sind gleichfalls einzutragen.

§ 65.
Mit der Eintragung erhalt der Name des Vereins den Zusatz ,eingetragener Verein“.
§ 66.

Das Amtsgericht hat die Eintragung durch das fiir seine Bekanntmachungen bestimmte Blatt zu
veroffentlichen.

Die Urschrift der Satzung ist mit der Bescheinigung der Eintragung zu versehen und
zuruckzugeben. Die Abschrift wird von dem Amtsgerichte beglaubigt und mit den ubrigen
Schriftstucken aufbewahrt.

§67.

Jede Aenderung des Vorstandes sowie die erneute Bestellung eines Vorstandsmitglieds ist von dem
Vorstande zur Eintragung anzumelden. Der Anmeldung ist eine Abschrift der Urkunde uber die
Aenderung oder die erneute Bestellung beizufiigen.

Die Eintragung gerichtlich bestellter Vorstandsmitglieder erfolgt von Amts wegen.
§ 68.

Wird zwischen den bisherigen Mitgliedern des Vorstandes und einem Dritten ein Rechtsgeschaft
vorgenommen, so kann die Aenderung des Vorstandes dem Dritten nur entgegengesetzt werden,
wenn sie zur Zeit der Vornahme des Rechtsgeschafts in Vereinsregister eingetragen oder dem
Dritten bekannt ist. Ist die Aenderung eingetragen, so braucht der Dritte sie nicht gegen sich gelten
zu lassen, wenn er sie nicht kennt seine Unkenntnifs auch nicht auf Fahrlassigkeit beruht.

§ 69.

Der Nachweis, dals der Vorstand aus den im Register eingetragenen Personen besteht, wird
Behorden gegenuber durch ein Zeugnils des Amtsgerichts iiber die Eintragung gefuhrt.

§70.

Die Vorschriften des § 68 gelten auch fiir Bestimmungen, die den Umfang der Vertretungsmacht des
Vorstandes beschranken oder die BeschlulSfassung des Vorstandes abweichend von der Vorschrift
des § 28 Abs. 1 regeln.

§71.

Aenderungen der Satzung bedurfen zu ihrer Wirksamkeit der Eintragung in das Vereinsregister. Die
Aenderung ist von dem Vorstande zur Eintragung anzumelden. Der Anmeldung ist der die
Aenderung enthaltende Beschlul$ in Urschrift und Abschrift beizufugen.



Die Vorschriften der §§ 60 bis 64 und des § 66 Abs. 2 finden entsprechende Anwendung.
§ 72.

Der Vorstand hat dem Amtsgericht auf dessen Verlangen jederzeit ein Verzeichnil§ der
Vereinsmitglieder einzureichen.

§73.

Sinkt die Zahl der Vereinsmitglieder unter drei herab, so hat das Amtsgericht auf Antrag des
Vorstandes und, wenn der Antrag nicht binnen drei Monaten gestellt wird, von Amts wegen nach
Anhorung des Vorstandes dem Vereine die Rechtsfahigkeit zu entziehen. Der Beschlufs ist dem
Vereine zuzustellen. Gegen den Beschlul$ findet die sofortige Beschwerde nach den Vorschriften der
ZivilprozefSordnung statt.

Der Verein verliert die Rechtsfahigkeit mit der Rechtskraft des Beschlusses.
§ 74.

Die Auflosung des Vereins sowie die Entziehung der Rechtsfahigkeit ist in das Vereinsregister
einzutragen. Im Falle der Eroffnung des Konkurses unterbleibt die Eintragung.

Wird der Verein durch Beschluf§ der Mitgliederversammlung oder durch den Ablauf der fir die
Dauer des Vereins bestimmten Zeit aufgelost, so hat der Vorstand die Auflosung zur Eintragung
anzumelden. Der Anmeldung ist im ersteren Falle eine Abschrift des Auflosungsbeschlusses
beizufugen.

Wird dem Verein auf Grund des § 43 die Rechtsfahigkeit entzogen oder wird der Verein auf Grund
des offentlichen Vereinsrechts aufgelost, so erfolgt die Eintragung auf Anzeige der zustandigen
Behorde.

§ 75.

Die Eroffnung des Konkurses ist von Amtswegen einzutragen. Das Gleiche gilt von der Aufhebung
des Eroffnungsbeschlusses.

§76.

Die Liquidatoren sind in das Vereinsregister einzutragen. Das Gleiche gilt von Bestimmungen,
welche die BeschlufSfassung der Liquidatoren abweichend von der Vorschrift des § 48 Abs. 3 regeln.

Die Anmeldung hat durch den Vorstand, bei spateren Aenderungen durch die Liquidatoren zu
erfolgen. Der Anmeldung der durch BeschlufS der Mitgliederversammlung bestellten Liquidatoren ist
eine Abschrift des Beschlusses, der Anmeldung einer Bestimmung uber die BeschlulSfassung der
Liquidatoren eine Abschrift der die Bestimmung enthaltenden Urkunde beizufiigen.

Die Eintragung gerichtlich bestellter Liquidatoren geschieht von Amtswegen.
§77.

Die Anmeldungen zum Vereinsregister sind von den Mitgliedern des Vorstandes sowie von den
Liquidatoren mittelst offentlich beglaubigter Erklarung zu bewirken.

§78.



Das Amtsgericht kann die Mitglieder des Vorstandes zur Befolgung der Vorschriften des § 67 Abs. 1,
des § 71 Abs. 1, des § 72, des § 74 Abs. 2 und des § 76 durch Ordnungsstrafen anhalten. Die einzelne
Strafe darf den Betrag von dreihundert Mark nicht uiberschreiten.

In gleicher Weise konnen die Liquidatoren zur Befolgung der Vorschriften des § 76 angehalten
werden.

§79.

Die Einsicht des Vereinsregisters sowie der von dem Vereine bei dem Amtsgericht eingereichten
Schriftstucke ist Jedem gestattet. Von den Eintragungen kann eine Abschrift gefordert werden; die
Abschrift ist auf Verlangen zu beglaubigen.

I1. Stiftungen
§ 80.

Zur Entstehung einer rechtsfahigen Stiftung ist aufSer dem Stiftungsgeschafte die Genehmigung des
Bundesstaats erforderlich, in dessen Gebiete die Stiftung ihren Sitz haben soll. Soll die Stiftung
ihren Sitz nicht in einem Bundesstaate haben, so ist die Genehmigung des Bundesraths erforderlich.
Als Sitz der Stiftung gilt, wenn nicht ein Anderes bestimmt ist, der Ort, an welchem die Verwaltung
gefuhrt wird.

§ 81.
Das Stiftungsgeschaft unter Lebenden bedarf der schriftlichen Form.

Bis zur Ertheilung der Genehmigung ist der Stifter zum Widerrufe berechtigt. Ist die Genehmigung
bei der zustandigen Behorde nachgesucht, so kann der Widerruf nur dieser gegenuber erklart
werden. Der Erbe des Stifters ist zum Widerrufe nicht berechtigt, wenn der Stifter das Gesuch bei
der zustandigen Behorde eingereicht oder im Falle der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung
des Stiftungsgeschafts das Gericht oder den Notar bei oder nach der Beurkundung mit der
Einreichung betraut hat.

§ 82.

Wird die Stiftung genehmigt, so ist der Stifter verpflichtet, das in dem Stiftungsgeschafte
zugesicherte Vermogen auf die Stiftung zu ubertragen. Rechte, zu deren Uebertragung der
Abtretungsvertrag geniigt, gehen mit der Genehmigung auf die Stiftung iiber, sofern nicht aus dem
Stiftungsgeschafte sich ein anderer Wille des Stifters ergiebt.

§ 83.

Besteht das Stiftungsgeschaft in einer Verfugung von Todes wegen, so hat das NachlafSgericht die
Genehmigung einzuholen, sofern sie nicht von dem Erben oder dem Testamentsvollstrecker
nachgesucht wird.

§ 84.

Wird die Stiftung erst nach dem Tode des Stifters genehmigt, so gilt sie fur die Zuwendungen des
Stifters als schon vor dessen Tode entstanden.

§ 85.



Die Verfassung einer Stiftung wird, soweit sie nicht auf Reichs- oder Landesgesetz beruht, durch das
Stiftungsgeschaft bestimmt.

§ 86.

Die Vorschriften des § 26, des § 27 Abs. 3 und der §§ 28 bis 31, 42 finden auf Stiftungen
entsprechende Anwendung, die Vorschriften des § 27 Abs. 3 und des § 28 Abs. 1 jedoch nur insoweit,
als sich nicht aus der Verfassung, insbesondere daraus, dafs die Verwaltung der Stiftung von einer
offentlichen Behorde gefuhrt wird, ein Anderes ergiebt. Die Vorschriften des § 28 Abs. 2 und des §
29 finden auf Stiftungen, deren Verwaltung von einer offentlichen Behorde gefuhrt wird, keine
Anwendung.

§87.

Ist die Erfullung des Stiftungszwecks unmoglich geworden oder gefahrdet sie das Gemeinwohl, so
kann die zustandige Behorde der Stiftung eine andere Zweckbestimmung geben oder sie aufheben.

Bei der Umwandlung des Zweckes ist die Absicht des Stifters thunlichst zu berucksichtigen,
insbesondere dafiir Sorge zu tragen, dal$ die Ertrage des Stiftungsvermogens dem Personenkreise,
dem sie zu Statten kommen sollten, im Sinne des Stifters thunlichst erhalten bleiben. Die Behorde
kann die Verfassung der Stiftung andern, soweit die Umwandlung des Zweckes es erfordert.

Vor der Umwandlung des Zweckes und der Aenderung der Verfassung soll der Vorstand der Stiftung
gehort werden.

§ 88.

Mit dem Erloschen der Stiftung fallt das Vermogen an die in der Verfassung bestimmten Personen.
Die Vorschriften der §§ 46 bis 53 finden entsprechende Anwendung.

IIL. Juristische Personen des offentlichen Rechtes
§ 89.

Die Vorschrift des § 31 findet auf den Fiskus sowie auf die Korperschaften, Stiftungen und Anstalten
des offentlichen Rechtes entsprechende Anwendung.

Das Gleiche gilt, soweit bei Korperschaften, Stiftungen und Anstalten des offentlichen Rechtes der
Konkurs zulassig ist, von der Vorschrift des § 42 Abs. 2.

Zweiter Abschnitt.
Sachen.
§ 90.
Sachen im Sinne des Gesetzes sind nur korperliche Gegenstande.
§91.

Vertretbare Sachen im Sinne des Gesetzes sind bewegliche Sachen, die im Verkehre nach Zahl, Maf
oder Gewicht bestimmt zu werden pflegen.

§ 92.



Verbrauchbare Sachen im Sinne des Gesetzes sind bewegliche Sachen, deren bestimmungsmaliger
Gebrauch in dem Verbrauch oder in der Veraullerung besteht.

Als verbrauchbar gelten auch bewegliche Sachen, die zu einem Waarenlager oder zu einem
sonstigen Sachinbegriffe gehoren, dessen bestimmungsmaliiger Gebrauch in der VeraulSerung der
einzelnen Sachen besteht.

§ 93.

Bestandtheile einer Sache, die von einander nicht getrennt werden konnen, ohne dalS der eine oder
der andere zerstort oder in seinem Wesen verandert wird (wesentliche Bestandtheile), konnen nicht
Gegenstand besonderer Rechte sein.

§ 94.

Zu den wesentlichen Bestandtheilen eines Grundstiicks gehoren die mit dem Grund und Boden fest
verbundenen Sachen, inshesondere Gebaude, sowie die Erzeugnisse des Grundstucks, solange sie
mit dem Boden zusammenhangen. Samen wird mit dem Aussaen, eine Pflanze mit dem Einpflanzen
wesentlicher Bestandtheil des Grundstiicks.

Zu den wesentlichen Bestandtheilen eines Gebaudes gehoren die zur Herstellung des Gebaudes
eingefugten Sachen.

§ 95.

Zu den Bestandtheilen eines Grundstucks gehoren solche Sachen nicht, die nur zu einem
vorubergehenden Zwecke mit dem Grund und Boden verbunden sind. Das Gleiche gilt von einem
Gebaude oder anderen Werke, das in Austibung eines Rechtes an einem fremden Grundsticke von
dem Berechtigten mit dem Grundstucke verbunden worden ist.

Sachen, die nur zu einem vorubergehenden Zwecke in ein Gebaude eingefugt sind, gehoren nicht zu
den Bestandtheilen des Gebaudes.

§ 96.

Rechte, die mit dem Eigenthum an einem Grundstiicke verbunden sind, gelten als Bestandtheile des
Grundsticks.

§97.

Zubehor sind bewegliche Sachen, die, ohne Bestandtheile der Hauptsache zu sein, dem
wirthschaftlichen Zwecke der Hauptsache zu dienen bestimmt sind und zu ihr in einem dieser
Bestimmung entsprechenden raumlichen Verhaltnisse stehen. Eine Sache ist nicht Zubehor, wenn
sie im Verkehre nicht als Zubehor angesehen wird.

Die vorubergehende Benutzung einer Sache fiir den wirthschaftlichen Zweck einer anderen
begrundet nicht die Zubehoreigenschaft. Die vorubergehende Trennung eines Zubehorstiicks von
der Hauptsache hebt die Zubehoreigenschaft nicht auf.

§ 98.
Dem wirthschaftlichen Zwecke der Hauptsache sind zu dienen bestimmt:

1. bei einem Gebaude, das fur einen gewerblichen Betrieb dauernd eingerichtet ist, insbesondere bei



einer Muhle, einer Schmiede, einem Brauhaus, einer Fabrik, die zu dem Betriebe bestimmten
Maschinen und sonstigen Gerathschaften;

2. bei einem Landgute, das zum Wirthschaftsbetriebe bestimmte Gerath und Vieh, die
landwirthschaftlichen Erzeugnisse, soweit sie zur Fortfuhrung der Wirthschaft bis zu der Zeit
erforderlich sind, zu welcher gleiche oder ahnliche Erzeugnisse voraussichtlich gewonnen werden,
sowie der vorhandene auf dem Gute gewonnene Dunger.

§ 99.

Fruchte einer Sache sind die Erzeugnisse der Sache und die sonstige Ausbeute, welche aus der
Sache ihrer Bestimmung gemals gewonnen wird.

Frichte eines Rechtes sind die Ertrage, welche das Recht seiner Bestimmung gemall gewahrt,
insbesondere bei einem Rechte auf Gewinnung von Bodenbestandtheilen die gewonnenen
Bestandtheile.

Frichte sind auch die Ertrage, welche eine Sache oder ein Recht vermoge eines Rechtsverhaltnisses
gewahrt.

§ 100.

Nutzungen sind die Friichte einer Sache oder eines Rechtes sowie die Vortheile, welche der
Gebrauch der Sache oder des Rechtes gewahrt.

§ 101.

Ist Jemand berechtigt, die Fruchte einer Sache oder eines Rechtes bis zu einer bestimmten Zeit oder
von einer bestimmten Zeit an zu beziehen, so gebuhren ihm, sofern nicht ein Anderes bestimmt ist:

1. die im § 99 Abs. 1 bezeichneten Erzeugnisse und Bestandtheile, auch wenn er sie als Friichte
eines Rechtes zu beziehen hat, insoweit, als sie wahrend der Dauer der Berechtigung von der Sache
getrennt werden;

2. andere Fruchte insoweit, als sie wahrend der Dauer der Berechtigung fallig werden; bestehen
jedoch die Fruchte in der Vergitung fur die Ueberlassung des Gebrauchs oder des Fruchtgenusses,
in Zinsen, Gewinnantheilen oder anderen regelmafig wiederkehrenden Ertragen, so gebuhrt dem
Berechtigten ein der Dauer seiner Berechtigung entsprechender Theil.

§102.

Wer zur Herausgabe von Fruchten verpflichtet ist, kann Ersatz der auf die Gewinnung der Fruchte
verwendeten Kosten insoweit verlangen, als sie einer ordnungsmafiigen Wirthschaft entsprechen
und den Werth der Frichte nicht iibersteigen.

§103.

Wer verpflichtet ist, die Lasten einer Sache oder eines Rechtes bis zu einer bestimmten Zeit oder
von einer bestimmten Zeit an zu tragen, hat, sofern nicht ein Anderes bestimmt ist, die regelmafig
wiederkehrenden Lasten nach dem Verhaltnisse der Dauer seiner Verpflichtung, andere Lasten
insoweit zu tragen, als sie wahrend der Dauer seiner Verpflichtung zu entrichten sind.

Dritter Abschnitt.

Rechtsgeschafte.



Erster Titel.
Geschaftsunfahigkeit.
§104.
Geschaftsunfahig ist:

1. wer nicht das siebente Lebensjahr vollendet hat;

2. wer sich in einem die freie Willensbestimmung ausschlieSenden Zustande krankhafter Storung
der Geistesthatigkeit befindet, sofern nicht der Zustand seiner Natur nach ein vorubergehender ist;
3. wer wegen Geisteskrankheit entmundigt ist.

§ 105.
Die Willenserklarung eines Geschaftsunfahigen ist nichtig.

Nichtig ist auch eine Willenserklarung, die im Zustande der BewulStlosigkeit oder vorubergehender
Storung der Geistesthatigkeit abgegeben wird.

§ 106.

Ein Minderjahriger, der das siebente Lebensjahr vollendet hat, ist nach MaRRgabe der §§ 107 bis 113
in der Geschaftsfahigkeit beschrankt.

§107.

Der Minderjahrige bedarf zu einer Willenserklarung, durch die er nicht lediglich einen rechtlichen
Vortheil erlangt, der Einwilligung seines gesetzlichen Vertreters.

§ 108.

SchliefSt der Minderjahrige einen Vertrag ohne die erforderliche Einwilligung des gesetzlichen
Vertreters, so hangt die Wirksamkeit des Vertrags von der Genehmigung des Vertreters ab.

Fordert der andere Theil den Vertreter zur Erklarung uber die Genehmigung auf, so kann die
Erklarung nur ihm gegeniiber erfolgen; eine vor der Aufforderung dem Minderjahrigen gegenuber
erklarte Genehmigung oder Verweigerung der Genehmigung wird unwirksam. Die Genehmigung
kann nur bis zum Ablaufe von zwei Wochen nach dem Empfange der Aufforderung erklart werden;
wird sie nicht erklart, so gilt sie als verweigert.

Ist der Minderjahrige unbeschrankt geschaftsfahig geworden, so tritt seine Genehmigung an die
Stelle der Genehmigung des Vertreters.

§ 109.

Bis zur Genehmigung des Vertrags ist der andere Theil zum Widerrufe berechtigt. Der Widerruf
kann auch dem Minderjahrigen gegeniiber erklart werden.

Hat der andere Theil die Minderjahrigkeit gekannt, so kann er nur widerrufen, wenn der
Minderjahrige der Wahrheit zuwider die Einwilligung des Vertreters behauptet hat; er kann auch in
diesem Falle nicht widerrufen, wenn ihm das Fehlen der Einwilligung bei dem Abschlusse des
Vertrags bekannt war.



§110.

Ein von dem Minderjahrigen ohne Zustimmung des gesetzlichen Vertreters geschlossener Vertrag
gilt als von Anfang an wirksam, wenn der Minderjahrige die vertragsmafSige Leistung mit Mitteln
bewirkt, die ihm zu diesem Zwecke oder zu freier Verfugung von dem Vertreter oder mit dessen
Zustimmung von einem Dritten uberlassen worden sind.

§111.

Ein einseitiges Rechtsgeschaft, das der Minderjahrige ohne die erforderliche Einwilligung des
gesetzlichen Vertreters vornimmt, ist unwirksam. Nimmt der Minderjahrige mit dieser Einwilligung
ein solches Rechtsgeschaft einem Anderen gegenuber vor, so ist das Rechtsgeschaft unwirksam,
wenn der Minderjahrige die Einwilligung nicht in schriftlicher Form vorlegt und der Andere das
Rechtsgeschaft aus diesem Grunde unverzuglich zuriuckweist. Die Zurickweisung ist
ausgeschlossen, wenn der Vertreter den Anderen von der Einwilligung in Kenntnifs gesetzt hatte.

§112.

Ermachtigt der gesetzliche Vertreter mit Genehmigung des Vormundschaftsgerichts den
Minderjahrigen zum selbstandigen Betrieb eines Erwerbsgeschafts, so ist der Minderjahrige fir
solche Rechtsgeschafte unbeschrankt geschaftsfahig, welche der Geschaftsbetrieb mit sich bringt.
Ausgenommen sind Rechtsgeschafte, zu denen der Vertreter der Genehmigung des
Vormundschaftsgerichts bedarf.

Die Ermachtigung kann von dem Vertreter nur mit Genehmigung des Vormundschaftsgerichts
zuruckgenommen werden.

§113.

Ermachtigt der gesetzliche Vertreter den Minderjahrigen, in Dienst oder in Arbeit zu treten, so ist
der Minderjahrige fur solche Rechtsgeschafte unbeschrankt geschaftsfahig, welche die Eingehung
oder Aufhebung eines Dienst- oder Arbeitsverhaltnisses der gestatteten Art oder die Erfullung der
sich aus einem solchen Verhaltnils ergebenden Verpflichtungen betreffen. Ausgenommen sind
Vertrage, zu denen der Vertreter der Genehmigung des Vormundschaftsgerichts bedarf.

Die Ermachtigung kann von dem Vertreter zuriickgenommen oder eingeschrankt werden.

Ist der gesetzliche Vertreter ein Vormund, so kann die Ermachtigung, wenn sie von ihm verweigert
wird, auf Antrag des Minderjahrigen durch das Vormundschaftsgericht ersetzt werden. Das
Vormundschaftsgericht hat die Ermachtigung zu ersetzen, wenn sie im Interesse des Miindels liegt.

Die fiir einen einzelnen Fall ertheilte Ermachtigung gilt im Zweifel als allgemeine Ermachtigung zur
Eingehung von Verhaltnissen derselben Art.

§114.

Wer wegen Geistesschwache, wegen Verschwendung oder wegen Trunksucht entmiindigt oder wer
nach § 1906 unter vorlaufige Vormundschaft gestellt ist, steht in Ansehung der Geschaftsfahigkeit
einem Minderjahrigen gleich, der das siebente Lebensjahr vollendet hat.

§115.

Wird ein die Entmiindigung aussprechender Beschlul§ in Folge einer Anfechtungsklage aufgehoben,



so kann die Wirksamkeit der von oder gegenuber dem Entmundigten vorgenommenen
Rechtsgeschafte nicht auf Grund des Beschlusses in Frage gestellt werden. Auf die Wirksamkeit der
von oder gegenuber dem gesetzlichen Vertreter vorgenommenen Rechtsgeschafte hat die
Aufhebung keinen Einfluls.

Diese Vorschriften finden entsprechende Anwendung, wenn im Falle einer vorlaufigen
Vormundschaft der Antrag auf Entmundigung zuruckgenommen oder rechtskraftig abgewiesen oder
der die Entmiundigung aussprechende Beschluf in Folge einer Anfechtungsklage aufgehoben wird.

Zweiter Titel.
Willenserklarung.
§ 116.

Eine Willenserklarung ist nicht deshalb nichtig, weil sich der Erklarende insgeheim vorbehalt, das
Erklarte nicht zu wollen. Die Erklarung ist nichtig, wenn sie einem Anderen gegenuber abzugeben
ist und dieser den Vorbehalt kennt.

§117.

Wird eine Willenserklarung, die einem Anderen gegenuber abzugeben ist, mit dessen
Einverstandnisse nur zum Schein abgegeben, so ist sie nichtig.

Wird durch ein Scheingeschaft ein Anderes Rechtsgeschaft verdeckt, so finden die fur das verdeckte
Rechtsgeschaft geltenden Vorschriften Anwendung.

§118.

Eine nicht ernstlich gemeinte Willenserklarung, die in der Erwartung abgegeben wird, der Mangel
der Ernstlichkeit werde nicht verkannt werden, ist nichtig.

§119.

Wer bei der Abgabe einer Willenserklarung uiber deren Inhalt im Irrthume war oder eine Erklarung
dieses Inhalts iiberhaupt nicht abgeben wollte, kann die Erklarung anfechten, wenn anzunehmen ist,
dass er sie bei Kenntnil$ der Sachlage und bei verstandiger Wurdigung des Falles nicht abgegeben
haben wirde.

Als Irrthum uber den Inhalt der Erklarung gilt auch der Irrthum uber solche Eigenschaften der
Person oder der Sache, die im Verkehr als wesentlich angesehen werden.

§ 120.

Eine Willenserklarung, welche durch die zur Uebermittlung verwendete Person oder Anstalt
unrichtig ubermittelt worden ist, kann unter der gleichen Voraussetzung angefochten werden wie
nach §119 eine irrthumlich abgegebene Willenserklarung.

§121.

Die Anfechtung muls in den Fallen der §§ 119, 120 ohne schuldhaftes Zogern (unverzuglich)
erfolgen, nachdem der Anfechtungsberechtigte von dem Anfechtungsgrunde Kenntnil§ erlangt hat.
Die einem Abwesenden gegenuber erfolgte Anfechtung gilt als rechtzeitig erfolgt, wenn die
Anfechtungserklarung unverziiglich abgesendet worden ist.



Die Anfechtung ist ausgeschlossen, wenn seit der Abgabe der Willenserklarung dreiSig Jahre
verstrichen sind.

§ 122.

Ist eine Willenserklarung nach § 118 nichtig oder auf Grund der §§ 119, 120 angefochten, so hat der
Erklarende, wenn die Erklarung einem Anderen gegeniiber abzugeben war, diesem, andernfalls
jedem Dritten den Schaden zu ersetzen, den der Andere oder der Dritte dadurch erleidet, dal8 er auf
die Gultigkeit der Erklarung vertraut, jedoch nicht uber den Betrag des Interesses hinaus, welches
der Andere oder der Dritte an der Gultigkeit der Erklarung hat.

Die Schadensersatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Beschadigte den Grund der Nichtigkeit oder der
Anfechtbarkeit kannte oder in Folge von Fahrlassigkeit nicht kannte (kennen mufite).

§123.

Wer zur Abgabe einer Willenserklarung durch arglistige Tauschung oder widerrechtlich durch
Drohung bestimmt worden ist, kann die Erklarung anfechten.

Hat ein Dritter die Tauschung verubt, so ist eine Erklarung, die einem Anderen gegenuber
abzugeben war, nur dann anfechtbar, wenn dieser die Tauschung kannte oder kennen mufSte. Soweit
ein Anderer als derjenige, welchem gegeniiber die Erklarung abzugeben war, aus der Erklarung
unmittelbar ein Recht erworben hat, ist die Erklarung ihm gegenuber anfechtbar, wenn er die
Tauschung kannte oder kennen muf3te.

§124.

Die Anfechtung einer nach § 123 anfechtbaren Willenserklarung kann nur binnen Jahresfrist
erfolgen.

Die Frist beginnt im Falle der arglistigen Tauschung mit dem Zeitpunkt, in welchem der
Anfechtungsberechtigte die Tauschung entdeckt, im Falle der Drohung mit dem Zeitpunkt, in
welchem die Zwangslage aufhort. Auf den Lauf der Frist finden die fur die Verjahrung geltenden
Vorschriften des § 203 Abs. 2 und der §§ 206, 207 entsprechende Anwendung.

Die Anfechtung ist ausgeschlossen, wenn seit der Abgabe der Willenserklarung dreiSig Jahre
verstrichen sind.

§ 125.

Ein Rechtsgeschaft, welches der durch Gesetz vorgeschriebenen Form ermangelt, ist nichtig. Der
Mangel der durch Rechtsgeschaft bestimmten Form hat im Zweifel gleichfalls Nichtigkeit zur Folge.

§ 126.

Ist durch Gesetz schriftliche Form vorgeschrieben, so mufS die Urkunde von dem Aussteller
eigenhandig durch Namensunterschrift oder mittels gerichtlich oder notariell beglaubigten
Handzeichens unterzeichnet werden.

Bei einem Vertrage mul$ die Unterzeichnung der Parteien auf derselben Urkunde erfolgen. Werden
uber den Vertrag mehrere gleichlautende Urkunden aufgenommen, so genugt es, wenn jede Partei
die fur die andere Partei bestimmte Urkunde unterzeichnet.



Die schriftliche Form wird durch die gerichtliche oder notarielle Beurkundung ersetzt.
§127.

Die Vorschriften des § 126 gelten im Zweifel auch fir die durch Rechtsgeschaft bestimmte
schriftliche Form. Zur Wahrung der Form genugt jedoch, soweit nicht ein anderer Wille anzunehmen
ist, telegraphische Ubermittlung und bei einem Vertrage Briefwechsel; wird eine solche Form
gewahlt, so kann nachtraglich eine dem § 126 entsprechende Beurkundung verlangt werden.

Telegraphische Ubermittlung im Sinne dieses Gesetzes gilt auch die Ubermittlung per elektronische
Post (ePost oder EMail) so auch per Fernkopierer (Fax).

§ 128.

Ist durch Gesetz gerichtliche oder notarielle Beurkundung eines Vertrags vorgeschrieben, so genugt
es, wenn zunachst der Antrag und sodann die Annahme des Antrags von einem Gericht oder einem
Notar beurkundet wird.

§ 129.

Ist durch Gesetz fur eine Erklarung offentliche Beglaubigung vorgeschrieben, so mufS die Erklarung
schriftlich abgefalSt und die Unterschrift des Erklarenden von der zustandigen Behorde oder einem
zustandigen Beamten oder Notar beglaubigt werden. Wird die Erklarung von dem Aussteller mittelst
Handzeichens unterzeichnet, so ist die im § 126 Abs. 1 vorgeschriebene Beglaubigung des
Handzeichens erforderlich und geniigend.

Die offentliche Beglaubigung wird durch die gerichtliche oder notarielle Beurkundung der Erklarung
ersetzt.

§ 130.

Eine Willenserklarung, die einem Anderen gegenuber abzugeben ist, wird, wenn sie in dessen
Abwesenheit abgegeben wird, in dem Zeitpunkte wirksam, in welchem sie ihm zugeht. Sie wird nicht
wirksam, wenn dem Anderen vorher oder gleichzeitig ein Widerruf zugeht.

Auf die Wirksamkeit der Willenserklarung ist es ohne Einfluf3, wenn der Erklarende nach der Abgabe
stirbt oder geschaftsunfahig wird.

Diese Vorschriften finden auch dann Anwendung, wenn die Willenserklarung einer Behorde
gegeniiber abzugeben ist.

§ 131.

Wird die Willenserklarung einem Geschaftsunfahigen gegenuber abgegeben, so wird sie nicht
wirksam, bevor sie dem gesetzlichen Vertreter zugeht.

Das Gleiche gilt, wenn die Willenserklarung einer in der Geschaftsfahigkeit beschrankten Person
gegenuber abgegeben wird. Bringt die Erklarung jedoch der in der Geschaftsfahigkeit beschrankten
Person lediglich einen rechtlichen Vortheil oder hat der gesetzliche Vertreter seine Einwilligung
ertheilt, so wird die Erklarung in dem Zeitpunkte wirksam, in welchem sie ihr zugeht.

§ 132.

Eine Willenserklarung gilt auch dann als zugegangen, wenn sie durch Vermittelung eines



Gerichtsvollziehers zugestellt worden ist. Die Zustellung erfolgt nach den Vorschriften der
ZivilprozeSordnung.

Befindet sich der Erklarende uber die Person desjenigen, welchem gegenuber die Erklarung
abzugeben ist, in einer nicht auf Fahrlassigkeit beruhenden UnkenntnifS oder ist der Aufenthalt
dieser Person unbekannt, so kann die Zustellung nach den fur die offentliche Zustellung einer
Ladung geltenden Vorschriften der ZivilprozelSordnung erfolgen. Zustandig fur die Bewilligung ist
im ersteren Falle das Amtsgericht, in dessen Bezirke der Erklarende seinen Wohnsitz oder in
Ermangelung eines inlandischen Wohnsitzes seinen Aufenthalt hat, im letzteren Falle das
Amtsgericht, in dessen Bezirke die Person, welcher zuzustellen ist, den letzten Wohnsitz oder in
Ermangelung eines inlandischen Wohnsitzes den letzten Aufenthalt hatte.

§ 133.

Bei der Auslegung einer Willenserklarung ist der wirkliche Wille zu erforschen und nicht an dem
buchstablichen Sinne des Ausdrucks zu haften.

§ 134.

Ein Rechtsgeschaft, das gegen ein gesetzliches Verbot verstoft, ist nichtig, wenn sich nicht aus dem
Gesetz ein Anderes ergiebt.

§ 135.

Verstolt die Verfigung tiber einen Gegenstand gegen ein gesetzliches Veraullerungsverbot, das nur
den Schutz bestimmter Personen bezweckt, so ist sie nur diesen Personen gegenuber unwirksam.
Der rechtsgeschaftlichen Verfigung steht eine Verfiigung gleich, die im Wege der
Zwangsvollstreckung oder der Arrestvollziehung erfolgt.

Die Vorschriften zu Gunsten derjenigen, welche Rechte von einem Nichtberechtigten herleiten,
finden entsprechende Anwendung.

§ 136.

Ein Veraullerungsverbot, das von einem Gericht oder von einer anderen Behorde innerhalb ihrer
Zustandigkeit erlassen wird, steht einem gesetzlichen Veraullerungsverbote der im § 135
bezeichneten Art gleich.

§137.

Die BefugnifS zur Verfugung uber ein veraufSerliches Recht kann nicht durch Rechtsgeschaft
ausgeschlossen oder beschrankt werden. Die Wirksamkeit einer Verpflichtung, uber ein solches
Recht nicht zu verfugen, wird durch diese Vorschrift nicht beruhrt.

§138.
Ein Rechtsgeschaft, das gegen die guten Sitten verstofSt, ist nichtig.

Nichtig ist inshesondere ein Rechtsgeschaft, durch das Jemand unter Ausbeutung der Nothlage, des
Leichtsinns oder der Unerfahrenheit eines Anderen sich oder einem Dritten fur eine Leistung
Vermogensvortheile versprechen oder gewahren lat, welche den Werth der Leistung dergestalt
ubersteigen, dafS den Umstanden nach die Vermogensvortheile in auffalligem MiSverhaltnisse zu der
Leistung stehen.



§ 139.

Ist ein Theil eines Rechtsgeschafts nichtig, so ist das ganze Rechtsgeschaft nichtig, wenn nicht
anzunehmen ist, daS es auch ohne den nichtigen Teil vorgenommen sein wiirde.

§ 140.

Entspricht ein nichtiges Rechtsgeschaft den Erfordernissen eines anderen Rechtsgeschafts, so gilt
das letztere, wenn anzunehmen ist, dal$ dessen Geltung bei Kenntnifs der Richtigkeit gewollt sein
wurde.

§ 141.

Wird ein nichtiges Rechtsgeschaft von demjenigen, welcher es vorgenommen hat, bestatigt, so ist
die Bestatigung als erneute Vornahme zu beurtheilen.

Wird ein nichtiger Vertrag von den Parteien bestatigt, so sind diese im Zweifel verpflichtet, einander
zu gewahren, was sie haben wiirden, wenn der Vertrag von Anfang an giltig gewesen ware.

§ 142.
Wird ein anfechtbares Rechtsgeschaft angefochten, so ist es als von Anfang an nichtig anzusehen.

Wer die Anfechtbarkeit kannte oder kennen mufSte, wird, wenn die Anfechtung erfolgt, so behandelt,
wie wenn er die Nichtigkeit des Rechtsgeschafts gekannt hatte oder hatte kennen miissen.

§ 143.
Die Anfechtung erfolgt durch Erklarung gegenuber dem Anfechtungsgegner.

Anfechtungsgegner ist bei einem Vertrage der andere Theil, im Falle des § 123 Abs. 2 Satz 2
derjenige, welcher aus dem Vertrag unmittelbar ein Recht erworben hat.

Bei einem einseitigen Rechtsgeschafte, das einem Anderen gegenuber vorzunehmen war, ist der
Andere der Anfechtungsgegner. Das Gleiche gilt bei einem Rechtsgeschafte, das einem Anderen
oder einer Behorde gegeniiber vorzunehmen war, auch dann, wenn das Rechtsgeschaft der Behorde
gegeniiber vorgenommen worden ist.

Bei einem einseitigen Rechtsgeschaft anderer Art ist Anfechtungsgegner Jeder, der aufgrund des
Rechtsgeschafts unmittelbar einen rechtlichen Vortheil erlangt hat. Die Anfechtung kann jedoch,
wenn die Willenserklarung einer Behorde gegenuber abzugeben war, durch Erklarung gegeniiber
der Behorde erfolgen; die Behorde soll die Anfechtung demjenigen mittheilen, welcher durch das
Rechtsgeschaft unmittelbar betroffen worden ist.

§ 144.

Die Anfechtung ist ausgeschlossen, wenn das anfechtbare Rechtsgeschaft von dem
Anfechtungsberechtigten bestatigt wird.

Die Bestatigung bedarf nicht der fiir das Rechtsgeschaft bestimmten Form.
Dritter Titel.

Vertrag.



§ 145.

Wer einem Anderen die SchlieSung eines Vertrags antragt, ist an den Antrag gebunden, es sei denn,
dals er die Gebundenheit ausgeschlossen hat.

§ 146.

Der Antrag erlischt, wenn er dem Antragenden gegenuber abgelehnt oder wenn er nicht diesem
gegenuber nach den §§ 147 bis 149 rechtzeitig angenommen wird.

§ 147.

Der einem Anwesenden gemachte Antrag kann nur sofort angenommen werden. Dies gilt auch von
einem mittelst Fernsprechers von Person zu Person gemachten Antrage.

Der einem Abwesenden gemachte Antrag kann nur bis zu dem Zeitpunkt angenommen werden, in
welchem der Antragende den Eingang der Antwort unter regelmalSigen Umstanden erwarten darf.

§ 148.

Hat der Antragende fur die Annahme des Antrags eine Frist bestimmt, so kann die Annahme nur
innerhalb der Frist erfolgen.

§ 149.

Ist eine dem Antragenden verspatet zugegangene Annahmeerklarung dergestalt abgesendet
worden, dass sie bei regelmalSiger Beforderung ihm rechtzeitig zugegangen sein wurde, und mulfSte
der Antragende dies erkennen, so hat er die Verspatung dem Annehmenden unverziiglich nach dem
Empfange der Erklarung anzuzeigen, sofern es nicht schon vorher geschehen ist. Verzogert er die
Absendung der Anzeige, so gilt die Annahme als nicht verspatet.

§ 150.
Die verspatete Annahme eines Antrags gilt als neuer Antrag.

Eine Annahme unter Erweiterungen, Einschrankungen oder sonstigen Aenderungen gilt als
Ablehnung verbunden mit einem neuen Antrage.

§ 151.

Der Vertrag kommt durch die Annahme des Antrags zu Stande, ohne dafS die Annahme dem
Antragenden gegeniiber erklart zu werden braucht, wenn eine solche Erklarung nach der
Verkehrssitte nicht zu erwarten ist oder der Antragende auf sie verzichtet hat. Der Zeitpunkt, in
welchem der Antrag erlischt, bestimmt sich nach dem aus dem Antrag oder den Umstanden zu
entnehmenden Willen des Antragenden.

§ 152.

Wird ein Vertrag gerichtlich oder notariell beurkundet, ohne dal’ beide Theile gleichzeitig anwesend
sind, so kommt der Vertrag mit der nach § 128 erfolgten Beurkundung der Annahme zu Stande,
wenn nicht ein Anderes bestimmt ist. Die Vorschrift des § 151 Satz 2 findet Anwendung.

§ 153.



Das Zustandekommen des Vertrags wird nicht dadurch gehindert, dalS der Antragende vor der
Annahme stirbt oder geschaftsunfahig wird, es sei denn, dafS ein anderer Wille des Antragenden
anzunehmen ist.

§ 154.

Solange nicht die Parteien sich uiber alle Punkte eines Vertrags geeinigt haben, uber die nach der
Erklarung auch nur einer Partei eine Vereinbarung getroffen werden soll, ist im Zweifel der Vertrag
nicht geschlossen. Die Verstandigung uber einzelne Punkte ist auch dann nicht bindend, wenn eine
Aufzeichnung stattgefunden hat.

Ist eine Beurkundung des beabsichtigten Vertrags verabredet worden, so ist im Zweifel der Vertrag
nicht geschlossen, bis die Beurkundung erfolgt ist.

§ 155.

Haben sich die Parteien bei einem Vertrage, den sie als geschlossen ansehen, uber einen Punkt,
uber den eine Vereinbarung getroffen werden sollte, in Wirklichkeit nicht geeinigt, so gilt das
Vereinbarte, sofern anzunehmen ist, dass der Vertrag auch ohne eine Bestimmung tber diesen
Punkt geschlossen sein wirde.

§ 156.

Bei einer Versteigerung kommt der Vertrag erst durch den Zuschlag zu Stande. Ein Gebot erlischt,
wenn ein Uebergebot abgegeben oder die Versteigerung ohne Ertheilung des Zuschlags geschlossen
wird.

§ 157.
Vertrage sind so auszulegen, wie Treu und Glauben mit Riicksicht auf die Verkehrssitte es erfordern.
Vierter Titel.
Bedingung. Zeitbestimmung.
§ 158.

Wird ein Rechtsgeschaft unter einer aufschiebenden Bedingung vorgenommen, so tritt die von der
Bedingung abhangig gemachte Wirkung mit dem Eintritte der Bedingung ein.

Wird ein Rechtsgeschaft unter einer auflosenden Bedingung vorgenommen, so endigt mit dem
Eintritte der Bedingung die Wirkung des Rechtsgeschafts; mit diesem Zeitpunkte tritt der frihere
Rechtszustand wieder ein.

§ 159.

Sollen nach dem Inhalte des Rechtsgeschafts die an den Eintritt der Bedingung gekniipften Folgen
auf einen fruheren Zeitpunkt zuruckbezogen werden, so sind im Falle des Eintritts der Bedingung
die Betheiligten verpflichtet, einander zu gewahren, was sie haben wurden, wenn die Folgen in dem
fruheren Zeitpunkt eingetreten waren.

§ 160.

Wer unter einer aufschiebenden Bedingung berechtigt ist, kann im Falle des Eintritts der Bedingung



Schadenersatz von dem anderen Theile verlangen, wenn dieser wahrend der Schwebezeit das von
der Bedingung abhangige Recht durch sein Verschulden vereitelt oder beeintrachtigt.

Den gleichen Anspruch hat unter denselben Voraussetzungen bei einem unter einer auflosenden
Bedingung vorgenommenen Rechtsgeschafte derjenige, zu dessen Gunsten der fruhere
Rechtszustand wiedereintritt.

§161.

Hat Jemand unter einer aufschiebenden Bedingung uiber einen Gegenstand verfugt, so ist jede
weitere Verfugung, die er wahrend der Schwebezeit uber den Gegenstand trifft, im Falle des
Eintritts der Bedingung insoweit unwirksam, als sie die von der Bedingung abhangige Wirkung
vereiteln oder beeintrachtigen wirde. Einer solchen Verfiigung steht eine Verfigung gleich, die
wahrend der Schwebezeit im Wege der Zwangsvollstreckung oder der Arrestvollziehung oder durch
den Konkursverwalter erfolgt.

Dasselbe gilt bei einer auflosenden Bedingung von den Verfiigungen desjenigen, dessen Recht mit
dem Eintritte der Bedingung endigt.

Die Vorschriften zu Gunsten derjenigen, welche Rechte von einem Nichtberechtigten herleiten,
finden entsprechende Anwendung.

§ 162.

Wird der Eintritt der Bedingung von der Partei, zu deren Nachtheil er gereichen wiirde, wider Treu
und Glauben verhindert, so gilt die Bedingung als eingetreten.

Wird der Eintritt der Bedingung von der Partei, zu deren Vortheil er gereicht, wider Treu und
Glauben herbeigefiihrt, so gilt der Eintritt als nicht erfolgt.

§ 163.

Ist fir die Wirkung eines Rechtsgeschafts bei dessen Vornahme ein Anfangs- oder ein Endtermin
bestimmt worden, so finden im ersteren Falle die fir die aufschiebende, im letzteren Falle die fur
die auflosende Bedingung geltenden Vorschriften der §§ 158, 160, 161 entsprechende Anwendung.

Funfter Titel.
Vertretung. Vollmacht.
§164.

Eine Willenserklarung, die Jemand innerhalb der ihm zustehenden Vertretungsmacht im Namen des
Vertretenen abgibt, wirkt unmittelbar fur und gegen den Vertretenen. Es macht keinen Unterschied,
ob die Erklarung ausdricklich im Namen des Vertretenen erfolgt oder ob die Umstande ergeben,
dals sie in dessen Namen erfolgen soll.

Tritt der Wille, in fremdem Namen zu handeln, nicht erkennbar hervor, so kommt der Mangel des
Willens, im eigenen Namen zu handeln, nicht in Betracht.

Die Vorschriften des Abs. 1 finden entsprechende Anwendung, wenn eine gegeniiber einem Anderen
abzugebende Willenserklarung dessen Vertreter gegeniiber erfolgt.

§ 165.



Die Wirksamkeit einer von oder gegeniiber einem Vertreter abgegebenen Willenserklarung wird
nicht dadurch beeintrachtigt, dalS der Vertreter in der Geschaftsfahigkeit beschrankt ist.

§ 166.

Soweit die rechtlichen Folgen einer Willenserklarung durch Willensméangel oder durch die Kenntnifs
oder das Kennenmissen gewisser Umstande beeinflusst werden, kommt nicht die Person des
Vertretenen, sondern die des Vertreters in Betracht.

Hat im Falle einer durch Rechtsgeschaft ertheilten Vertretungsmacht (Vollmacht) der Vertreter nach
bestimmten Weisungen des Vollmachtgebers gehandelt, so kann sich dieser in Ansehung solcher
Umstande, die er selbst kannte, nicht auf die Unkenntnils des Vertreters berufen. Dasselbe gilt von
Umstanden, die der Vollmachtgeber kennen mufSte, sofern das Kennenmiissen der Kenntnif§
gleichsteht.

§167.

Die Ertheilung der Vollmacht erfolgt durch Erklarung gegenuber dem zu Bevollmachtigenden oder
dem Dritten, dem gegeniiber die Vertretung stattfinden soll.

Die Erklarung bedarf nicht der Form, welche fur das Rechtsgeschaft bestimmt ist, auf das sich die
Vollmacht bezieht.

§ 168.

Das Erloschen der Vollmacht bestimmt sich nach dem ihrer Ertheilung zu Grunde liegenden
Rechtsverhaltnisse. Die Vollmacht ist auch bei dem Fortbestehen des Rechtsverhaltnisses
widerruflich, sofern sich nicht aus diesem ein Anderes ergiebt. Auf die Erklarung des Widerrufs
findet die Vorschrift des § 167 Abs. 1 entsprechende Anwendung.

§ 169.

Soweit nach den §§ 674, 729 die erloschene Vollmacht eines Beauftragten oder eines
geschaftsfiihrenden Gesellschafters als fortbestehend gilt, wirkt sie nicht zu Gunsten eines Dritten,
der bei der Vornahme eines Rechtsgeschafts das Erloschen kennt oder kennen mul3.

§170.

Wird die Vollmacht durch Erklarung gegeniiber einem Dritten ertheilt, so bleibt sie diesem
gegenuber in Kraft, bis ihm das Erloschen von dem Vollmachtgeber angezeigt wird.

§171.

Hat Jemand durch besondere Mittheilung an einen Dritten oder durch offentliche Bekanntmachung
kundgegeben, dass er einen Anderen bevollmachtigt habe, so ist dieser auf Grund der Kundgebung
im ersteren Falle dem Dritten gegeniiber, im letzteren Falle jedem Dritten gegenuber zur
Vertretung befugt.

Die Vertretungsmacht bleibt bestehen, bis die Kundgebung in derselben Weise, wie sie erfolgt ist,
widerrufen wird.

§172.

Der besonderen Mittheilung einer Bevollmachtigung durch den Vollmachtgeber steht es gleich,



wenn dieser dem Vertreter eine Vollmachtsurkunde ausgehandigt hat und der Vertreter sie dem
Dritten vorlegt.

Die Vertretungsmacht bleibt bestehen, bis die Vollmachtsurkunde dem Vollmachtgeber
zurickgegeben oder fur kraftlos erklart wird.

§173.

Die Vorschriften des § 170, des § 171 Abs. 2 und des § 172 Abs. 2 finden keine Anwendung, wenn der
Dritte das Erloschen der Vertretungsmacht bei der Vornahme des Rechtsgeschafts kennt oder
kennen mulf.

§174.

Ein einseitiges Rechtsgeschaft, das ein Bevollmachtigter einem Anderen gegenuber vornimmt, ist
unwirksam, wenn der Bevollmachtigte eine Vollmachtsurkunde nicht vorlegt und der andere das
Rechtsgeschaft aus diesem Grunde unverzuglich zuruckweist. Die Zuruckweisung ist
ausgeschlossen, wenn der Vollmachtgeber den Anderen von der Bevollmachtigung in Kenntnils
gesetzt hatte.

§175.

Nach dem Erloschen der Vollmacht hat der Bevollmachtigte die Vollmachtsurkunde dem
Vollmachtgeber zuruckzugeben; ein Zuruckbehaltungsrecht steht ihm nicht zu.

§176.

Der Vollmachtgeber kann die Vollmachtsurkunde durch eine offentliche Bekanntmachung fur
kraftlos erklaren; die Kraftloserklarung mulf$ nach den fur die offentliche Zustellung einer Ladung
geltenden Vorschriften der ZivilprozelSordnung veroffentlicht werden. Mit dem Ablauf eines Monats
nach der letzten Einriuckung in die offentlichen Blatter wird die Kraftloserklarung wirksam.

Zustandig fur die Bewilligung der Veroffentlichung ist sowohl das Amtsgericht, in dessen Bezirke
der Vollmachtgeber seinen allgemeinen Gerichtsstand hat, als das Amtsgericht, welches fiir die
Klage auf Ruckgabe der Urkunde, abgesehen von dem Werthe des Streitgegenstandes, zustandig
sein wurde.

Die Kraftloserklarung ist unwirksam, wenn der Vollmachtgeber die Vollmacht nicht widerrufen kann.
§177.

SchlieSt Jemand ohne Vertretungsmacht im Namen eines Anderen einen Vertrag, so hangt die
Wirksamkeit des Vertrags fur und gegen den Vertretenen von dessen Genehmigung ab.

Fordert der andere Theil den Vertretenen zur Erklarung uiber die Genehmigung auf, so kann die
Erklarung nur ihm gegenuber erfolgen; eine vor der Aufforderung dem Vertreter gegenuber erklarte
Genehmigung oder Verweigerung der Genehmigung wird unwirksam. Die Genehmigung kann nur
bis zum Ablaufe von zwei Wochen nach dem Empfange der Aufforderung erklart werden; wird sie
nicht erklart, so gilt sie als verweigert.

§178.

Bis zur Genehmigung des Vertrags ist der andere Theil zum Widerrufe berechtigt, es sei denn, dal§



er den Mangel der Vertretungsmacht bei dem Abschlusse des Vertrags gekannt hat. Der Widerruf
kann auch dem Vertreter gegenuber erklart werden.

§179.

Wer als Vertreter einen Vertrag geschlossen hat, ist, sofern er nicht seine Vertretungsmacht
nachweist, dem anderen Theile nach dessen Wahl zur Erfillung oder zum Schadensersatze
verpflichtet, wenn der Vertretene die Genehmigung des Vertrags verweigert.

Hat der Vertreter den Mangel der Vertretungsmacht nicht gekannt, so ist er nur zum Ersatze
desjenigen Schadens verpflichtet, welchen der andere Theil dadurch erleidet, dal8 er auf die
Vertretungsmacht vertraut, jedoch nicht iber den Betrag des Interesses hinaus, welches der andere
Theil an der Wirksamkeit des Vertrags hat.

Der Vertreter haftet nicht, wenn der andere Theil den Mangel der Vertretungsmacht kannte oder
kennen mulfite. Der Vertreter haftet auch dann nicht, wenn er in der Geschaftsfahigkeit beschrankt
war, es sei denn, dass er mit Zustimmung seines gesetzlichen Vertreters gehandelt hat.

§ 180.

Bei einem einseitigen Rechtsgeschaft ist Vertretung ohne Vertretungsmacht unzulassig. Hat jedoch
derjenige, welchem gegeniiber ein solches Rechtsgeschaft vorzunehmen war, die von dem Vertreter
behauptete Vertretungsmacht bei der Vornahme des Rechtsgeschafts nicht beanstandet oder ist er
damit einverstanden gewesen, dall der Vertreter ohne Vertretungsmacht handele, so finden die
Vorschriften uber Vertrage entsprechende Anwendung. Das Gleiche gilt, wenn ein einseitiges
Rechtsgeschaft gegenuber einem Vertreter ohne Vertretungsmacht mit dessen Einverstandnisse
vorgenommen wird.

§ 181.

Ein Vertreter kann, soweit nicht ein Anderes ihm gestattet ist, im Namen des Vertretenen mit sich
im eigenen Namen oder als Vertreter eines Dritten ein Rechtsgeschaft nicht vornehmen, es sei denn,
dafs das Rechtsgeschaft ausschlieRlich in der Erfiillung einer Verbindlichkeit besteht.

Sechster Titel.
Einwilligung. Genehmigung.
§ 182.

Hangt die Wirksamkeit eines Vertrags oder eines einseitigen Rechtsgeschafts, das einem Anderen
gegenuber vorzunehmen ist, von der Zustimmung eines Dritten ab, so kann die Ertheilung sowie die
Verweigerung der Zustimmung sowohl dem einen als dem anderen Theile gegenuber erklart
werden.

Die Zustimmung bedarf nicht der fur das Rechtsgeschaft bestimmten Form.

Wird ein einseitiges Rechtsgeschaft, dessen Wirksamkeit von der Zustimmung eines Dritten
abhangt, mit Einwilligung des Dritten vorgenommen, so finden die Vorschriften des § 111 Satz 2, 3
entsprechende Anwendung.

§ 183.



Die vorherige Zustimmung (Einwilligung) ist bis zur Vornahme des Rechtsgeschafts widerruflich,
soweit nicht aus dem ihrer Ertheilung zu Grunde liegenden Rechtsverhaltnisse sich ein Anderes
ergiebt. Der Widerruf kann sowohl dem einen als dem anderen Theile gegeniiber erklart werden.

§ 184.

Die nachtragliche Zustimmung (Genehmigung) wirkt auf den Zeitpunkt der Vornahme des
Rechtsgeschafts zurtck, soweit nicht ein Anderes bestimmt ist.

Durch die Ruckwirkung werden Verfugungen nicht unwirksam, die vor der Genehmigung uber den
Gegenstand des Rechtsgeschafts von dem Genehmigenden getroffen worden oder im Wege der
Zwangsvollstreckung oder der Arrestvollziehung oder durch den Konkursverwalter erfolgt sind.

§ 185.

Eine Verfugung, die ein Nichtberechtigter uber einen Gegenstand trifft, ist wirksam, wenn sie mit
Einwilligung des Berechtigten erfolgt.

Die Verfiigung wird wirksam, wenn der Berechtigte sie genehmigt oder wenn der Verfiigende den
Gegenstand erwirbt oder wenn er von dem Berechtigten beerbt wird und dieser fur die
NachlalSverbindlichkeiten unbeschrankt haftet. In den beiden letzteren Fallen wird, wenn uiber den
Gegenstand mehrere mit einander nicht in Einklang stehende Verfiigungen getroffen worden sind,
nur die fruhere Verfugung wirksam.

Vierter Abschnitt.
Fristen. Termine.
§ 186.

Fur die in Gesetzen, gerichtlichen Verfugungen und Rechtsgeschaften enthaltenen Frist- und
Terminsbestimmungen gelten die Auslegungsvorschriften der §§ 187 bis 193.

§187.

Ist fur den Anfang einer Frist ein Ereignil§ oder ein in den Lauf eines Tages fallender Zeitpunkt
maligebend, so wird bei der Berechnung der Frist der Tag nicht mitgerechnet, in welchen das
Ereignil§ oder der Zeitpunkt fallt.

Ist der Beginn eines Tages der fir den Anfang einer Frist mallgebende Zeitpunkt, so wird dieser Tag
bei der Berechnung der Frist mitgerechnet. Das Gleiche gilt von dem Tage der Geburt bei der
Berechnung des Lebensalters.

§188.
Eine nach Tagen bestimmte Frist endigt mit dem Ablaufe des letzten Tages der Frist.

Eine Frist, die nach Wochen, nach Monaten oder nach einem mehrere Monate umfassenden
Zeitraume - Jahr, halbes Jahr, Vierteljahr - bestimmt ist, endigt im Falle des § 187 Abs. 1 mit dem
Ablaufe desjenigen Tages der letzten Woche oder des letzten Monats, welcher durch seine
Benennung oder seine Zahl dem Tage entspricht, in den das Ereignils oder der Zeitpunkt fallt, im
Falle des § 187 Abs. 2 mit dem Ablaufe desjenigen Tages der letzten Woche oder des letzten Monats,
welcher dem Tage vorhergeht, der durch seine Benennung oder seine Zahl dem Anfangstage der



Frist entspricht.

Fehlt bei einer nach Monaten bestimmten Frist in dem letzten Monate der fir ihren Ablauf
maflgebende Tag, so endigt die Frist mit dem Ablaufe des letzten Tages dieses Monats.

§ 189.

Unter einem halben Jahre wird eine Frist von sechs Monaten, unter einem Vierteljahre eine Frist von
drei Monaten, unter einem halben Monat eine Frist von funfzehn Tagen verstanden.

Ist eine Frist auf einen oder mehrere ganze Monate und einen halben Monat gestellt, so sind die
funfzehn Tage zuletzt zu zahlen.

§ 190.

Im Falle der Verlangerung einer Frist wird die neue Frist von dem Ablaufe der vorigen Frist an
berechnet.

§ 191.

Ist ein Zeitraum nach Monaten oder nach Jahren in dem Sinne bestimmt, dall er nicht
zusammenhangend zu verlaufen braucht, so wird der Monat zu dreillig, das Jahr zu
dreihundertfinfundsechzig Tagen gerechnet.

§ 192.

Unter Anfang des Monats wird der erste, unter Mitte des Monats der funfzehnte, unter Ende des
Monats der letzte Tag des Monats verstanden.

§ 193.

Ist an einem bestimmten Tage oder innerhalb einer Frist eine Willenserklarung abzugeben oder eine
Leistung zu bewirken und fallt der bestimmte Tag oder der letzte Tag der Frist auf einen Sonntag
oder einen am Erklarungs- oder Leistungsorte staatlich anerkannten allgemeinen Feiertag, so tritt
an die Stelle des Sonntags oder des Feiertags der nachstfolgende Werktag.

Funfter Abschnitt.
Verjahrung.
§ 194.

Das Recht, von einem Anderen ein Thun oder ein Unterlassen zu verlangen (Anspruch), unterliegt
der Verjahrung.

Der Anspruch aus einem familienrechtlichen Verhaltnifs unterliegt der Verjahrung nicht, soweit er
auf die Herstellung des dem Verhaltnil entsprechenden Zustandes fur die Zukunft gerichtet ist.

§195.
Die regelmaliige Verjahrungsfrist betragt dreifSig Jahre.

§ 196.



In zwei Jahren verjahren die Anspriche:

1. der Kaufleute, Fabrikanten, Handwerker und derjenigen, welche ein Kunstgewerbe betreiben, fiir
Lieferung von Waaren, Ausfithrung von Arbeiten und Besorgung fremder Geschafte, mit Einschlufs
der Auslagen, es sei denn, dal$ die Leistung fiir den Gewerbebetrieb des Schuldners erfolgt;

2. derjenigen, welche Land- oder Forstwirthschaft betreiben, fur Lieferung von land- oder
forstwirthschaftlichen Erzeugnissen, sofern die Lieferung zur Verwendung im Haushalte des
Schuldners erfolgt;

3. der Eisenbahnunternehmungen, Frachtfuhrleute, Schiffer, Lohnkutscher und Boten wegen des
Fahrgeldes, der Fracht, des Fuhr- und Botenlohns, mit Einschluf8 der Auslagen;

4. der Gastwirthe und derjenigen, welche Speisen oder Getranke gewerbsmalSig verabreichen, fur
Gewahrung von Wohnung und Bekostigung sowie fur andere den Gasten zur Befriedigung ihrer
Bedurfnisse gewahrte Leistungen, mit Einschlul$ der Auslagen;

5. derjenigen, welche Lotterieloose vertreiben, aus dem Vertriebe der Loose, es sei denn, dals die
Loose zum Weitervertriebe geliefert werden;

6. derjenigen, welche bewegliche Sachen gewerbsmallig vermiethen, wegen des Miethzinses;

7. derjenigen, welche, ohne zu den in Nr. 1 bezeichneten Personen zu gehoren, die Besorgung
fremder Geschafte oder die Leistung von Diensten gewerbsmalig betreiben, wegen der ihnen aus
dem Gewerbebetriebe gebithrenden Vergiitungen, mit Einschluf8 der Auslagen;

8. derjenigen, welche im Privatdienste stehen, wegen des Gehalts, Lohnes oder anderer
Dienstbezliige, mit EinschlufS der Auslagen, sowie der Dienstberechtigten wegen der auf solche
Anspruche gewahrten Vorschusse;

9. der gewerblichen Arbeiter - Gesellen, Gehulfen, Lehrlinge, Fabrikarbeiter -, der Tagelohner und
Handarbeiter wegen des Lohnes und anderer an Stelle oder als Theil des Lohnes vereinbarter
Leistungen, mit Einschluf3 der Auslagen, sowie der Arbeitgeber wegen der auf solche Anspriche
gewahrten Vorschusse;

10. der Lehrherren und Lehrmeister wegen des Lehrgeldes und anderer im Lehrvertrage
vereinbarter Leistungen sowie wegen der fur die Lehrlinge bestrittenen Auslagen;

11. der offentlichen Anstalten, welche dem Unterrichte, der Erziehung, Verpflegung oder Heilung
dienen, sowie der Inhaber von Privatanstalten solcher Art fiir Gewahrung von Unterricht,
Verpflegung oder Heilung und fur die damit zusammenhangenden Aufwendungen;

12. derjenigen, welche Personen zur Verpflegung oder zur Erziehung aufnehmen, fir Leistungen
und Aufwendungen der in Nr. 11 bezeichneten Art;

13. der offentlichen Lehrer und der Privatlehrer wegen ihrer Honorare, die Anspruche der
offentlichen Lehrer jedoch nicht, wenn sie auf Grund besonderer Einrichtungen gestundet sind;

14. der Aerzte, insbesondere auch der Wundarzte, Geburtshelfer, Zahnarzte und Tierarzte, sowie
der Hebammen fiir ihre Dienstleistungen, mit Einschluf$ der Auslagen;

15. der Rechtsanwalte, Notare und Gerichtsvollzieher sowie aller Personen, die zur Besorgung
gewisser Geschafte offentlich bestellt oder zugelassen sind, wegen ihrer Gebuhren und Auslagen,
soweit nicht diese zur Staatskasse flielSen;

16. der Parteien wegen der ihren Rechtsanwalten geleisteten Vorschiisse;

17. der Zeugen und Sachverstandigen wegen ihrer Gebuhren und Auslagen.

Soweit die im Abs. 1 Nr. 1, 2, 5 bezeichneten Anspriiche nicht der Verjahrung von zwei Jahren
unterliegen, verjahren sie in vier Jahren.

§ 197.

In vier Jahren verjahren die Anspriiche auf Riickstande von Zinsen, mit Einschlul§ der als Zuschlag
zu den Zinsen zum Zwecke allméahlicher Tilgung des Kapitals zu entrichtenden Betrage, die
Anspriche auf Ruckstande von Mieth- und Pachtzinsen, soweit sie nicht unter die Vorschrift des §
196 Abs. 1 Nr. 6 fallen, und die Anspriiche auf Riuckstande von Renten, Auszugsleistungen,



Besoldungen, Wartegeldern, Ruhegehalten, Unterhaltsbeitragen und allen anderen regelmalSig
wiederkehrenden Leistungen.

§ 198.

Die Verjahrung beginnt mit der Entstehung des Anspruchs. Geht der Anspruch auf ein Unterlassen,
so beginnt die Verjahrung mit der Zuwiderhandlung.

§ 199.

Kann der Berechtigte die Leistung erst verlangen, wenn er dem Verpflichteten gekiindigt hat, so
beginnt die Verjahrung mit dem Zeitpunkte, von welchem an die Kundigung zulassig ist. Hat der
Verpflichtete die Leistung erst zu bewirken, wenn seit der Kiundigung eine bestimmte Frist
verstrichen ist, so wird der Beginn der Verjahrung um die Dauer der Frist hinausgeschoben.

§ 200.

Hangt die Entstehung eines Anspruchs davon ab, dals der Berechtigte von einem ihm zustehenden
Anfechtungsrechte Gebrauch macht, so beginnt die Verjahrung mit dem Zeitpunkte, von welchem an
die Anfechtung zulassig ist. Dies gilt jedoch nicht, wenn die Anfechtung sich auf ein
familienrechtliches Verhaltnil$ bezieht.

§ 201.

Die Verjahrung der in den §§ 196, 197 bezeichneten Anspriuche beginnt mit dem Schlusse des
Jahres, in welchem der nach den §§ 198 bis 200 malSigebende Zeitpunkt eintritt. Kann die Leistung
erst nach dem Ablauf einer uber diesen Zeitpunkt hinausreichenden Frist verlangt werden, so
beginnt die Verjahrung mit dem Schlusse des Jahres, in welchem die Frist ablauft.

§ 202.

Die Verjahrung ist gehemmt, solange die Leistung gestundet oder der Verpflichtete aus einem
anderen Grunde vorubergehend zur Verweigerung der Leistung berechtigt ist.

Diese Vorschrift findet keine Anwendung auf die Einrede des Zuruckbehaltungsrechts, des nicht
erfiilllten Vertrags, der mangelnden Sicherheitsleistung, der Vorausklage sowie auf die nach § 770
dem Birgen und nach den §§ 2014, 2015 dem Erben zustehenden Einreden.

§ 203.

Die Verjahrung ist gehemmt, solange der Berechtigte durch Stillstand der Rechtspflege innerhalb
der letzten sechs Monate der Verjahrungsfrist an der Rechtsverfolgung verhindert ist.

Das Gleiche gilt, wenn eine solche Verhinderung in anderer Weise durch hohere Gewalt
herbeigefiihrt wird.

§204.

Die Verjahrung von Anspruchen zwischen Ehegatten ist gehemmt, solange die Ehe besteht. Das
Gleiche gilt von Anspriichen zwischen Eltern und Kindern wahrend der Minderjahrigkeit der Kinder
und von Ansprichen zwischen dem Vormund und dem Miundel wahrend der Dauer des
Vormundschaftsverhaltnisses.

§ 205.



Der Zeitraum, wahrend dessen die Verjahrung gehemmt ist, wird in die Verjahrungsfrist nicht
eingerechnet.

§ 206.

Ist eine geschaftsunfahige oder in der Geschaftsfahigkeit beschrankte Person ohne gesetzlichen
Vertreter, so wird die gegen sie laufende Verjahrung nicht vor dem Ablaufe von sechs Monaten nach
dem Zeitpunkte vollendet, in welchem die Person unbeschrankt geschaftsfahig wird oder der Mangel
der Vertretung aufhort. Ist die Verjahrungsfrist kurzer als sechs Monate, so tritt der fur die
Verjahrung bestimmte Zeitraum an die Stelle der sechs Monate.

Diese Vorschriften finden keine Anwendung, soweit eine in der Geschaftsfahigkeit beschrankte
Person prozelSfahig ist.

§ 207.

Die Verjahrung eines Anspruchs, der zu einem Nachlasse gehort oder sich gegen einen Nachlals
richtet, wird nicht vor dem Ablaufe von sechs Monaten nach dem Zeitpunkte vollendet, in welchem
die Erbschaft von dem Erben angenommen oder der Konkurs iiber den Nachlal3 eroffnet wird oder
von welchem an der Anspruch von einem Vertreter oder gegen einen Vertreter geltend gemacht
werden kann. Ist die Verjahrungsfrist kurzer als sechs Monate, so tritt der fur die Verjahrung
bestimmte Zeitraum an die Stelle der sechs Monate.

§ 208.

Die Verjahrung wird unterbrochen, wenn der Verpflichtete dem Berechtigten gegeniiber den
Anspruch durch Abschlagzahlung, Zinszahlung, Sicherheitsleistung oder in anderer Weise
anerkennt.

§ 209.

Die Verjahrung wird unterbrochen, wenn der Berechtigte auf Befriedigung oder auf Feststellung des
Anspruchs, auf Ertheilung der Vollstreckungsklausel oder auf Erlassung des Vollstreckungsurtheils
Klage erhebt.

Der Erhebung der Klage stehen gleich:

1. die Zustellung eines Zahlungsbefehls im Mahnverfahren;

2. die Anmeldung des Anspruchs im Konkurse;

3. die Geltendmachung der Aufrechnung des Anspruchs im Prozesse;

4. die Streitverkundung in dem Prozesse, von dessen Ausgange der Anspruch abhangt;

5. die Vornahme einer Vollstreckungshandlung und, soweit die Zwangsvollstreckung den Gerichten
oder anderen Behorden zugewiesen ist, die Stellung des Antrags auf Zwangsvollstreckung.

§ 210.

Hangt die Zulassigkeit des Rechtswegs von der Vorentscheidung einer Behorde ab oder hat die
Bestimmung des zustandigen Gerichts durch ein hoheres Gericht zu erfolgen, so wird die Verjahrung
durch die Einreichung des Gesuchs an die Behorde oder das hohere Gericht in gleicher Weise wie
durch Klagerhebung unterbrochen, wenn die Klage binnen drei Monaten nach der Erledigung des
Gesuchs erhoben wird. Auf diese Frist finden die Vorschriften der §§ 203, 206, 207 entsprechende
Anwendung.



§211.

Die Unterbrechung durch Klagerhebung dauert fort, bis der ProzefS rechtskraftig entschieden oder
anderweit erledigt ist.

Gerath der Prozel§ in Folge einer Vereinbarung oder dadurch, daf er nicht betrieben wird, in
Stillstand, so endigt die Unterbrechung mit der letzten Prozefhandlung der Parteien oder des
Gerichts. Die nach der Beendigung der Unterbrechung beginnende neue Verjahrung wird dadurch,
dass eine der Parteien den ProzelS weiter betreibt, in gleicher Weise wie durch Klagerhebung
unterbrochen.

§ 212.

Die Unterbrechung durch Klagerhebung gilt als nicht erfolgt, wenn die Klage zuruckgenommen oder
durch ein nicht in der Sache selbst entscheidendes Urtheil rechtskraftig abgewiesen wird.

Erhebt der Berechtigte binnen sechs Monaten von neuem Klage, so gilt die Verjahrung als durch die
Erhebung der ersten Klage unterbrochen. Auf diese Frist finden die Vorschriften der §§ 203, 206,
207 entsprechende Anwendung.

§213.

Die Unterbrechung durch Zustellung eines Zahlungsbefehls im Mahnverfahren gilt als nicht erfolgt,
wenn die Wirkungen der Rechtshangigkeit erloschen.

§214.
Die Unterbrechung durch Anmeldung im Konkurse dauert fort, bis der Konkurs beendigt ist.
Die Unterbrechung gilt als nicht erfolgt, wenn die Anmeldung zuruickgenommen wird.

Wird bei der Beendigung des Konkurses fiir eine Forderung, die in Folge eines bei der Prufung
erhobenen Widerspruchs in Prozels befangen ist, ein Betrag zurickbehalten, so dauert die
Unterbrechung auch nach der Beendigung des Konkurses fort; das Ende der Unterbrechung
bestimmt sich nach den Vorschriften des § 211.

§ 215.

Die Unterbrechung durch Geltendmachung der Aufrechnung im Prozell oder durch
Streitverkundung dauert fort, bis der Prozel$ rechtskraftig entschieden oder anderweit erledigt ist;
die Vorschriften des § 211 Abs. 2 finden Anwendung.

Die Unterbrechung gilt als nicht erfolgt, wenn nicht binnen sechs Monaten nach der Beendigung des
Prozesses Klage auf Befriedigung oder Feststellung des Anspruchs erhoben wird. Auf diese Frist
finden die Vorschriften der §§ 203, 206, 207 entsprechende Anwendung.

§ 216.

Die Unterbrechung durch Vornahme einer Vollstreckungshandlung gilt als nicht erfolgt, wenn die
Vollstreckungsmaliregel auf Antrag des Berechtigten oder wegen Mangels der gesetzlichen
Voraussetzungen aufgehoben wird.

Die Unterbrechung durch Stellung des Antrags auf Zwangsvollstreckung gilt als nicht erfolgt, wenn
dem Antrage nicht stattgegeben oder der Antrag vor der Vornahme der Vollstreckungshandlung



zurickgenommen oder die erwirkte Vollstreckungsmaliregel nach Abs. 1 aufgehoben wird.
§217.

Wird die Verjahrung unterbrochen, so kommt die bis zur Unterbrechung verstrichene Zeit nicht in
Betracht; eine neue Verjahrung kann erst nach der Beendigung der Unterbrechung beginnen.

§ 218.

Ein rechtskraftig festgestellter Anspruch verjahrt in dreifSig Jahren, auch wenn er an sich einer
kirzeren Verjahrung unterliegt. Das Gleiche gilt von dem Anspruch aus einem vollstreckbaren
Vergleich oder einer vollstreckbaren Urkunde sowie von einem Anspruche, welcher durch die im
Konkurs erfolgte Feststellung vollstreckbar geworden ist.

Soweit sich die Feststellung auf regelmafig wiederkehrende, erst kiunftig fallig werdende
Leistungen bezieht, bewendet es bei der kiirzeren Verjahrungsfrist.

§219.

Als rechtskraftige Entscheidung im Sinne des § 211 Abs. 1 und des § 218 Abs. 1 gilt auch ein unter
Vorbehalt ergangenes rechtskraftiges Urtheil.

§ 220.

Ist der Anspruch vor einem Schiedsgericht oder einem besonderen Gerichte, vor einem
Verwaltungsgericht oder einer Verwaltungshehorde geltend zu machen, so finden die Vorschriften
der §§ 209 bis 213, 215, 216, 218, 219 entsprechende Anwendung.

Sind in dem Schiedsvertrage die Schiedsrichter nicht ernannt oder ist die Ernennung eines
Schiedsrichters aus einem anderen Grunde erforderlich oder kann das Schiedsgericht erst nach der
Erfullung einer sonstigen Voraussetzung angerufen werden, so wird die Verjahrung schon dadurch
unterbrochen, dass der Berechtigte das zur Erledigung der Sache seinerseits Erforderliche
vornimmt.

§ 221.

Gelangt eine Sache, in Ansehung deren ein dinglicher Anspruch besteht, durch Rechtsnachfolge in
den Besitz eines Dritten, so kommt die wahrend des Besitzes des Rechtsvorgangers verstrichene
Verjahrungszeit dem Rechtsnachfolger zu Statten.

§ 222.
Nach der Vollendung der Verjahrung ist der Verpflichtete berechtigt, die Leistung zu verweigern.

Das zur Befriedigung eines verjahrten Anspruchs Geleistete kann nicht zuruckgefordert werden,
auch wenn die Leistung in Unkenntnil§ der Verjahrung bewirkt worden ist. Das Gleiche gilt von
einem vertragsmafligen Anerkenntnisse sowie einer Sicherheitsleistung des Verpflichteten.

§ 223.

Die Verjahrung eines Anspruchs, fur den eine Hypothek oder ein Pfandrecht besteht, hindert den
Berechtigten nicht, seine Befriedigung aus dem verhafteten Gegenstande zu suchen.

Ist zur Sicherung eines Anspruchs ein Recht ubertragen worden, so kann die Riickibertragung nicht



auf Grund der Verjahrung des Anspruchs gefordert werden.

Diese Vorschriften finden keine Anwendung bei der Verjahrung von Anspriuchen auf Ruckstande von
Zinsen oder anderen wiederkehrenden Leistungen.

§224.

Mit dem Hauptanspruche verjahrt der Anspruch auf die von ihm abhangenden Nebenleistungen,
auch wenn die fur diesen Anspruch geltende besondere Verjahrung noch nicht vollendet ist.

§ 225.

Die Verjahrung kann durch Rechtsgeschaft weder ausgeschlossen noch erschwert werden.
Erleichterung der Verjahrung, insbesondere Abkiirzung der Verjahrungsfrist, ist zulassig.

Sechster Abschnitt.
Ausuibung der Rechte. Selbstvertheidigung. Selbsthiilfe.
§ 226.

Die Ausiibung eines Rechtes ist unzulassig, wenn sie nur den Zweck haben kann, einem Anderen
Schaden zuzufugen.

§ 227.
Eine durch Nothwehr gebotene Handlung ist nicht widerrechtlich.

Nothwehr ist diejenige Vertheidigung, welche erforderlich ist, um einen gegenwartigen
rechtswidrigen Angriff von sich oder einem Anderen abzuwenden.

§ 228.

Wer eine fremde Sache beschadigt oder zerstort, um eine durch sie drohende Gefahr von sich oder
einem Anderen abzuwenden, handelt nicht widerrechtlich, wenn die Beschadigung oder die
Zerstorung zur Abwendung der Gefahr erforderlich ist und der Schaden nicht aufSer Verhaltnil§ zu
der Gefahr steht. Hat der Handelnde die Gefahr verschuldet, so ist er zum Schadensersatze
verpflichtet.

§ 229.

Wer zum Zwecke der Selbsthiilfe eine Sache wegnimmt, zerstort oder beschadigt oder wer zum
Zwecke der Selbsthulfe einen Verpflichteten, welcher der Flucht verdachtig ist, festnimmt oder den
Widerstand des Verpflichteten gegen eine Handlung, die dieser zu dulden verpflichtet ist, beseitigt,
handelt nicht widerrechtlich, wenn obrigkeitliche Hulfe nicht rechtzeitig zu erlangen ist und ohne
sofortiges Eingreifen die Gefahr besteht, dalS die Verwirklichung des Anspruchs vereitelt oder
wesentlich erschwert werde.

§ 230.
Die Selbsthiilfe darf nicht weiter gehen, als zur Abwendung der Gefahr erforderlich ist.

Im Falle der Wegnahme von Sachen ist, sofern nicht Zwangsvollstreckung erwirkt wird, der
dingliche Arrest zu beantragen.



Im Falle der Festnahme des Verpflichteten ist, sofern er nicht wieder in Freiheit gesetzt wird, der
personliche Sicherheitsarrest bei dem Amtsgerichte zu beantragen, in dessen Bezirke die Festnahme
erfolgt ist; der Verpflichtete ist unverzuglich dem Gerichte vorzufuhren.

Wird der Arrestantrag verzogert oder abgelehnt, so hat die Ruckgabe der weggenommenen Sachen
und die Freilassung des Festgenommenen unverzuglich zu erfolgen.

§ 231.

Wer eine der im § 229 bezeichneten Handlungen in der irrigen Annahme vornimmt, daf$ die fur den
Ausschlufs der Widerrechtlichkeit erforderlichen Voraussetzungen vorhanden seien, ist dem anderen
Theile zum Schadensersatze verpflichtet, auch wenn der Irrthum nicht auf Fahrlassigkeit beruht.

Siebenter Abschnitt.
Sicherheitsleistung.
§232.
Wer Sicherheit zu leisten hat, kann dies bewirken:

1. durch Hinterlegung von Geld oder Werthpapieren,

2. durch Verpfandung von Forderungen, die in das Reichsschuldbuch oder in das Staatsschuldbuch
eines Bundesstaats eingetragen sind,

3. durch Verpfandung beweglicher Sachen,

4. durch Bestellung von Hypotheken an inlandischen Grundstucken,

5. durch Verpfandung von Forderungen, fur die eine Hypothek an einem inlandischen Grundstucke
besteht, oder durch Verpfandung von Grundschulden oder Rentenschulden an inlandischen
Grundstucken.

Kann die Sicherheit nicht in dieser Weise geleistet werden, so ist die Stellung eines tauglichen
Birgen zulassig.

§ 233.

Mit der Hinterlegung erwirbt der Berechtigte ein Pfandrecht an dem hinterlegten Gelde oder an den
hinterlegten Werthpapieren und, wenn das Geld oder die Werthpapiere nach landesgesetzlicher
Vorschrift in das Eigenthum des Fiskus oder der als Hinterlegungsstelle bestimmten Anstalt
ubergehen, ein Pfandrecht an der Forderung auf Ruckerstattung.

§ 234.

Werthpapiere sind zur Sicherheitsleistung nur geeignet, wenn sie auf den Inhaber lauten, einen
Kurswerth haben und einer Gattung angehoren, in der Mundelgeld angelegt werden darf. Den
Inhaberpapieren stehen Orderpapiere gleich, die mit Blankoindossament versehen sind.

Mit den Werthpapieren sind die Zins-, Renten-, Gewinnantheil- und Erneuerungsscheine zu
hinterlegen.

Mit Werthpapieren kann Sicherheit nur in Hohe von drei Viertheilen des Kurswerths geleistet
werden.

§ 235.



Wer durch Hinterlegung von Geld oder von Werthpapieren Sicherheit geleistet hat, ist berechtigt,
das hinterlegte Geld gegen geeignete Werthpapiere, die hinterlegten Werthpapiere gegen andere
geeignete Werthpapiere oder gegen Geld umzutauschen.

§ 236.

Mit einer Buchforderung gegen das Reich oder gegen einen Bundesstaat kann Sicherheit nur in
Hohe von drei Viertheilen des Kurswerths der Werthpapiere geleistet werden, deren Aushandigung
der Glaubiger gegen Loschung seiner Forderung verlangen kann.

§ 237.

Mit einer beweglichen Sache kann Sicherheit nur in Hohe von zwei Drittheilen des
Schatzungswerths geleistet werden. Sachen, deren Verderb zu besorgen oder deren Aufbewahrung
mit besonderen Schwierigkeiten verbunden ist, konnen zuruckgewiesen werden.

§ 238.

Eine Hypothekenforderung, eine Grundschuld oder eine Rentenschuld ist zur Sicherheitsleistung
nur geeignet, wenn sie den Voraussetzungen entspricht, unter denen am Orte der
Sicherheitsleistung Mundelgeld in Hypothekenforderungen, Grundschulden oder Rentenschulden
angelegt werden darf.

Eine Forderung, fur die eine Sicherungshypothek besteht, ist zur Sicherheitsleistung nicht geeignet.
§ 239.

Ein Burge ist tauglich, wenn er ein der Hohe der zu leistenden Sicherheit angemessenes Vermogen
besitzt und seinen allgemeinen Gerichtsstand im Inlande hat.

Die Burgschaftserklarung muf$ den Verzicht auf die Einrede der Vorausklage enthalten.
§ 240.

Wird die geleistete Sicherheit ohne Verschulden des Berechtigten unzureichend, so ist sie zu
erganzen oder anderweitige Sicherheit zu leisten.
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(Nr. 2321.) Biirgerliches Gesetzbuch. Vom 18. August 1896.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, Konig von PreufSen etc.

verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zustimmung des Bundesraths und des Reichstags,
was folgt:

Erstes Buch. Allgemeiner Theil. (§. 1. - §. 240.)

Zweites Buch. Recht der Schuldverhdltnisse. (§. 241. - §. 853.)
Drittes Buch. Sachenrecht. (§. 854. - §. 1296.

Viertes Buch. Familienrecht. (§. 1297. - §. 1921.)

Fiinftes Buch. Erbrecht. (§. 1922. - §. 2385.)

Urkundlich unter Unserer Hochsteigenhandigen Unterschrift und beigedrucktem Kaiserlichen
Insiegel.
Gegeben Neues Palais, den 18. August 1896.

(L. S.) Wilhelm.

Furst zu Hohenlohe.
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